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Vorwort 
In Berlin entfielen Ende Januar 2006 auf eine offene nicht geförderte Arbeitsstelle etwa 42 
Arbeitslose und über 9.000 Ausbildungsplatzbewerber waren noch nicht vermittelt. Ange-
sichts dieser Lage haben junge Menschen, die über keinen anerkannten Schulabschluss 
verfügen oder lediglich untere Bildungsgänge mit schlechten Noten abgeschlossen haben, 
erhebliche Schwierigkeiten, im Anschluss an die Schule den Einstieg in das Berufsleben zu 
finden. In der Konkurrenz mit Bewerbern, die den geforderten Schulabschluss mit guten No-
ten oder einen höheren Schulabschluss erreicht haben, sind sie ohne Hilfe nahezu chancen-
los. Sie laufen Gefahr, den Einstieg in das Erwerbsleben zu verpassen, dauerhaft von einer 
Beschäftigung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt ausgeschlossen zu bleiben und ihr Leben 
in Abhängigkeit von sozialen Transferleistungen führen zu müssen. Der Übergang von der 
Schule in das Erwerbsleben ist für diese Jugendlichen zu einer „hochriskanten Lebenslage“ 
(Michael Storz, 1997) geworden.  

Die Projekte SprungBRETT / Ziel 2, SprungBRETT / Ziel 3 und KOALA stellen sich der damit 
verbundenen Herausforderung, indem sie auf die skizzierte Lebenslage mit professionellen 
Handlungsformen reagieren, die zunächst im „Konzept einer arbeitsweltbezogenen Jugend-
sozialarbeit im Übergangsfeld zwischen Schule und Erwerbsleben“ (2003) dargestellt wur-
den. Aufbauend darauf, konnten die in der praktischen Integrationsarbeit gewonnenen Erfah-
rungen in Zusammenarbeit mit dem Projekt „Wege zum Beruf“1 systematisiert und als Hin-
weise für die Bildungsbegleitung von jungen Menschen mit besonderem Förderbedarf 
verallgemeinert werden. Diese Hinweise bieten unseren Projekten im Übergangsfeld 
zwischen Schule und Beruf einen gemeinsamen konzeptionellen Rahmen, was es uns 
ermöglicht, die Ergebnisse dieser Projekte sinnvoll zusammenzuführen und in einem 
Abschlussbericht darzustellen. Die Ergebnisse der einzelnen Projekte dürfen dadurch jedoch 
nicht miteinander vermengt werden. Aus diesem Grund ist der vorliegende Bericht in Kapitel 
gegliedert, die eine nach Projekten getrennte Darstellung ermöglichen, ohne dass ihr 
konzeptioneller Zusammenhang verloren geht:   

• 

• 

Kapitel eins (Hinweise zum Übergangsfeld zwischen Schule und Beruf) dient dem Le-
ser zur Orientierung. In ihm sind die Bildungsangebote und möglichen Bildungswege 
der von SprungBRETT und KOALA unterstützten Jugendlichen dargestellt. 

In den Kapiteln zwei, drei und vier werden die Ergebnisse der drei Einzelprojekte zu-
nächst in knapper Form referiert und dann anhand ausgewählter Schwerpunktthemen 
vertieft: 
Kapitel 2.4 befasst sich mit den für SprungBRETT wesentlichen Veränderungen im 
rechtlichen und organisatorischem Kontext der Integrationsarbeit an weiterführenden 
allgemeinen Oberschulen in der Sekundarstufe I.  
In Kapitel 3.4 werden Aspekte, die bei der Unterstützung von Schüler/-innen mit son-
derpädagogischem Förderbedarf und Migrationshintergrund in der Sekundarstufe II 
wichtig sein können, dargestellt.  

                                          
1 Dieses Projekt hat den Auftrag, eine Internetplattform zu erstellen, die über schulische und nachschulische 
Bildungswege und Unterstützungsangebote für junge Menschen mit besonderem Förderbedarf in Berlin infor-
miert. Es wird von der ISB gGmbH in Kooperation mit Arbeit und Bildung e.V., dem Neuköllner Netzwerk Berufs-
hilfe e.V. und der Siemens Technik Akademie durchgeführt. Die bislang erreichten Arbeitsergebnisse sind unter 
http://www.wege-zum-beruf.de [Datum des Zugriffs: 17.06.2005] veröffentlicht. Die Abschnitte fünf und sechs des 
vorliegenden Berichts beinhalten umgearbeitete und ergänzte Teile dieser Internetplattform, die dort unter der 
Rubrik „Bildungsbegleitung“ zu finden sind. 
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Kapitel 3.5 wurde von Grit Wachtel  und Sieglind Ellger-Rüttgardt – beide vom Fachbe-
reich für Rehabilitationswissenschaften der Humboldt Universität zu Berlin – geschrie-
ben. In ihm werden aus der Perspektive wissenschaftlicher Begleitforschung Aspekte 
der Zusammenarbeit zwischen dem Schulversuch Integration von Schülerinnen und 
Schülern mit geistiger Behinderung in die Berufsschule und SprungBRETT be-
sprochen. 
Kapitel 4.5. beinhaltet Fallberichte, die in die Arbeitsweise von KOALA einen Einblick 
ermöglichen. 

Kapitel fünf (Kernprozesse) beinhaltet Prozessbeschreibungen (Berufsorientierung, 
Berufsvorbereitung, Entwicklung „guter“ Passungsverhältnisse), die für die Arbeit der 
Projekte von zentraler Bedeutung sind. 

• 

• Kapitel sechs besteht aus einem Glossar, im dem wichtige Begriffe definiert und Zu-
sammenhänge erläutert werden. Die im Glossar verzeichneten Begriffe sind im Text 
fett gedruckt und unterstrichenen. Die kursiv gedruckten und unterstrichenen Text-
passagen verweisen auf Links, die zu weiterführenden Informationen im Internet führen 
(vgl. Liste der externen Links). 
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1 Hinweise zum Übergangsfeld zwischen Schule und Beruf 
An Berliner Schulen sind berufsorientierende Unterrichtsinhalte bereits in der 9. Klassenstufe 
Bestandteil der Lehrpläne. 

Für Schülerinnen und Schüler, „die nach neun Schuljahren nicht an einer allgemeinbildenden 
Oberschule verbleiben oder die in einer Sonderschule für Lernbehinderte die 9. Klasse er-
folgreich durchlaufen haben“, wurden gemäß § 39.8 des alten SchulG berufsbefähigende 
Lehrgänge (BB 10)  eingerichtet. Diese Lehrgänge werden gemäß § 129.12 des neuen 
SchulG mit dem Schuljahr 2006/2007 und dem Aufbau der 10. Jahrgangsstufe an Schulen 
mit sonderpädagogischem Förderschwerpunkt Lernen auslaufen. Schüler/-innen, die im An-
schluss an das zehnte Schuljahr keinen Ausbildungs- oder Arbeitsplatz gefunden haben, 
können in der freiwilligen 11. und 12. Klassenstufe berufsqualifizierende Lehrgänge (BQL) 
zur Vorbereitung auf eine Beschäftigung oder berufliche Ausbildung besuchen, die von be-
ruflichen Schulen angeboten werden.  Neben dem einjährigen BQL (§ 29.3 SchulG) bieten 
Berufsschulen mit sonderpädagogischen Aufgaben BQL in der 11. und 12. Jahrgangsstufe 
für Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf an (§ 29.4 SchulG). 
Zur Aufnahme in diese Lehrgänge ist kein Schulabschluss notwendig. Wenn Schülerinnen 
und Schüler mit erweitertem Hauptschulabschluss keinen Ausbildungsplatz gefunden haben, 
können sie die einjährige Berufsfachschule (OBF 1) zur Verbesserung ihrer praktischen Fä-
higkeiten und theoretischen Kenntnisse im gewählten Berufsfeld besuchen.  

Der Bildungsgang an Schulen mit sonderpädagogischem Förderschwerpunkt „geistige Ent-
wicklung“ ist im Unterschied zu anderen schulischen Bildungsgängen nicht nach Klassen- 
sondern nach Altersstufen gegliedert, die alle Schüler/-innen durchlaufen sollen. In der fünf-
ten Stufe – der Abschlussstufe – werden in der Regel Schülerinnen und Schüler im Alter von 
15 bis 18 Jahren unterrichtet und auf das Arbeitsleben vorbereitet. 

Im nachschulischen Bereich können berufsorientierende und berufsvorbereitende Bil-
dungsmaßnahmen der Bundesagentur für Arbeit gemäß SGB III, der Jugendberufshilfe 
gemäß SGB VIII oder gemäß SGB II mit einer Dauer von bis zu 18 Monaten folgen, die von 
einer Vielzahl unterschiedlicher Anbieter durchgeführt werden. Dabei ist die Berufsausbil-
dungsvorbereitung nach § 68 Berufsbildungsgesetz (BBiG) seit Dezember 2002 eine rela-
tiv neue Möglichkeit, die „sich an lernbeeinträchtigte oder sozial benachteiligte Personen, 
deren Entwicklungsstand eine erfolgreiche Ausbildung in einem anerkannten Ausbildungsbe-
ruf oder eine gleichwertige Berufsausbildung noch nicht erwarten lässt“ richtet und in Betrie-
ben durchgeführt wird. Aktivierungshilfen sind „niedrigschwellige Angebote im Vorfeld von 
Ausbildung, Qualifizierung und Beschäftigung, die Jugendliche, die auf andere Weise nicht 
erreicht werden können, für eine berufliche Qualifizierung motivieren“ (§ 241 SGB III, Abs. 
3a). Bei Arbeitsgelegenheiten handelt es sich um ein Förderinstrument des SGB II, das am 
01.01.2005 in Kraft trat und die Zusammenlegung von Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe zum 
Arbeitslosengeld II sowie die damit verbundene Einrichtung von Jobcentern und deren 
Aufgaben regelt. Schulabsolventen können Arbeitsgelegenheiten in Anspruch nehmen, so-
fern sie erwerbsfähig sind und in einer Bedarfsgemeinschaft mit einem Empfänger von 
Arbeitslosengeld II leben oder selbst Empfänger von Arbeitslosengeld II sind. § 3, Abs. 2 
SGB II legt dazu fest, dass diese Maßnahmen für Hilfebedürftige, die das 25. Lebensjahr 
noch nicht vollendet haben,  einen berufsqualifizierenden Anteil haben. Es ist nicht ausge-
schlossen, dass ein Jugendlicher an mehreren der genannten Maßnahmen nacheinander 
teilnimmt.  
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Im Anschluss an die nachschulischen Maßnahmen zur Berufsorientierung und Berufsvorbe-
reitung kann eine außerbetriebliche oder betriebliche Berufsausbildung folgen, die bei ver-
längerter Ausbildungszeit bis zu vier Jahren dauern kann. Bei Ausbildungen gemäß § 66 
BBiG bzw. § 42 m Handwerksordnung (HwO) handelt es sich um sogenannte theoriever-
minderte Ausbildungen für Menschen mit Behinderungen, die in Berlin bislang ausschließ-
lich außerbetrieblich durchgeführt werden. Betriebliche Ausbildungsverhältnisse können mit-
tels ausbildungsbegleitender Hilfen gem. SGB III unterstützt werden. 

Der Übergang in das Erwerbsleben ist damit in vielen Fällen jedoch noch nicht abgeschlos-
sen. Auch ausgebildete Jugendliche und junge Erwachsene mit Lernschwierigkeiten2 finden 
häufig keinen Einstieg in sozialversicherungspflichtige Beschäftigungsverhältnisse und wer-
den arbeitslos. 

Schülerinnen und Schüler mit sogenannter geistiger Behinderung werden in der Regel ab-
seits des allgemeinen Arbeitsmarktes in Werkstätten für behinderte Menschen (WfbM) auf-
genommen, wo sie zunächst das Eingangsverfahren (3 Monate) absolvieren, dann im Be-
rufsbildungsbereich (2 Jahre) qualifiziert werden, um anschließend in aller Regel einen dau-
erhaften Beschäftigungsplatz im Arbeitsbereich der WfbM zu finden. 

Das Übergangsfeld zwischen Schule und Beruf besteht also aus einem mehrgleisigen und 
differenzierten System schulischer und nachschulischer Angebote, die eine Zeitspanne von 
mehr als acht Jahren umfassen können. Zur Beschreibung und Analyse dieses Feldes wer-
den in der Regel die Begriffe „erste Schwelle“ und „zweite Schwelle“ verwendet. Mit „erster 
Schwelle“ wird der Übergang von der Schule in Ausbildung bzw. Berufsvorbereitung be-
zeichnet, mit „zweite Schwelle“ der Übergang von Ausbildung in Arbeit. Damit wird ein linea-
rer Entwicklungsverlauf suggeriert, der auf die Bildungs- und Erwerbsbiographien von jungen 
Menschen mit Lernschwierigkeiten nicht mehr zutrifft. Es wird eine „Normalbiografie“ unter-
stellt, die mit den vielfältigen Übergangs-, Um- und Irrwegen oder Warteschleifen, die in Ar-
beit, Ausbildung und Arbeitslosigkeit oder Dauerbeschäftigung in einer Werkstatt für behin-
derte Menschen führen, nur noch wenig gemeinsam hat.  

Die nachfolgende Abbildung bietet eine vereinfachte Darstellung des Übergangsfeldes zwi-
schen Schule und Beruf. Die Pfeile bezeichnen die möglichen, ggf. durch Arbeitslosigkeit 
unterbrochenen, Bildungs- und Integrationswege. Schulversuche und Modellprojekte blie-
ben darin unberücksichtigt. 

                                          
2 Mit dieser Bezeichnung folgen wir der Forderung von Betroffenen, nicht als „lernbehindert“ oder „geistig behin-
dert“ stigmatisiert, sondern Menschen mit Lernschwierigkeiten genannt zu werden. Schwierigkeiten bereitet die 
aus unserer Sicht vorzuziehende Bezeichnung Menschen mit Lernschwierigkeiten jedoch immer dann, wenn 
Aussagen auf einen rechtlichen oder institutionellen Kontext bezogen werden, in dem „geistige Behinderung“ oder 
„Lernbehinderung“ als Kategorien zur Definition des Förderbedarfs entscheidend sind. In diesen Zusammenhän-
gen haben wir uns für die Bezeichnungen „Menschen mit sogenannter geistiger Behinderung“ und „Menschen mit 
sogenannter Lernbehinderung“ entschieden 
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Angebote der BO und BV
Aktivierungshilfen (SGB III)

Berufsvorbereitende Bildungs-
maßnahmen  (SGB III)

Berufsausbildungsvorber. (BBiG)

Jugendberufshilfe (SGB III)

Berufsausbildung

§ 66 BBiG
§ 42m HwO

§ 4 BBiG
§ 25 HwO

Außerbetrieblich (SGB III, SGB VIII)

Betrieblich

Ausbildungsbegleitende Hilfen (SGB III)

Sozialversicherungspflichtige Beschäftigung auf dem allgemeinen Arbeitmarkt

WfbM

Eingangsverfahren

Berufsbildungsbereich

Arbeitsbereich

Berufsorientierung (BO) und Berufsvorbereitung (BV) in der Schule
9. Klassenstufe 10. Klassenstufe 11. Klassenstufe 12. Klassenstufe

Abschlussstufe der Schulen mit sonderpäd. Förderschwerpunkt „geistige Entwicklung“

Arbeitsgelegenheiten (SGB II)

Abbildung 1: Übergangsfeld 

Die Projekte SprungBRETT und KOALA sind in dieses Übergangsfeld eingebettet. Sie haben 
das gemeinsame Ziel, jungen Menschen mit Lernschwierigkeiten durch betriebsintegrierte 
Formen der Berufsorientierung und Berufsvorbereitung den Zugang in Ausbildung und sozi-
alversicherungspflichtige Beschäftigungsverhältnisse zu ermöglichen, die ihren beruflichen 
Wünschen und Fähigkeiten entsprechen.  
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2 SprungBRETT Ziel 3 
 
2.1 Ausgangssituation  
Seit 1999 unterstützt das Projekt SprungBRETT Schülerinnen und Schülern mit sonderpäda-
gogischem Förderbedarf im Förderschwerpunkt Lernen, die den gemeinsamen Unterricht besu-
chen beim Übergang von der Schule in das Erwerbsleben. Unter Anwendung der Konzepte 
„Alltagsbegleitung“ und „Unterstützte Beschäftigung“ werden den Schülerinnen und 
Schülern sozialpädagogische Hilfen zur Bewältigung von Alltagsproblemen angeboten, Ko-
operationsbetriebe akquiriert und beraten, betriebliche Praktika organisiert, begleitet und 
ausgewertet. Auf diese Weise ist es gelungen,  
• 

• 

• 
rdern, 

• 

die Beschäftigungsfähigkeit der Schülerinnen und Schüler zu verbessern, 
die Integrationsfähigkeit der Kooperationsbetriebe zu erhöhen,  
soziale Netzwerke aufzubauen, die geeignet sind, die sozialen und beruflichen 
Integrationsprozesse der Jugendlichen auch im nachschulischen Bereich zu fö
betriebliche Ausbildungsverhältnisse und sozialversicherungspflichtige Beschäftigungs-
verhältnisse bereits während der Schulzeit anzubahnen. 

Diese Arbeit galt es in den Schuljahren 2003/2004 und 2004/2005 fortzusetzen. 

2.2 Zielgruppe und Projektziele 
Das Projekt richtete sich an Schülerinnen und Schüler, die in der 10. Klassenstufe oder im 
10. Schulbesuchsjahr an weiterführenden allgemeinen Oberschulen auf Grund ihres son-
derpädagogischen Förderbedarfs in den Förderschwerpunkten Lernen oder geistige Entwick-
lung zieldifferent unterrichtet wurden. 

Im Zeitraum vom 1.1.2004 bis 31.12.2005 sollte das Projekt 36 Qualifizierungsplätze bereit stel-
len. Insgesamt sollten 82 Teilnehmer/innen qualifiziert und unterstützt werden. 

Die inhaltlichen Ziele von SprungBRETT wurden in vorangegangenen Berichten ausführlich 
dargestellt. Deshalb kann hier auf eine weitere Darstellung verzichtet und auf die bereits vor-
liegenden Unterlagen verwiesen werden. 
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2.3 Eckdaten 
 
Am Projekt nahmen 104 Jugendliche (51Schülerinnen und 53 Schüler) teil.  

5153
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Abbildung 2: Teilnehmer/-innen nach Geschlechtszugehörigkeit 

2.3.1 Abgebende Schulen 
Alle Schüler/-innen besuchten zum Zeitpunkt ihrer Projektaufnahmen die 9. oder 10. Klas-
senstufe allgemeinbildender Oberschulen. Abbildung 3 gibt einen Überblick zur Verteilung 
auf die 13 am Projekt beteiligten Schulen. 
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Abbildung 3: Schulen der Teilnehmer/-innen  
 

2.3.2 Förderstatus 
102 Teilnehmer/-innen verfügten über einen sonderpädagogischen Förderbedarf. 92 Teil-
nehmen/-innen (44 Schülerinnen und 48 Schüler) waren dem Förderschwerpunkt Lernen 
und zehn Teilnehmer/-innen (fünf Schülerinnen und fünf Schüler) dem Förderschwerpunkt 
geistige Entwicklung zugeordnet. Von den zwei Schülerinnen, die über keinen sonderpäda-
gogischen Förderbedarf verfügten, wurde eine im Projektverlauf entwidmet. Abbildung 4 gibt 
dazu einen Überblick. 
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Abbildung 4: Förderstatus der Teilnehmer/-innen  
 
Bei 28 Teilnehmer/-innen wurde eine Behinderung vom Versorgungsamt festgestellt. 26 da-
von sind mit einem festgestellten Grad der Behinderung (GdB) von 50 und mehr schwerbe-
hindert.  

GdB 20 30 40 50 60 70 80 90 100 
Anzahl  2  5 3 6 2  10 

Abbildung 5: Teilnehmer/-innen mit festgestelltem GdB 
 

2.3.3 Verweildauer 
Die durchschnittliche Verweildauer der Teilnehmer/-innen betrug etwas mehr als 10 Monate. 
Bei den Teilnehmer/-innen, die weniger als sechs Monate vom Projekt unterstützt wurden 
handelt es sich – abgesehen von drei Ausnahmen – um Schüler/-innen, die im Schuljahr 
2005/2006 aufgenommen worden sind und zur weiteren Begleitung in das Nachfolgeprojekt 
übergeleitet wurden.   
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Abbildung 6: Verweildauer im Projekt 
 

2.3.4 Fluktuation 
64 Teilnehmer/-innen traten vor dem Ende des Projekts aus SprungBRETT aus. In sechs 
Fällen wurde die Unterstützung durch das Projekt beendet, weil Teilnehmer/-innen dies aus-
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drücklich wünschten (2) oder weil ihre Mitwirkungsbereitschaft aus Sicht der Projektmitarbei-
ter/-innen für die weitere Zusammenarbeit nicht ausreichte (4). Eine Schülerin kehrte in ihr 
Heimatland zurück und ein Teilnehmer schied auf Grund von Entwidmung (Wegfall des son-
derpädagogischen Förderbedarfs) aus. 56 Austritte erfolgten mit der Überleitung von Teil-
nehmer/-innen in nachfolgende Bildungsmaßnahmen oder nach Aufnahme eines Aus-
bildungsverhältnisses. Abbildung 7 gibt nach Quartalen differenziert Auskunft über die Pro-
jektzugänge und Projektaustritte. 
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Abbildung 7: Fluktuation 

 

2.3.5 Projektauslastung 
Laut Projektantrag sollten durchgängig 36 Schüler/-innen unterstützt werden. Abbildung 8 
zeigt die Anzahl der im Projektverlauf unterstützten Teilnehmer/-innen und belegt, dass diese 
Zielgröße zu keinem Zeitpunkt unterschritten wurde.  
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Abbildung 8: Projektauslastung 
 

2.3.6 Praktika 
81 der insgesamt 104 Teilnehmer/-innen absolvierten Praktika. 23 Teilnehmer/-innen haben 
aufgrund ihrer kurzen Verweildauer im Projekt noch kein Praktikum absolvieren können. Da-
bei handelt es sich überwiegend um Schüler/-innen, die im letzten Quartal 2005 in das Pro-
jekt aufgenommen worden sind und vom nachfolgenden Projekt begleitet werden.  

Insgesamt wurden 161 Praktika durchgeführt. Die überwiegende Mehrzahl (80 %) fand in 
Betrieben des allgemeinen Arbeitsmarktes statt. 16 Praktika dienten der Anbahnung von 
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schulischen Anschlussmaßnahmen in der August-Sander-Schule und der Loschmidt-
Oberschule. Drei Praktika fanden in Werkstätten für behinderte Menschen statt. 

2.3.6.1 Dauer der Praktika 
Drei Viertel der vom Projekt unterstützten Praktika dauerten zwei oder drei Wochen, 26 
(16%) eine Woche und 13 (8%) vier Wochen oder länger. In Abbildung 9 ist dies dargestellt.  
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Abbildung 9: Praktika nach Dauer 

2.3.6.2 Anzahl der Praktika nach Teilnehmer/-innen 
41 Teilnehmer/-innen absolvierten mehr als ein Praktikum. Abbildung 10 gibt einen Überblick 
dazu und zeigt die Anzahl der Praktika pro Teilnehmer/-in. 
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Abbildung 10: Anzahl der Praktika nach Teilnehmer/-innen 
 

2.3.6.3 Praktika nach Teilnehmergruppen 
Die nach Geschlecht der Teilnehmer/-innen differenzierte Betrachtung der vom Projekt un-
terstützen Praktika zeigt, dass Schülerinnen und Schüler dieses Angebot gleichermaßen 
wahrnehmen konnten. Abbildung 11 verdeutlicht die proportionale Verteilung. 
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Abbildung 11: Partizipation und Geschlechtszugehörigkeit der Teilnehmer/-innen 
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Von Schüler/-innen mit sonderpädagogischem Schwerpunkt geistige Entwicklung wurden 27 
Praktika durchgeführt und von Schüler/-innen mit sonderpädagogischem Schwerpunkt Ler-
nen 157. Auf Schüler/-innen mit sonderpädagogischem Schwerpunkt geistige Entwicklung 
entfielen folglich 17,2% der von beiden Gruppen absolvierten Praktika. Der Anteil der Schü-
ler/-innen mit sonderpädagogischem Schwerpunkt geistige Entwicklung an der Grundge-
samtheit von 102 Teilnehmer/-innen betrug dem gegenüber lediglich 9,8%. Dieses Ergebnis 
belegt, dass die 10 Schüler/-innen mit sonderpädagogischem Schwerpunkt geistige Entwick-
lung dieses Projektangebot überproportional wahrgenommen haben (siehe Abbildung 12).  
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Abbildung 12: Partizipation und Förderstatus  der Teilnehmer/-innen 
 

2.3.7 Verbleib 

2.3.7.1 Ausbildung 
Sieben Teilnehmer/-innen (sechs Schülerinnen und ein Schüler) schafften im direkten An-
schluss an die zehnte Klassenstufe den Übergang in Ausbildungsverhältnisse. Vier Teilneh-
merinnen und ein Teilnehmer erreichten betriebliche Ausbildungsverhältnisse zur Fachkraft 
im Gastgewerbe. Eine Teilnehmerin erreichte ein betriebliches Ausbildungsverhältnis zur 
Bäckereifachverkäuferin. Eine Teilnehmerin nahm eine außerbetriebliche Ausbildung zur 
Beiköchin auf. 

Die zur Kennzeichnung dieser Integration wichtigen Daten sind in der nachfolgenden Tabelle 
zusammengestellt: 

TN Geschlecht. Schulabschluss Berufsbezeichnung Ausbildungsort Ausbildungsbeginn

1 weiblich 
Schule mit Förder-
schwerpunkt Lernen 

Bäckereifachverkäuferin Betrieb September 2004 

2 weiblich 
Dem Hauptschulab-
schluss gleichgestell-
ter Schulabschluss 

Fachkraft im Gastge-
werbe 

Betrieb September 2004 

3 männlich 
Schule mit Förder-
schwerpunkt Lernen 

Fachkraft im Gastge-
werbe 

Betrieb September 2004 

4 weiblich Hauptschulabschluss
Fachkraft im Gastge-
werbe 

Betrieb September 2005 

5 weiblich ohne 
Fachkraft im Gastge-
werbe 

Betrieb September 2005 

6 weiblich ohne 
Fachkraft im Gastge-
werbe 

Betrieb September 2005 

7 weiblich ohne Beiköchin außerbetrieblich September 2005 
Abbildung 13: Erreichte Ausbildungsverhältnisse 
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2.3.7.2 Bildungsmaßnahmen 
45 Schüler/-innen besuchten zum Zeitpunkt ihres Projektaustrittes bzw. zum Ende des Pro-
jekts allgemeinbildende Oberschulen. 37 wechselten in Berufsvorbereitende Bildungsgänge 
der beruflichen Schulen und 13 in eine Berufsvorbereitende Bildungsmaßnahme (BvB) 
gemäß SGB III. Eine Schülerin besuchte die Fachschule für Sozialwesen. Eine Schülerin 
fand Aufnahme im Eingangsverfahren der Werkstatt für behinderte Menschen. 
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Abbildung 14: Überleitung in Bildungsmaßnahmen 
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2.4 Die Arbeit von SprungBRETT in der Sekundarstufe I unter veränderten Rahmen-
bedingungen 

Die Beratungsarbeit im Projekt SprungBRETT in den Schuljahren 2003/2004 und 2004/2005 
waren gekennzeichnet durch die Veränderungen in zwei zentralen Bereichen: 

Die Reform des Berliner Schulgesetzes und Neuerungen im nachschulischen Bereich. • 

• Die Umstrukturierung der Agentur für Arbeit und das neue Fachkonzept. 

2.4.1 Reform des Berliner Schulgesetzes und Neuerungen im nachschulischen Be-
reich 

Durch die im neuen Schulgesetz festgehaltene Formulierung des Vorrangs für die sonderpä-
dagogische Förderung im gemeinsamen Unterricht an der allgemeinen Schule wurde die 
Integration von Kindern und Jugendlichen in der Regelschule gestärkt (vgl. §36.2 SchulG). 
Der Schulversuch Berufliche Vorbereitung und Eingliederung von Schüler/innen mit 
sonderpädagogischem Förderbedarf in der Sekundarstufe I (SV BVE) lief zum Ende des 
Schuljahres 2004/2005 aus. Die gesammelten Erfahrungen sollen nun auf die übrigen Se-
kundarstufenschulen mit Integration übertragen werden und im Rahmen eines Regelangebo-
tes erhalten die Schulen zusätzlich ca. vier Stunden, um die Aufgaben der Berufsorientierung 
der Jugendlichen mit sonderpädagogischem Förderbedarf zu erfüllen. 

Jugendliche mit dem Förderschwerpunkt Lernen sind in sofern durch die Neuerung des Ber-
liner Schulgesetzes in besonderer Weise betroffen, weil sie in der zieldifferenten Integration 
erstmalig die Chance erhalten, bereits in der Sek. I einem dem Hauptschulabschluss gleich-
wertigen Schulabschluss zu erreichen. Für die Absolventen der 10. Klasse mit dem Förder-
status Lernen in der allgemeinbildenden Schule war dies bisher nur im Rahmen des Schul-
versuches Berufsorientierender Lehrgang in Kooperation mit Betrieben der freien Wirt-
schaft im 10. Schuljahr (BO 10) an den Sonderschulen oder in Berufsbefähigenden Lehr-
gängen (BB 10) an den Berufsschulen möglich. Die Bedingungen für den Erwerb der 
Schulabschlüsse sind im neuen Schulgesetz und in der am 19. Januar 2005 erlassenen 
neuen Verordnung zur Regelung der sonderpädagogischen Förderung zunächst über-
gangsweise geregelt. 

Das Erreichen von Schulabschlüssen hat für die durch SprungBRETT begleiteten Jugendli-
chen  große Bedeutung. Die meisten Teilnehmer/-innen benennen es als ein erstrebenswer-
tes Ziel. Bei den Jugendlichen und bei ihren Eltern herrschte jedoch häufig Verwirrung dar-
über, ob und welchen Abschluss die Integrationsschüler nach der 10. Klasse erhalten wür-
den. Auf Nachfragen in den Erstgesprächen mit den Jugendlichen rangierten die Antworten 
von „weiss ich nicht“ bis „Realschulabschluss“. In den wenigsten Fällen waren die Aussagen 
der Jugendlichen mit der Realität deckungsgleich. 

In der Beratungstätigkeit von SprungBRETT sind die schulischen Angebote zur beruflichen 
Orientierung und Vorbereitung ein wesentlicher Aspekt. In den Fällen, in denen Jugendliche 
in der Integration ausdrücklich ihre Priorität auf das Erreichen eines einfachen Hauptschul-
abschlusses gelegt hatten, wurden diese in Hinblick auf eine Überleitung nach der 9. Klasse 
in den Schulversuch BO 10 oder in das Angebot der beruflichen Schulen, BB 10 beraten. Im 
Anschluss an die 10. Klasse wurde über  den Vollzeitlehrgang im 11. Schuljahr gemäß § 
39.3 (VZ 11) informiert, der ebenfalls an beruflichen Schulen stattfand.  

Mit der Reform des Schulgesetzes bekam die Beratung in der Projektarbeit einen neuen 
Stellenwert. Erstmals war es möglich und nötig, mit Eltern und Jugendlichen zu bestimmen, 
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unter welchen Bedingungen ein dem einfachen Hauptschulabschluss vergleichbarer Bil-
dungsabschluss in der Sek. I erreichbar sein würde. Zum Schuljahresbeginn 2004/2005 lag 
dazu noch keine eindeutige Regelung vor. Erst die am 19. Januar 2005 erlassene Sonder-
pädagogische Verordnung regelt die Vergabe wie folgt: 

„Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf der sonderpädagogischen För-
derschwerpunkte „Lernen“ und „Geistige Entwicklung“ werden zieldifferent integriert. Lernziele und 
Leistungsanforderungen richten sich in den Fächern, in denen die Leistungsanforderungen der allge-
meinen Schule nicht erfüllt werden können, nach denen der entsprechenden sonderpädagogischen 
Förderschwerpunkte. Die Schülerinnen und Schüler rücken jeweils mit Beginn des Schuljahres in die 
nächsthöhere Jahrgangsstufe auf, bis sie in Jahrgangsstufe 10 sind. Sie erhalten die Zeugnisse der 
jeweils besuchten Schule. Auf den Zeugnissen ist deutlich zu machen, in welchen Fächern die Leis-
tungsanforderung und -bewertung nicht nach den Maßstäben der allgemeinen Schule erfolgte“ (§ 18, 
Abs. 3). 
„Schülerinnen und Schüler haben den berufsorientierenden Abschluss erworben, wenn sie in der 
Jahrgangsstufe 10 in mindestens zwei Fächern der Fächergruppe Deutsch, Mathematik und Arbeits-
lehre mindestens ausreichende Leistungen erreicht haben und die teamorientierte Präsentation einer 
praktischen Arbeitsleistung ebenfalls mit mindestens ausreichend bewertet wurde; in den Klassen für 
„Produktives Lernen“ tritt an die Stelle des Faches Arbeitslehre das Fach Produktive Tätigkeit in der 
Praxis. Eine schlechtere Note aus der in Satz 1 genannten Fächergruppe kann durch eine mindestens 
befriedigende Präsentation der praktischen Arbeitsleistung ausgeglichen werden. Werden diese Leis-
tungsanforderungen nicht erfüllt, erhalten die Schülerinnen und Schüler nach Beendigung des Bil-
dungsgangs ein Abgangszeugnis. 
(4) Schülerinnen und Schüler erwerben am Ende der Jahrgangsstufe 10 einen dem Hauptschulab-
schluss gleichwertigen Abschluss, wenn 
1. sie in mindestens zwei Fächern der Fächergruppe Deutsch, Mathematik und Arbeitslehre mindes-
tens ausreichende Leistungen erreicht haben, in den Klassen für „Produktives Lernen“ tritt an die Stel-
le des Faches Arbeitslehre das Fach Produktive Tätigkeit in der Praxis, 
2. die Summe aller Zeugnisnoten in Fächern, die nach dem Rahmenlehrplan für den sonderpädagogi-
schen Förderschwerpunkt „Lernen“ unterrichtet wurden, einen Durchschnittswert von mindestens 3,0 
ergibt und 
3. bei den Vergleichsarbeiten, die den für den Hauptschulabschluss geltenden Standard überprüfen, 
in den Fächern Deutsch, Mathematik und Fremdsprache jeweils mindestens ausreichende Leistungen 
erzielt wurden.“ (§ 20) 

Das Wissen über die neuen Bestimmungen war an den allgemeinbildenden Schulen sehr 
unterschiedlich vorhanden. Die Koordinatoren der Schulen, die am Schulversuch SV BVE 
teilgenommen hatten, waren sehr gut informiert. Bei den meisten mit SprungBRETT koope-
rierenden Lehrkräften waren die Neuerungen aber nicht angekommen. Insgesamt führten die 
zunächst für den Übergang bestimmten Regelungen zu Unsicherheiten. Dies gilt insbeson-
dere in Bezug auf die Vergleichsarbeiten (§ 20, Abs 4, Satz 3) und die Bewertung der pra-
xisbezogenen Leistungen. 

Die Senatsverwaltung für Bildung erarbeitet dazu gegenwärtig die endgültigen Regelungen 
und es wird erwartet, dass auch zieldifferent unterrichtete Integrationsschüler/innen an den 
sogenannten Vergleichsarbeiten und den Prüfungen im zehnten Schuljahr teilnehmen müs-
sen, wenn sie in Zukunft entsprechende Abschlüsse erreichen wollen. Bisher wird die Teil-
nahme an Vergleichsarbeiten zur Probe empfohlen, aber nicht vorgeschrieben. 

Große Verunsicherung bei den Lehrkräften herrschte darüber, welche Auswirkung die Ver-
gabe des Schulabschlusses bei der weiteren nachschulischen Förderung haben würde. Man 
befürchtete, dass mit dem Erreichen des dem einfachen Hauptschulabschluss gleichwertigen 
Bildungsabschlusses der Förderstatus verloren ginge und damit die Jugendlichen in den 
berufsbildenden Schulen oder in den berufsvorbereitenden Lehrgängen nach SGB III nicht 
länger die besondere Förderung erhalten, die sie jedoch weiterhin benötigen. 
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Bei der Diskussion um die Vergabekriterien von Schulabschlüssen sind Fragen der Quali-
tätssicherung und das Bemühen der Senatsschulverwaltung, die Qualität der Schulabschlüs-
se zu sichern, verständlich, da die Vergabepraxis in den letzten Jahren immer undurchsichti-
ger wurde. In BO 10, BB 10 und VZ 11 konnten sehr viele Jugendliche mit Lern- oder Schul-
schwierigkeiten den einfachen Hauptschulabschluss oder einen dem einfachen Hauptschul-
abschluss gleichwertigen Bildungsabschluss erreichen. Die Wertigkeit des Abschlusses sank 
jedoch mangels verbindlicher Kriterien (vgl. VAN BUER 2005). Vor diesem Hintergrund ist 
die Befürchtung der Lehrkräfte zu verstehen, dass mit der Entscheidung zur Vergabe eines 
dem einfachen Hauptschulabschluss gleichwertigen Abschlusses eine Entwertung des einfa-
chen Hauptschulabschlusses verbunden sein könnte. Die Unterscheidung zwischen diesen 
beiden Abschlüssen halten die meisten Lehrkräfte für wenig transparent. 

Ein weiterer Schwerpunkt der Arbeit in SprungBRETT, die berufliche Orientierung, wurde 
von den neuen Regelungen ebenfalls betroffen. Durch die bisherigen Erfahrungen ist hin-
länglich deutlich geworden, dass Jugendliche mit dem sonderpädagogischen Förderbedarf 
„Lernen“ mehr Zeit und verstärkt reale Lernfelder in Form von Praktika zur beruflichen Orien-
tierung benötigen. Dieses Mehr an Zeit ist jedoch nicht nur dadurch zu erreichen, indem man 
in immer früheren Klassenstufen mit beruflicher Orientierung beginnt. Die Jugendlichen be-
nötigen auch ein gewisses Alter und damit persönliche Reife, um sich ernsthaft mit den Fra-
gen nach einer perspektivischen Lebens- und Berufsplanung auseinanderzusetzen. 

Durch die Möglichkeit, in der zieldifferenten Integration der Sek. I einen dem einfachen 
Hauptschulabschluss vergleichbaren Schulabschluss zu erreichen, ist es in einigen Fällen zu 
schwierigen Beratungssituationen gekommen. Nicht in allen Fällen wurden die praxisbezo-
genen Leistungen in die Bewertung aufgenommen. Um den Bedingungen für die Vergabe 
eines Schulabschlusses zu genügen, mussten die Integrationsschüler möglichst viel am Un-
terricht teilnehmen. Zusätzliche Praktika, außerhalb der in Klasse 10 üblicherweise vorgese-
henen Zeiten, wie sie in den vorangegangenen Jahren unproblematisch absolviert werden 
konnten, wurden damit zu einem konkurrierenden Angebot . Die berufliche Orientierung oder 
auch die Überprüfung von mehreren beruflichen Wünschen oder Vorstellungen durch Prakti-
ka und/oder im Rahmen von Exkursionen war damit in einigen Fällen nicht im erforderlichen 
zeitlichen Rahmen möglich. 

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass in allen Fällen, in denen die Vergabe eines dem 
Hauptschulabschluss vergleichbaren Schulabschlusses ein für den Jugendlichen erreichba-
res Ziel darstellte, mehrere und wiederholte Gespräche erforderlich waren, um die Kriterien 
für alle Beteiligten zu klären und festzulegen. In zwölf Fällen wurden die guten praxisbezo-
genen Leistungen während der Praktika in die Beurteilung des Faches Arbeitslehre einbezo-
gen und die Teilnahme daran im Zeugnis positiv vermerkt. Fünf Jugendliche nahmen freiwil-
lig an den Vergleichsarbeiten teil. Acht Integrationschüler/-innen mit dem Förderschwerpunkt 
„Lernen“ erreichten Ende des Schuljahres 2004/2005 erstmals einen dem einfachen Haupt-
schulabschluss gleichwertigen Bildungsabschluss. 

In Hinblick auf die Überleitung nach der 10. Klasse in nachfolgende und passgenaue Ange-
bote war die Arbeit von SprungBRETT durch die Veränderungen im Bereich der berufsbil-
denden Schulen betroffen. 
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Für Jugendliche, die nach Beendigung der allgemeinen Schulpflicht keine berufsvorbereiten-
de Bildungsmaßnahme über die Agentur für Arbeit, eine Ausbildung oder eine Beschäftigung 
aufgenommen hatten, bestand mit dem Schuljahr 2004/2005 nicht länger ein verpflichtendes 
Lehrgangsformat, wie ehemals Vollzeitlehrgänge im 11. Schuljahr (VZ 11). Statt dessen 
wurden ab diesem Schuljahr neue und freiwillig zu besuchende Angebote der berufsbilden-
den Schulen geschaffen. Mit diesen neuen Angeboten waren neue Bezeichnungen verbun-
den, die bei den Lehrkräften der allgemeinbildenden Schulen und den Eltern zu Klärungsbe-
darf führten. Weder wurde deutlich, ob mit Veränderung der Bezeichnungen auch neue Zu-
gangsvoraussetzungen, Inhalte und/oder Schulabschlüsse verbunden waren, noch war 
transparent, für welche Zielgruppe sich welcher Lehrgang am besten eignet. Die allgemeine 
Verunsicherung angesichts der vielen Veränderungen wurde verstärkt durch den Wegfall des 
ehemals verpflichtenden Angebots.  

Damit steigt die Anforderung an Jugendliche mit sonderpädagogischem Förderbedarf „Ler-
nen“. Sie müssen sich noch differenzierter mit ihren Wünschen, Vorstellungen und Zielen 
auseinandersetzen. Die Notwendigkeit Prioritäten zu setzen, über einen Zeitraum von einem 
Jahr hinaus zu denken und Entscheidungen anhand abstrakter Angebote, statt erlebter Er-
fahrungen treffen zu müssen, sind für diese Zielgruppe ohnehin eine große Herausforderung, 
die nun verstärkt an sie und auch an Ihre Eltern bzw. Bezugspersonen gestellt werden. 

Die Mitarbeiterinnen im Projekt SprungBRETT waren gefordert, in dem sie insbesondere 
sowohl die Jugendlichen als auch die Eltern in Beratungsgesprächen stärken und ermutigen 
mussten, angesichts der neuen und verunsichernden Situation sich nicht in Resignation oder 
Abwehr zu flüchten. 

2.4.2 Umstrukturierung der Agentur für Arbeit und das neue Fachkonzept 

Die Umstrukturierung der Agentur für Arbeit beinhaltet, dass die ursprünglich getrennte Re-
ha-Beratung von Schüler/-innen und Erwachsenen zusammengelegt wurde. Die Berufsbera-
ter/-innen absolvierten interne Fortbildungen, um in Zukunft die ganze Bandbreite von Reha-
bilitanden beraten zu können. 

Im Zuge der regionalen Umstrukturierung wurden im Zeitraum Juni 2003 bis Oktober 2005 
aus ehemals sechs regionalen Arbeitsämtern, zunächst fünf und dann drei Agenturen für 
Arbeit (Nord, Mitte und Süd), die den zwölf Bezirken in Berlin zugeordnet sind. Damit einher-
gehend befanden sich verschiedene Teile der Arbeitsagenturen seit Sommer 2003 im Um-
zug. Seit dem Schuljahr 2005/2006 erfolgt die Zuständigkeit der Berufsberater nicht mehr 
nach dem Schulstandort bzw. nach dem Wohnortprinzip, sondern alphabetisch. Dies ist bis-
her noch nicht in allen Agenturen für Arbeit umgesetzt. Den Beratungsaufgaben an den 
Haupt- und Gesamtschulen wurde nicht wie im bisherigen Umfang nachgekommen. An meh-
ren Schulstandorten fiel die Berufsberatung vor Ort komplett aus. Damit wurde dem beson-
deren Beratungsbedarf von Schülerinnen und Schülern mit sonderpädagogischem Förder-
bedarf „Lernen“, auf den das neue Schulgesetz mit § 36, Abs. 73 nachdrücklich hinweist, 
nicht nachgekommen. 

An den von SprungBRETT betreuten Schulen wurde diese Lücke durch die Integrationsbera-
terinnen kompensiert. Dazu wurde in verstärktem Maße die Kooperation mit den zuständigen 

                                          
3  „Für die Vorbereitung auf den Übergang von der Schule in das Berufs- und Arbeitsleben ist eine intensive be-
hinderungsspezifische Berufsberatung und Berufsvorbereitung erforderlich. Über die weitere Förderung soll eine 
frühzeitige Abstimmung mit den weiterführenden Ausbildungs-, Förderungs- und Beschäftigungsträgern erfolgen“. 
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Reha-Beratern gesucht. Dies war zunächst noch möglich, weil im Schuljahr 2003/2004 die 
Jugendlichen mit besonderem Förderstatus „Lernen“ noch quasi „automatisch“ als Zielgrup-
pe der beruflichen Rehabilitation anerkannt und deshalb in der Reha-Berufsberatung beraten 
wurden. Nur wenn das psychologische Gutachten der Arbeitsagenturen ergab, dass keine 
besonderen Hilfen zur beruflichen Vorbereitung erforderlich waren, erhielt der Jugendliche 
Leistungen der allgemeinen Berufsberatung. 

Seit dem Schuljahr 2004/2005 ist bei den Jugendlichen mit dem Förderschwerpunkt „Lernen“ 
die Zuständigkeit eines Reha-Berufsberaters nicht länger „automatisch“ gegeben. Die Ver-
fahrensweise ist von Schulstandort zu Schulstandort und je nach Agentur für Arbeit unter-
schiedlich. Nur noch wenige Schulen haben überhaupt einen Reha-Berufsberater als direk-
ten Ansprechpartner. In der Regel handelt es sich bei dem Berater vor Ort um einen der all-
gemeinen Berufsberatung. 

Mit Anwendung des am 12. Januar 2004 herausgegebenen neuen Fachkonzeptes wurden 
die berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahmen der Arbeitsagentur erheblich verändert. 
Zur Zielgruppe berufsvorbereitender Bildungsmaßnahmen der BA gehören – unabhängig 
von der erreichten Schulbildung – Jugendliche und junge Erwachsene, sofern sie ohne 
berufliche Erstausbildung sind, das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet und ihre allgemeine 
Schulpflicht erfüllt haben. Sie richten sich an lernbeeinträchtigte oder sozial benachteiligte 
Personen, deren Entwicklungsstand eine erfolgreiche Ausbildung in einem anerkannten 
Ausbildungsberuf oder eine gleichwertige Berufsausbildung noch nicht erwarten lässt. (vgl. 
Neues Fachkonzept). 

Ein zentrales Ausschreibungs- und Vergabeverfahren von Maßnahmen wurde eingeführt. Im 
Gegensatz zur bisherigen Praxis, bei der die Berufsberater langjährige Kontakte zu Bildungs-
trägern hatten und um deren Qualität und Anzahl der zu vergebenden Plätze wussten, be-
werben sich nun Bildungsträger auf zentral entwickelte Ausschreibungen der BA, und erhal-
ten je nach Angebot den Zuschlag. Die Berufsberater wissen erst kurz vor Maßnahmebe-
ginn, bei welchem Bildungsträger welche Plätze bereitgestellt werden. Somit bieten Erkun-
dungen von Bildungsträgern im Rahmen von Exkursionen und Praktika nicht länger eine 
Orientierung auf einen Standort. Damit ist es fragwürdig geworden, ob dies weiterhin eine 
sinnvolle Methode ist, Jugendliche mit dem Förderschwerpunkt „Lernen“ auf den Übergang 
in eine berufsvorbereitende Bildungsmaßnahme vorzubereiten. Es ermöglicht auf jeden Fall 
nicht länger eine auf Erfahrung basierende Entscheidung für einen bestimmten Bildungsträ-
ger. Tatsächlich hat das zentrale Ausschreibungs- und Vergabeverfahren das Mitsprache-
recht des Jugendlichen auf die Angabe von gewünschten Berufsfeldern reduziert (deren 
Auswahl im rehaspezifischen Bereich ist, entsprechend der in Berlin angebotenen Ausbil-
dungen nach § 66 BIGG, derzeit auf fünf Berufsfelder begrenzt). 

In einem Fall ergab das neue Zuweisungsverfahren eine Situation, die der zuständige Be-
rufsberater selbst am meisten befürchtet hatte: der Träger, der den Zuschlag für das Ein-
gangsverfahren erhalten hatte, war nicht der gleiche, der die anschließende Grundstufe 
durchführte, so dass der Jugendliche innerhalb von wenigen Wochen den Wechsel aus dem 
vertrauten Umfeld Schule zu einem Bildungsträger X und nach weiteren drei Wochen zum 
Bildungsträger Y bewältigen musste, einhergehend mit der Einstellung auf jeweils neue Be-
zugspersonen. 

Im ersten Jahr der Einführung des neuen Fachkonzeptes begannen die Bildungsmaßnah-
men nicht wie in den vergangenen Jahren im August und September, also mit dem klassi-
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schen Schuljahres bzw. Ausbildungsbeginn, sondern verzögerten sich zum Teil bis Oktober 
und November 2004. Den Integrationsberaterinnen kam damit eine besondere Aufgabe der 
Stabilisierung zu.  Für die Jugendlichen, die im Projekt SprungBRETT begleitet wurden, hiel-
ten die Mitarbeiterinnen insbesondere Kontakt mit den Berufsberatern und den Bildungsträ-
gern, um eine sichere Überleitung zu gewährleisten. 

Die Phase der Umstrukturierung der Agenturen für Arbeit hat die Projektarbeit von Sprung-
BRETT in den Schuljahren 2003/2004 und 2004/2005 sehr herausgefordert. Die Mitarbeite-
rinnen waren vielfach damit beschäftigt, die sich ständig wechselnden Zuständigkeiten für 
die einzelnen Jugendlichen zu klären. Die Erreichbarkeit der Berufsberater war in vielen Fäl-
len nicht mehr gegeben und seit dem Schuljahr 2005/2006 haben die Mitarbeiter, je Anzahl 
der zu begleitenden Schüler, zwei bis unter Umständen sechs verschiedene zuständige Be-
rufsberater als Ansprechpartner. 

In den Jahren bis zur Umstrukturierung der Agenturen war es gelungen eine gute kooperati-
ve Zusammenarbeit zwischen dem Projekt SprungBRETT und einzelnen Reha-
Berufsberatern aufzubauen. Diese Zusammenarbeit hat sich durch die Veränderungen in 
weiten Teilen verschlechtert. In der Begleitung der Jugendlichen ist der Eindruck entstanden, 
dass der Entscheidungsspielraum der Berufsberater im Zuge des neuen Fachkonzeptes zu-
nehmend kleiner geworden ist und es vor allem darum geht, die kostspielige Zuweisung in 
rehaspezifische Maßnahmen zu reduzieren. Da im Zuge des zentralen Ausschreibungs- und 
Vergabeverfahrens die Berufsberater selbst erst kurz vor Maßnahmebeginn wissen, welcher 
Bildungsträger den Zuschlag für eine Bildungsmaßnahme erhält, sind die Möglichkeiten für 
eine differenzierte Beratung und Entscheidungsfindung, die das Wunsch- und Wahlrechtes 
des Jugendlichen berücksichtigen, gering geworden. 
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2.5 Resümee und Perspektiven 
In den Schuljahren 2003/2004 und 2004/2005 konnten trotz der dargestellten Veränderun-
gen und damit verbundenen Schwierigkeiten erneut 104 Teilnehmer/-innen erfolgreich im 
Übergang aus der Schule begleitet werden. Die gute Zusammenarbeit mit den Schulen, die 
am Schulversuch teilgenommen hatten, wurde fortgesetzt. Mit der Nikolaus-August-Otto-
Oberschule und der Breitscheid-Oberschule konnten im Schuljahr 2004/2005 zwei neue 
Standorte gewonnen werden. 

Auch für die Projektteilnehmer/-innen, die in der Integration erstmalig einen dem Haupt-
schulabschluss gleichwertigen Bildungsabschluss anstrebten, wurde der Schwerpunkt der 
beruflichen Orientierung nicht aus den Augen verloren und es konnten insgesamt 161 Prakti-
ka durchgeführt werden. Die damit einhergehende „Doppelbelastung“ wurde von den Teil-
nehmer/-innen gut gemeistert, erforderte jedoch eine intensivere Begleitung durch die Integ-
rationsberaterinnen. Die überwiegende Anzahl dieser Praktika wurden in Betrieben der freien 
Wirtschaft durchgeführt, um damit die im Projekt angestrebte praxisnahe Orientierung und 
Qualifizierung von Jugendlichen mit besonderem Förderbedarf zu unterstützen. In sieben 
Fällen konnten betriebliche Ausbildungsverhältnisse erreicht werden und eine Überführung 
der Teilnehmer in den betrieblichen Ausbildungsverbund MOBILE. 

In berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahmen gemäß SGB III wurden 13 Jugendliche 
übergeleitet und der Übergang vom Eingangsverfahren in die sich daran anschließende 
Grund- oder Förderstufe begleitet, wenn es sich in der Durchführung um unterschiedliche 
Bildungsträger handelte. Im Eingangsverfahren wurde in allen Fällen Kontakt zu den Sozial-
pädagogen bzw. Bildungsbegleitern aufgenommen, um die in der Begleitung gewonnenen  
Informationen in Absprache mit den Jugendlichen weiterzugeben. Insbesondere die in den 
Praktika gewonnen Erfahrungen spielten dabei eine wichtige Rolle. 

Das Projekt SprungBRETT kann in den Schuljahren 2005/2006 und 2006/2007 fortgesetzt 
werden. Der zu diesem Zweck gestellte Projektantrag wurde bewilligt.  

Auf Anfrage der Werner-Stephan-Oberschule, mit der das Projekt SprungBRETT bereits im 
siebten Jahr kooperiert, wurde gemeinsam mit zwei weiteren Trägern der Kinder- und Ju-
gendhilfe ein Angebot auf die Ausschreibung „Jugendsozialarbeit an Berliner Hauptschulen –
ein Kooperationsmodell an der Schnittstelle zwischen Schule und Berufswelt“ eingereicht.  
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3 SprungBRETT Ziel 2 

3.1 Ausgangssituation  
Um Schülerinnen und Schülern mit sonderpädagogischem Förderbedarf im Förderschwerpunkt 
„geistige Entwicklung“ gemäß § 2 Abs. 2 Landesgleichberechtigungsgesetz (LGBG) in der 
Sekundarstufe II ein integratives Angebot zu machen, führen die Loschmidt-Oberschule und 
die August-Sander-Schule den Schulversuch Integration von Schülerinnen und Schülern 
mit geistiger Behinderung in die Berufsschule durch. In Vollzeitlehrgängen gemäß § 29.4 
SchulG werden diese Schülerinnen und Schüler im 11. und 12. Schuljahr gemeinsam mit 
Schülerinnen und Schülern mit sonderpädagogischem Förderbedarf im Förderschwerpunkt 
„Lernen“ unterrichtet. 

Das Projekt SprungBRETT unterstützt diesen Schulversuch seit Dezember 2001. Unter An-
wendung der Konzepte „Alltagsbegleitung“ und „Unterstützte Beschäftigung“ werden den 
Schülerinnen und Schülern sozialpädagogische Hilfen zur Bewältigung von Alltagsproblemen 
angeboten, Kooperationsbetriebe akquiriert und beraten, betriebliche Praktika organisiert, 
begleitet und ausgewertet. Diese Arbeit galt es in den Schuljahren 2003/2004 und 2004/2005 
fortzusetzen. 
Im Januar 2005 wurde nach Bewilligung des Aufstockungsantrages vom 15.12.2004 die 
Schule am Sonnenwinkel in die Projektarbeit einbezogen.  
  
3.2 Zielgruppe und Projektziele  
Das Projekt richtete sich an Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem Förder-
bedarf in den Schwerpunkten „Lernen“ oder „geistige Entwicklung“,  

die in der 11. oder 12. Klassenstufe berufsqualifizierende Lehrgänge gemäß § 29.4 
SchulG der Loschmidt-Oberschule und der August-Sander-Oberschule besuchen oder 
diese besucht haben; 

• 

• die am „Berufsorientierenden Lehrgang in Kooperation mit Betrieben der freien 
Wirtschaft (BO 10) oder am „Beschäftigungsorientierenden Lehrgang in Koopera-
tion mit Betrieben der freien Wirtschaft – (BESO 11) der Schule am Sonnenwinkel 
teilnehmen oder teilgenommen haben. 

Im Zeitraum vom 1.1.2004 bis 31.12.2004 sollte das Projekt 35 Qualifizierungsplätze bereit stel-
len, im Zeitraum vom 1.1.2005 bis 31.12.2005 insgesamt 45. Es sollten 80 Teilnehmer/-innen 
qualifiziert und unterstützt werden.  

Die inhaltlichen Ziele von SprungBRETT wurden in vorangegangenen Berichten ausführlich 
dargestellt. Deshalb kann hier auf eine weitere Darstellung verzichtet und auf die bereits vor-
liegenden Unterlagen verwiesen werden. 
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3.3 Eckdaten 
Am Projekt nahmen 34 junge Frauen und 50 junge Männer teil. 
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Abbildung 15: Teilnehmer/-innen nach Geschlechtszugehörigkeit 
 

3.3.1 Abgebende Schulen 
72 Teilnehmer/-innen besuchten zum Zeitpunkt ihrer Projektaufnahme Berufsschulen mit 
sonderpädagogischen Aufgaben. Zehn Teilnehmer/-innen nahmen am Unterricht der Schule 
am Sonnenwinkel – einer Schule mit sonderpädagogischem Förderschwerpunkt Lernen teil. 
(Siehe Abbildung 16). Ein Teilnehmer war arbeitslos und ein weiterer von Arbeitslosigkeit 
bedroht.   
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Abbildung 16: Schulen der Teilnehmer/-innen  
 

3.3.2 Bildungsmaßnahmen 
Die 72 Schüler/-innen der Loschmidt-Oberschule und der August-Sander-Schule besuchten 
zum Zeitpunkt der Projektaufnahme ausnahmslos Berufsqualifizierende Lehrgänge gemäß § 
29.4 Berliner Schulgesetz (BQL 29.4). Von den zehn Schüler/-innen der Schule am Sonnen-
winkel wurden acht im Berufsorientierenden Lehrgang in Kooperation mit Betrieben der 
freien Wirtschaft (BO 10)“ und zwei im Beschäftigungsorientierenden Lehrgang in Ko-
operation mit Betrieben der freien Wirtschaft (BESO 11) unterrichtet. Ein junger Mann 
befand sich in einem von Kündigung bedrohtem Arbeitsverhältnis und einer war arbeitslos. 
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Abbildung 17: Bildungsmaßnahmen der Teilnehmer/-innen  

3.3.3 Förderstatus 
Bis auf zwei Schüler verfügten alle Teilnehmer/-innen über einen sonderpädagogischen 
Förderbedarf. 64 Teilnehmen/-innen (26 Frauen und 38 Männer) waren dem Förderschwer-
punkt „Lernen“ und 18 Teilnehmer/-innen dem Förderschwerpunkt „geistige Entwicklung“ 
(acht Schülerinnen und 10 Schüler) zugeordnet.  
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Abbildung 18: Förderstatus der Teilnehmer/-innen 

Bei 23 Teilnehmer/-innen wurde eine Behinderung vom Versorgungsamt festgestellt. 22 da-
von sind mit einem festgestellten Grad der Behinderung von 50 und mehr schwerbehindert.   

GdB 20 30 40 50 60 70 80 90 100 
Anzahl  1  8 3 3 2 1 5 

Abbildung 19: Teilnehmer/-innen mit festgestelltem GdB 
 

3.3.4 Schulabschlüsse 
55 Teilnehmer/-innen verfügten zum Zeitpunkt der Projektaufnahmen über keinen Schulab-
schluss, 15 hatten den Abschluss der Schule mit sonderpädagogischen Förderschwerpunkt 
Lernen (SL) erreichet, zehn den einfachen Hauptschulabschluss (HS) oder einen diesem 
gleichwertigen Abschluss (HGS). Eine Schülerin verfügte über den Mittleren Schulabschluss 
(MSA). 
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Abbildung 20: Schulabschlüsse der Teilnehmer/-innen 
 

3.3.5 Verweildauer 
Die durchschnittliche Verweildauer der Teilnehmer/-innen betrug 12,75 Monate. Bei den 
Teilnehmer/-innen, die weniger als sechs Monate vom Projekt unterstützt wurden handelt es 
sich – abgesehen von drei Ausnahmen – um Schüler/-innen, die im Schuljahr 2005/2006 
aufgenommen worden sind und zur weiteren Begleitung in das Nachfolgeprojekt übergeleitet 
wurden. 
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Abbildung 21: Verweildauer im Projekt  

3.3.6 Fluktuation 
36 Teilnehmer/-innen traten vor dem Ende des Projekts aus SprungBRETT aus. In 11 Fällen 
wurde die Unterstützung durch das Projekt beendet, weil Teilnehmer/-innen dies ausdrück-
lich wünschten (4), weil ihre Mitwirkungsbereitschaft aus Sicht der Projektmitarbeiter/-innen 
für die weitere Zusammenarbeit nicht ausreichte (4) oder der Kontakt zu ihnen verloren ging 
(3). Eine Schülerin kehrte in ihr Heimatland zurück, ein junger Mann kam in Abschiebehaft 
und eine junge Frau schied auf Grund von Schwangerschaft aus. 25 Austritte erfolgten mit 
der Überleitung von Teilnehmer/-innen in nachfolgende Bildungsmaßnahmen oder nach Auf-
nahme eines Ausbildungsverhältnisses. Abbildung 22 gibt nach Quartalen differenziert Aus-
kunft über die Projektzugänge und Projektaustritte. 
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Abbildung 22: Fluktuation 

 

3.3.7 Projektauslastung 
Laut Projektantrag sollten im Zeitraum vom 01.01.2004 bis 31.12.2004 durchgängig 35 Teil-
nehmer/-innen und im Zeitraum vom 01.01.2005 bis 31.12.2005 durchgängig 45 Teilneh-
mer/-innen unterstützt werden. Abbildung 23 zeigt die Anzahl der im Projektverlauf unter-
stützten Teilnehmer/-innen und belegt, dass diese Zielgrößen weitestgehend erreicht wur-
den. Lediglich im zweiten Quartal 2004 wurde eine Person weniger unterstützt als ange-
strebt.  
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Abbildung 23: Projektauslastung 

 

3.3.8 Praktika 
69 der insgesamt 84 Teilnehmer/-innen absolvierten Praktika. 15 Teilnehmer/-innen haben 
aufgrund ihrer kurzen Verweildauer im Projekt noch kein Praktikum absolvieren können. Da-
bei handelt es sich überwiegend um Schüler/-innen, die im letzen Quartal 2005 in das Pro-
jekt aufgenommen worden sind und vom nachfolgenden Projekt begleitet werden.  

Insgesamt wurden 148 Praktika durchgeführt. 136 (92%) fanden in Betrieben des allgemei-
nen Arbeitsmarktes statt, drei in Werkstätten für behinderte Menschen und neun in Einrich-
tungen, die berufsvorbereitende Maßnahmen gemäß SGB III oder SGB VIII durchführen. 
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3.3.8.1 Dauer der Praktika 
106 (71%) der vom Projekt unterstützten Praktika dauerten zwei oder drei Wochen, 16 (11%) 
eine Woche und 26 (18%) vier Wochen oder länger. In Abbildung 24 ist dies dargestellt. 
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Abbildung 24: Praktika nach Dauer  

3.3.8.2 Anzahl der Praktika nach Teilnehmer/-innen 
41 Teilnehmer/-innen absolvierten mehr als ein Praktikum. Abbildung 25 gibt einen Überblick 
dazu und zeigt die Anzahl der Praktika pro Teilnehmer/-in. 
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Abbildung 25: Anzahl der Praktika nach Teilnehmer/-innen 

 

3.3.8.3 Praktika nach Teilnehmergruppen 
Die nach Geschlecht der Teilnehmer/-innen differenzierte Betrachtung der vom Projekt un-
terstützen Praktika zeigt, dass die jungen Frauen dieses Angebot mehr nutzen konnten als 
die jungen Männer. Von den insgesamt 148 Praktika wurden 74, also exakt 50%, von Schü-
ler/-innen durchgeführt gleichwohl lediglich etwas mehr als 40% der Teilnehmer/-innen Frau-
en waren. Abbildung 26 verdeutlicht diese Verteilung. 
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Abbildung 26: Partizipation und Geschlechtszugehörigkeit der Teilnehmer/-innen  

Von Schüler/-innen mit sonderpädagogischem Schwerpunkt geistige Entwicklung wurden 41 
Praktika durchgeführt und von Schüler/-innen mit sonderpädagogischem Schwerpunkt Ler-
nen 104. Auf Schüler/-innen mit sonderpädagogischem Schwerpunkt geistige Entwicklung 
entfielen folglich 28,3% der von beiden Gruppen absolvierten Praktika. Der Anteil der Schü-
ler/-innen mit sonderpädagogischem Schwerpunkt geistige Entwicklung an der Grundge-
samtheit von 82 Teilnehmer/-innen betrug dem gegenüber knapp 22%. Dieses Ergebnis be-
legt, dass die 18 Teilnehmer/-innen mit sonderpädagogischem Schwerpunkt geistige Ent-
wicklung dieses Projektangebot überproportional wahrgenommen haben (siehe Abbildung 
27).  

64

104

18

41

0% 10% 20% 30% 40% 50% 60% 70% 80% 90% 100%

Teilnehmer/-innen

Praktika

Förderschwerpunkt Lernen Förderschwerpunkt geistige Entwicklung

Abbildung 27: Partizipation und Förderstatus  der Teilnehmer/-innen 

 

3.3.9 Verbleib 

3.3.9.1 Ausbildung und Arbeit 
Fünf Teilnehmer/-innen (zwei junge Frauen und drei junge Männer) erreichten Ausbildungs-
verhältnisse. Vier Teilnehmer/-innen (zwei junge Frauen und zwei junge Männer) erreichten 
sozialversicherungspflichtige Beschäftigungsverhältnisse.  

Die zur Kennzeichnung dieser Integration wichtigen Daten sind in den nachfolgenden Tabel-
len zusammengestellt: 

Ausbildungsverhältnisse 
TN Geschlecht Schulab-

schluss Berufsbezeichnung Förder-
schwerpunkt

Ausbildungs-
ort 

Ausbildungs-
beginn 

1 weiblich HGS Fachkraft im Gast-
gewerbe Lernen Betrieb September 2005 

2 männlich HGS Fachkraft im Gast-
gewerbe Lernen Betrieb August 2005 

3 weiblich HGS Fachkraft im Gast-
gewerbe Lernen Betrieb August 2005 
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Ausbildungsverhältnisse 
4 männlich HS Holzwerker Lernen außerbetr

ich 
iebl September 2005 

5 männlich HS Modenäher Lernen außerbe-
trieblich September 2005 

Abbildung 28: Erreichte Ausbildungsverhältnisse 

Arbeitsverhältnisse 
TN Geschlecht Schul-

abschluss Tätigkeit Förder-
schwerpunkt 

Zeitlicher 
Umfang Arbeitsaufnahme 

1 weiblich keiner Küchenhelferin Geistige Ent-
wicklung Teilzeit November 2004 

2 männlich keiner Bauhelfer Lernen Vollzeit Dezember 2004 

3 weiblich keiner Küchenhelferin Geistige Ent-
wicklung Teilzeit August 2004 

4 männlich keiner Bäckerhelfer Lernen Vollzeit August 2004 
Abbildung 29: Erreichte Arbeitsverhältnisse 

3.3.9.2 Bildungsmaßnahmen 
44 Schüler/-innen besuchten zum Zeitpunkt ihres Projektaustrittes bzw. zum Ende des Pro-
jekts schulische Bildungsgänge (BB 10, BQL 29.3, BQL 29.4, MDQM I). Zwölf Teilnehmer/-
innen wechselten in Berufsvorbereitende Bildungsmaßnahmen der Arbeitsagentur ge-
mäß SGB III, der Jugendberufshilfe SGB VIII oder in die Berufsausbildungsvorbereitung 
gemäß § 68 Berufsbildungsgesetz (BBiG). Acht Schülerinnen fanden Aufnahme im Ein-
gangsverfahren der Werkstatt für behinderte Menschen (EV / WfbM). Ein Teilnehmer nahm 
das Angebot einer Arbeitsgelegenheit gemäß SGB II an. Drei Schüler/-innen wurden arbeits-
los und bei dreien ist der Verbleib unklar geblieben, weil der Kontakt zu ihnen verloren ging.  

Abbildung 30 gibt einen Überblick zum Verbleib. Unter der Rubrik Sonstiges sind die oben 
angeführten Abbrüche auf Grund von Schwangerschaft, Abschiebehaft und Rückkehr ins 
Herkunftsland zusammen gefasst. 
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Abbildung 30: Verbleib 
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3.4 Unsere Arbeit mit Schüler/innen mit Migrationshintergrund 
15 unserer Teilnehmer/-innen (18%) haben einen Migrationshintergrund. Bei diesen Teil-
nehmer/innen handelt es sich um eine sehr heterogene Gruppe von Menschen, über deren 
Situation und Ansichten kaum allgemeine Äußerungen möglich sind. Das Einzige, was alle 
Teilnehmer/-innen mit Migrationshintergrund gemeinsam haben, ist die Erfahrung, ihr Hei-
matland verlassen zu haben und in ein neues Land gezogen zu sein. Sie gehören zu Famili-
en von Arbeitsmigrant/-innen oder Flüchtlingen und haben oder sind Familienangehörige, die 
später nach Deutschland gekommen sind. Sie kommen aus sehr unterschiedlichen Ländern 
und sozialen Milieus.  
Der nicht geringe Anteil von Schüler/-innen mit Migrationshintergrund hat uns zu der Frage 
veranlasst, ob Unterschiede in unserer Arbeit mit diesen Teilnehmer/-innen im Vergleich mit 
deutschen Teilnehmer/-innen feststellbar sind und wenn ja, ob Aussagen über Auswirkungen 
dieser Unterschiede gemacht werden können.  

Mögliche Unterschiede könnte es aufgrund fehlender Sprachkenntnisse und unterschiedli-
cher kultureller Hintergründe geben. Dabei wird das Thema kultureller Hintergrund auf den in 
diesen Familien verbreiteten engen Familienzusammenhalt eingegrenzt. Ein weiterer Unter-
schied in unserer Arbeit könnte bei nicht eingebürgerten Migranten durch das bestehende 
Ausländerrecht im Hinblick auf den Aufenthaltsstatus bestehen. 

3.4.1 Sprachkenntnisse 
Die Teilnehmer/innen mit Migrationshintergrund verfügen über sehr unterschiedlich gute 
Deutschkenntnisse ebenso wie über sehr unterschiedlich gute Kenntnisse der Herkunfts-
sprache.  

Sind die Deutschkenntnisse eines Teilnehmers sehr gering, können wir in der Regel einfache 
Absprachen mit ihnen treffen. Komplexere Gespräche, die für eine Berufsorientierung und 
Berufsvorbereitung nötig sind, sind ohne Übersetzer/-in in diesen Fällen nicht möglich. Aus 
diesem Grund organisieren wir von Zeit zu Zeit Gespräche, die von Familienmitgliedern, 
Freunden, Verwandten oder Nachbarn der Familie mit guten Deutschkenntnissen übersetzt 
werden. In diesen Gesprächen werden die Ziele und das konkrete Vorgehen in der Zusam-
menarbeit genau besprochen und abgestimmt.  

Gespräche, die über Dritte geführt werden, führen jedoch leicht zu Missverständnissen. Die 
Sprache muss daher so einfach wie möglich und Sätze müssen so kurz wie möglich gehal-
ten werden. Integrationsberater/-innen und Arbeitsassistent/-innen müssen sich in diesen 
Gesprächen immer wieder rückversichern, um sicher zu gehen, dass der Übersetzer selbst 
auch wirklich gut verstanden hat.  

Ein weiteres Problem bei der Übersetzung durch Bekannte und Verwandte können Interes-
senskollisionen sein, die eine bewusste oder unbewusste Manipulation der Übersetzung 
nach sich ziehen. Wenn wir einen Hinweis in dieser Richtung wahrnehmen, aber auch wenn 
die fachlichen Inhalte zu kompliziert werden, haben wir die Möglichkeit, uns an das Projekt 
„Kumulus“ zu wenden. Mitarbeiter des Projektes „Kumulus“ von „Arbeit und Bildung e. V.“ 
(ein Projekt, das junge Menschen mit Migrationshintergrund ohne Lernschwierigkeiten bei 
der Suche eines betrieblichen Ausbildungsplatzes unterstützt und während der Ausbildung 
begleitet) haben sich bereit erklärt, in problematischen Situationen für uns zu dolmetschen. 

Sind die Kenntnisse der Herkunftssprache gut, bietet es sich bei manchen Teilnehmer-/innen 
an, Praktikumbetriebe zu akquirieren, die die Herkunftssprache der Teilnehmer/-in als Um-
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gangssprache bei der Arbeit nutzen. Wenn Tätigkeitsbereich und Betriebskultur gut zum 
Teilnehmer bzw. zur Teilnehmerin passen, werden sie durch die erlebte – auch sprachliche – 
Handlungsfähigkeit im Betrieb oft sehr motiviert. Manche Teilnehmer/-innen verlieren dann 
allerdings auch die Lust, weiter deutsch zu lernen. Die Entscheidung, ob ein Betrieb mit her-
kunftssprachlicher Umgangsprache akquiriert wird, muss also individuell getroffen werden. 

Die Arbeit mit Teilnehmer/-innen, die über wenig Deutschkenntnisse verfügen, ist also 
schwierig. Die Verständigung ist oft zeitaufwändig, die Kommunikation anfällig für Missver-
ständnisse und eventuell auch Manipulation.  

Bei Menschen mit Lernschwierigkeiten spielt das Thema Kommunikation grundsätzlich eine 
große Rolle. Die Bandbreite ihrer Kommunikationsfähigkeit ist sehr groß. Die meisten unse-
rer Teilnehmer/-innen verstehen und formulieren einfache Sätze. Hin und wieder begleiten 
wir auch Teilnehmer/-innen, die nicht sprechen. Wir verständigen uns dann mit Gesten und 
visuellen Hilfsmitteln. Wie in der Arbeit mit Teilnehmer/-innen mit Migrationshintergrund mit 
wenig Deutschkenntnissen werden auch mit diesen Teilnehmer/-innen in regelmäßigen Ab-
ständen Helfertreffen organisiert, an welchen Familienangehörige, meist die Mütter, teilneh-
men. Oft haben sie mit ihrer Mutter eine eigene Art zu kommunizieren entwickelt. Die Mütter 
übernehmen dann die Übersetzerrolle, wenn es Unklarheiten zwischen Begleiter/-innen und 
Teilnehmer/-innen gibt. Die mögliche Interessenskollision bei der Übersetzung ist hier ein 
besonders schwieriges Thema, auch weil wir keine Möglichkeit haben, professionelle Hilfe 
außerhalb des Familien- und Freundeskreises zu organisieren. Das Problem, die Selbstbe-
stimmungsrechte von Menschen zu wahren, die sich nur wenig bis gar nicht mitteilen kön-
nen, zieht sich durch fast alle Bereiche der Arbeit mit Menschen mit Behinderung. 

Im Vergleich von Teilnehmer/-innen mit und ohne Migrationshintergrund zeigen sich in Be-
zug auf fehlende Sprachkenntnisse keine besonderen Auswirkungen auf unsere Arbeit, weil 
fehlende Sprachkenntnisse auch bei deutschen Schüler/-innen mit sogenannter geistiger 
Behinderung ein Problem darstellen können.   

3.4.2 Der Familienzusammenhalt  
Die Gruppe der Familien mit Migrationshintergrund ist sehr heterogen, dennoch eint sie die 
Erfahrung, ihr Land verlassen zu haben und in ein neues gezogen zu sein. Diese Erfahrung 
wirkt sich auf den Familienzusammenhalt aus. Der Wechsel des Landes ist ein kritisches 
Ereignis, das Risiken und Chancen in sich birgt. Bei der Konfrontation mit einem neuen, 
fremden Umfeld gewinnen die Kontakte innerhalb der Familie oft eine sehr große Bedeutung. 
Familiäre Verbindungen stellen nicht nur eine emotionale Unterstützung dar, sondern tragen 
auch zur Bildung sozialer Netzwerke bei, aus denen „Sozialkapital“ entsteht. Der Familienzu-
sammenhalt trägt wesentlich dazu bei, Schwierigkeiten im Aufnahmeland zu bewältigen. 

Auf welche Weise der große Familienzusammenhalt unterstützend wirken aber auch be-
grenzen kann, zeigt das folgende Fallbeispiel: 

Die Eltern von Herrn Ö. kamen vor 20 Jahren aus Samsung / Türkei nach Berlin. Die Eltern leben 
seitdem in Berlin Neukölln. Beide Elternteile waren zum damaligen Zeitpunkt ohne eine Berufsausbil-
dung. Der Vater hat sich und seine Frau am Anfang mit Gelegenheitsarbeiten über Wasser gehalten.  
Nach zwei Jahren Aufenthalt in Deutschland wurde Herr Ö. geboren. Der Vater arbeitete zu dieser 
Zeit als Hilfsarbeiter auf einer Baustelle, die Mutter betreute den gemeinsamen Sohn und blieb zu-
hause. Angespornt durch die Geburt seines Sohnes aber auch, weil die Tätigkeit als Hilfsarbeiter auf 
dem Bau ihren körperlichen Tribut forderte, begann der Vater eine Umschulung zum Maler und La-
ckierer, um später einmal finanziell besser für seine Familie sorgen zu können. Durch seine Hilfsar-
beiter Tätigkeiten hatte er sich genau die Anwartschaftszeit erarbeitet, die es ermöglichte, dass der 

ISB gGmbH / Bereich Übergang Schule – Beruf / Abschlussberichte / März 2006  von 141  33



Vater von Herrn Ö. über das damalige Arbeitsförderungsgesetz eine Erstausbildung zum Maler und 
Lackierer finanziert bekam. 
Im Laufe der Zeit wurden zwei weitere Brüder geboren. Nachdem der jüngste Sohn in den Kindergar-
ten ging, begann die Mutter mit einer Nebentätigkeit als Reinigungskraft. Der Vater hatte zwischen-
zeitlich erfolgreich seine Umschulung abgeschlossen und gemeinsam mit einem Onkel der Familie 
eine eigene Firma gegründet. 
Herr Ö. wurde eingeschult und kam mehr „schlecht als recht“ durch seine Schulzeit. Große Probleme 
hatte Herr Ö. mit der deutschen Sprache, mit der er nur in der Schule konfrontiert wurde. Innerhalb 
der Familie wurde ausschließlich türkisch gesprochen. Doch dank seiner guten Auffassungsgabe 
eignete sich Herr Ö. die deutsche Sprache an und wechselte nach seiner Grundschulzeit in die Tho-
mas - Morus – Schule.  
Mit 13 Jahren wurde Herr Ö. Mitglied in einer Neuköllner „Streetgang“. Er ging nicht mehr zur Schule 
und kam manchmal tagelang nicht nach Hause. Seine „Haupttätigkeit“ bestand in den nächsten zwei 
Jahren aus Diebstählen und kleineren Überfällen („andere Jugendliche abziehen...“).  Sein Vater 
qualifizierte sich in dieser Zeit weiter zum Malermeister: Die Familienfirma expandierte und er verlor 
immer mehr den Kontakt zu seinem Sohn. Herr Ö. kam dann nach Hause, wenn der Vater auf Arbeit 
war, um zu essen, die Kleidung zu wechseln und den  Kontakt zur Mutter zu halten, die ihm aus Sor-
ge um den Sohn hinter dem Rücken des Vaters Geld zukommen ließ. Dieser Zustand hielt weitere 
zwei Jahre an, bis die Situation eskalierte. 
Herr Ö. kam immer mehr in Konflikt mit dem Gesetz, was zur Folge hatte, dass er nach einem Ein-
bruch in Polizeiarrest geriet. Für den Vater stellte dieser Vorfall einen Wendepunkt dar. Er machte 
dem Sohn zuerst große Vorwürfe (Herr Ö.: „So ist mir noch nie in meinen Leben der Kopf gewaschen 
worden....“). 
Der Vater bemühte sich dann darum, dass Herr Ö. an der Loschmidt-Oberschule (LOS) angemeldet 
wurde. Die Anklage gegen Herrn Ö. wurde fallen gelassen, und er begann den BQL (FL) Lehrgang § 
29.4 an der LOS im Bereich Metalltechnik zu besuchen. 
Dort entwickelte sich Herr Ö. zu einem der Leistungsträger in der Klasse. Er wird zum Sommer 2006 
den Hauptschulabschluss erreichen, und der Klassenlehrer traut ihm sogar zu, den Mittleren Schul-
abschluss zu erlangen, wenn er weiter so am Ball bleibt wie bisher. 
Der Berufswunsch von Herrn Ö. ist Mechatroniker. Er hat in diesem Bereich bereits ein 3-wöchiges 
Praktikum in der Kfz- Werkstatt seines Onkels in Neukölln absolviert. In dem Praktikum wurde Herr 
Ö. sehr stark eingebunden – er musste fast ausschließlich Ölwechsel tätigen und in der Regel länger 
als acht Stunden im Betrieb arbeiten.  
Nach außen hin wurde der Schein gewahrt, dass es sich um ein „normales“ Praktikum handeln wür-
de, aber Herr Ö. fühlte sich einfach nur ausgenutzt und sah sich dem familiären Druck, der auf ihn 
ausgeübt wurde, nicht gewachsen. „...innerhalb der Familie helfen wir uns alle gegenseitig...“ und 
„..stell dich nicht so an“, waren die dazu mitgeteilten Botschaften.  
Der Vater droht ihm damit, dass er ihn, wenn er dort nicht später arbeiten wolle, für immer zurück an 
die Schwarzmeerküste schicke, wo er dort bei Verwandten in der Landwirtschaft arbeiten müsse. 
Der Vater sagt, dass er es hier in Deutschland durch harte Arbeit nach oben geschafft habe und dass 
sein Sohn, wenn er dazu nicht auch bereit sei, kein Recht habe, hier zu bleiben. Außerdem droht er 
dem Sohn mit körperlicher Gewalt („...ich schlage ihn tot...“) wenn er nochmals Schande (durch Kri-
minalität) über die Familie bringt. 
Herr Ö. wünscht sich ein Praktikum in einer anderen Kfz-Werkstatt (gerne in einer deutschen), zumal 
er durch seine schulischen Leistungen durchaus die Fähigkeiten für eine Ausbildung in diesem Be-
reich mitbringt. Bei dem Onkel besteht diese Möglichkeit nicht, da es sich nicht um einen Ausbil-
dungsbetrieb handelt. 
Der Vater denkt, dass sein Sohn es nur durch eine enge Anbindung an die Familie (und Kontrolle des 
Onkels) schaffen könne, nicht mehr auf die schiefe Bahn zu geraten. Er solle lieber ungelernt im Be-
trieb des Onkels Geld verdienen, dann würde schon alles gut werden.  
Herr Ö. wird demnächst ein Praktikum in einer deutschen bzw. deutschsprachigen Kfz-Werkstatt 
absolvieren. Er will seinem Vater beweisen, dass er sich auch in einer anderen Werkstatt behaupten 
kann. 
Mit dem Vater wurde vereinbart, seinen Sohn gemeinsam mit uns im Praktikum zu besuchen, um zu 
erreichen, dass er seine Meinung revidiert und  seinem Sohn eine Berufsausbildung erlaubt. 

Die enge Familienbindung dieses Teilnehmers vereinfachte zwar die Suche nach einem 
Praktikums- oder Arbeitsplatz, gleichzeitig aber wurden die Rahmenbedingungen des Prakti-
kums sehr einseitig von der Familie vorgegeben. Herr Ö. sollte mehr als die übliche Prakti-
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kumzeit arbeiten. Er bekam nur schwere und monotone Tätigkeiten. Es wurde erwartet, dass 
er „dankbar“ für die Chance ist, die er bekommt und keine Kritik übt. Der Wunsch von Herrn 
Ö., eine Ausbildung zu machen, wird nicht respektiert. Der Grad der Fremdbestimmung ist in 
diesem Fall sehr groß und durchaus kein Sonderfall.  

In Familien mit engem Zusammenhalt sind die Mitglieder gewohnt, alles was die Familie be-
trifft intern abzusprechen und zu organisieren. Wenn nun eine externe Person hinzugezogen 
werden muss, weil in der Familie ein Anliegen nicht alleine bearbeitet werden kann, ist die 
Situation für die Beteiligten schwierig. Für viele Familien mit Migrationshintergrund, beson-
ders in der ersten Generation, ist das deutsche Sozialsystem ungewohnt. In ihren Herkunfts-
ländern müssen Familien für krankheits- oder behinderungsbedingte Kosten selbst aufkom-
men. In Deutschland wird viel Hilfe angeboten, damit aber auch den Familien Eigenverant-
wortung abgenommen, die diese nicht unbedingt abgeben möchten. Unerwünschte Unter-
stützung abzulehnen bzw. die Angebote zu verhandeln, ist nicht in allen, aber in einigen Fa-
milien sehr ungewohnt und problematisch. Wenn die Grundlagen der Projektarbeit geklärt 
sind, ist es daher wichtig, bei der Absprache der individuell auf den Teilnehmer bezogenen 
Möglichkeiten offene Fragen zu stellen, die es der Familie ermöglichen, einzubringen, was 
ihnen wichtig ist. Bei Vorschlägen sollten immer Alternativen angeboten werden, so dass die 
Familie nicht ablehnen muss, sondern auch aus ihrer Sicht höflich bleibt, wenn sie weitere 
Vorschläge einbringt. Wird dies nicht beachtet, kann es passieren, dass Teilnehmer/-innen 
die Arbeit des Begleiters „boykottieren“, indem beispielsweise Termine auffallend oft nicht 
eingehalten werden, weil Teilnehmer/-innen und ihre Familien keinen anderen Weg sehen, 
das unerwünschte Angebot höflich abzulehnen. 

Bedeutsam für den Umgang mit „Hilfeangeboten“ sind auch die Vorerfahrungen mit Helfern. 
Teilnehmer/-innen die schon mit oder bald nach der Geburt als „behindert“ diagnostiziert 
wurden, sammeln gemeinsam mit ihren Familien schon früh unterschiedliche Erfahrungen 
mit vielen Helfern – Ärzte, Krankengymnasten, alle Arten von Therapeuten, Sonderpädago-
gen und Einzelfallhelfer. Sie alle kümmern sich um das behinderte Kind und raten der Fami-
lie, was sie tun kann, damit es sich bestmöglich entwickelt. Nicht selten sind die Spezialisten 
unterschiedlicher Ansicht oder die Eltern müssen sich Vorwürfe machen lassen, dass bei-
spielsweise in der Frühförderung etwas versäumt oder falsch gemacht worden sei, was nun 
erhebliche Folgen habe. Die Familien machen unterschiedliche Erfahrungen mit Helfern. 
Manche davon erleben sie als hilfreich und andere nicht.  

Für Familien ist es verständlicherweise nicht einfach, Außenstehenden so viel Einblick in ihre 
Familienangelegenheiten zu geben, dass Aufgaben, die ihre Angehörigen betreffen, umfas-
send abgegeben werden können. Wenn sie sich doch dazu entschließen, ist für uns wichtig, 
dass sie in der Zusammenarbeit gut kooperieren. Wir sind darauf angewiesen, dass die Fa-
milie uns informiert, wenn bereits getroffene Vereinbarungen innerhalb der Familie dann an-
ders entschieden werden. Wenn diese Information fehlt, werden wir bisweilen vor vollendete 
Tatsachen gestellt und müssen improvisieren, um unsere Arbeit qualifiziert durchführen zu 
können.  

In derart komplexen Situationen sind Klarheit und Transparenz nötig. Deshalb kann es au-
ßerordentlich wichtig sein, den Auftrag der Familie an uns zu klären bzw. dies wiederholt zu 
tun, wenn immer wieder Unklarheit entsteht. Gleichzeitig muss die Familie über unsere Ar-
beitsmethoden informiert werden. Günstig ist es, dabei zu erklären, aus welchem Grund wir 
welche Informationen zeitnah und Mitsprache- bzw. Entscheidungsrechte brauchen. Nur so 
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können klare Rahmenbedingungen geschaffen werden, die es uns ermöglichen, unserem 
Auftrag gerecht zu werden, bzw. rechtzeitig zu erkennen, wenn der Auftrag eines Teilneh-
mers und seiner Familie mit unserem Projektangebot nicht vereinbar ist. 

Der Schwierigkeitsgrad der Zusammenarbeit wird meist erhöht, wenn die Familie Zugang zu 
einem Betrieb hat, in dem ihr Kind ein Praktikum machen möchte, bzw. in den ihr Kind integ-
riert werden möchte. Die Beteiligung der Integrationsberater/-innen bei der Planung und Be-
gleitung eines Praktikums im Familienbetrieb oder in einem Betrieb, der über Bekannte oder 
Verwandte akquiriert wurde, ist für die Familie in der Regel schwierig. Die Vermengung von 
privaten Angelegenheiten (der Integration ihres Kindes mit Lernschwierigkeiten) mit ge-
schäftlichen ist nicht einfach. Von unserer Seite ist viel Einfühlungsvermögen und Taktgefühl 
gefordert. Gleichzeitig müssen wir dafür sorgen, dass unsere Handlungsfähigkeit nicht zu 
sehr eingeschränkt wird, um eine qualifizierte Begleitung und Auswertung des Praktikums 
sicherstellen zu können. Auch hier sind Auftragsklärung und Information über Arbeitsmetho-
den wichtige Hilfsmittel, um klare Rahmenbedingungen für unsere Arbeit zu schaffen.  

Wie unsere Teilnehmer/-innen mit Migrationshintergrund haben auch unsere deutschen Teil-
nehmer/-innen einen sehr unterschiedlichen sozialen Hindergrund. Manche sind sehr eng in 
ihre Familie eingebunden. Andere haben kaum, manche sogar keinen Kontakt zu ihrer Fami-
lie und leben im Heim. Dazwischen gibt es viele Formen des Grades an familiärer Gebun-
denheit.  

In unserer Arbeit mit Teilnehmer/-innen aus deutschen Familien wirkt sich ein starker Famili-
enzusammenhalt ganz ähnlich aus, wie bei Teilnehmer/innen mit Migrationshintergrund. Wir 
müssen auch in diesen Familien auf einen guten Informationsfluss und mit Hilfe der Auf-
tragsklärung auf klare Rahmenbedingungen achten. Auch hier werden wir mitunter vor voll-
endete Tatsachen gestellt (beispielsweise wenn ein Praktikum ohne Absprache mit uns ver-
einbart oder abgesagt wurde) und müssen dann improvisieren. Im Aushandeln der individu-
ellen Ziele und Vorgehensweisen haben deutsche Familien jedoch meist kein Problem, ihre 
Vorstellungen und Wünsche zu äußern. Wir beobachten, dass die Ansprüche und Erwar-
tungshaltungen dem Projekt gegenüber oft deutlich höher angesetzt werden als in Familien 
mit Migrationshintergrund.  

Auch bei den deutschen Teilnehmer/-innen gibt es Familien, die ihrem Kind keine eigene 
Berufswahl gestatten. Besonders, wenn die Familie einen eigenen Betrieb hat und erwartet, 
dass ihr Kind in ihrem Betrieb arbeitet, bzw. wenn die Familie beschließt, ihr Kind mit Lern-
behinderung dort „unterzubringen“. Diese Familien nehmen unser Angebot nur in Anspruch, 
wenn es einen konkreten Grund wie eine bestimmte Serviceleistung gibt, die sie von uns 
benötigen. Auch hier tritt dann oft das Problem einer unklaren Kommunikation auf. Hinzu 
kommt, dass wir hier ebenso des öfteren einen erschwerten Zugang zum Praktikumsbetrieb 
bzw. zukünftigen Arbeitsort haben.  

Es gibt aber in unserem Projekt deutlich mehr Teilnehmer/-innen ohne Migrationshin-
tergrund, die wenig familiäre Einbindung haben und mehr oder weniger auf sich selbst ge-
stellt sind. Für diese Teilnehmer/-innen sind wir die Hauptansprechpartner in Bezug auf ihre 
berufliche(n) Perspektive(n). Wir planen und strukturieren gemeinsam mit ihnen das Vorge-
hen und beziehen, wenn möglich und bei Volljährigen gewünscht, auch Eltern oder Erzie-
hungsberechtigte mit ein.  
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Die von den Teilnehmer/-innen oder uns akquirierten Betriebe legen meist Wert auf eine en-
ge Zusammenarbeit. Die Zusammenarbeit mit den Betrieben läuft auf rein geschäftlicher 
Ebene und ist dadurch einfacher zu organisieren, da persönliche Komponenten natürlich 
vorhanden sind und eine wichtige Rolle spielen, aber „nur“ auf einer beruflichen und nicht 
privaten Ebene von Bedeutung sind. Die Betriebe wenden sich bei Fragen oder Problemen 
direkt an uns als direkten Ansprechpartner, so dass wir in der Regel immer auf dem aktuel-
len Stand dessen sind, was im Betrieb vor sich geht. Teilnehmer/-innen, die wenig familiär 
gebunden sind, nehmen unser Angebot, sie bei Alltagsproblemen zu unterstützen, öfter an, 
als jene aus Familien mit engem Familienzusammenhalt. Bei diesen Teilnehmer/-innen or-
ganisieren wir häufiger Kontakte zu Sozial- und Jugendämtern, Schulderberatungsstellen 
oder anderen Beratungsstellen als bei familiär stärker gebundenen Teilnehmer/-innen. Das 
heißt aber nicht, dass diese Teilnehmer/-innen grundsätzlich auch mehr Kontakt zu solchen 
Stellen haben. Wir stellen aber fest, dass den Teilnehmer/innen mit der familiären Einbin-
dung eine wichtige Ressource fehlt. 

Die Auswirkungen auf unsere Arbeit, die ein enger familiärer Zusammenhalt hat, sind bei 
Teilnehmer/-innen mit und ohne Migrationshintergrund sehr ähnlich. Gleiches gilt, wenn Fa-
milien zusätzlich einen eigenen Betrieb bzw. Zugang zu einem Betrieb haben. Lediglich der 
unter Umständen weniger offene Umgang mit Vorstellungen und Wünschen ist in Familien 
mit Migrationshintergrund zu beachten.  

Wir stellen fest, dass Teilnehmer/-innen mit Migrationshintergrund häufiger in Familien mit 
engem Zusammenhalt leben als deutsche Teilnehmer/-innen. Bei Teilnehmer/-innen mit 
Migrationshintergrund ist die Wahrscheinlichkeit wesentlich größer, den beschriebenen Prob-
lemen und Chancen einer engen Familienbindung zu begegnen. 

3.4.3 Teilnehmer/-innen, die mit „Duldung“ in Deutschland sind 
Bei Teilnehmer/-innen, die mit „Duldung“ in Deutschland sind, handelt es sich um Flüchtlinge 
und Vertriebene und nicht um Migranten. Die Völkergemeinschaft geht von der Vorstellung 
aus, dass Migranten aus eigener Entscheidung heraus wandern, während Flüchtlinge und 
Vertriebene gezwungen wurden. „Duldung“ ist kein Aufenthaltsstatus. Wer mit „Duldung“ in 
Deutschland ist, kann nur solange hier bleiben, bis sich die Situation in seinem Land stabili-
siert hat. Er ist dann aufgefordert, zurückzukehren. Das deutsche Ausländergesetz ist hoch 
kompliziert. Nur juristische Experten können zuverlässig Auskunft geben. Flüchtlinge werden 
hier mit dem Notwendigsten versorgt. Aber jede Möglichkeit, sich finanziell auf die eigenen 
Beine zu stellen, wird für diese Teilnehmer/-innen außerordentlich erschwert. Die Bedeutung 
dessen wird ihnen besonders während der letzten Schuljahre bewusst, wenn die Berufsori-
entierung und -vorbereitung mit der Ablösung von ihren Eltern zusammenfällt. Hinzu kommt, 
dass wir immer wieder Teilnehmer/-innen in das Projekt aufnehmen, die schon seit acht oder 
15 Jahren mit „Duldung“ in Deutschland leben. Sie können sich oft kaum an ihr Heimatland 
erinnern. Sie kennen es nur aus den Erzählungen ihrer Eltern und anderer Verwandter. Viele 
dieser Teilnehmer/-innen möchten daher in Deutschland bleiben. Sie besuchen hier die 
Schule, werden beruflich orientiert, machen in diesem Rahmen Praktika und wissen dabei 
aber, dass es für sie außerordentlich schwer sein wird, jemals hier zu arbeiten. 

Für diese Teilnehmer/-innen bedeutet, Lernschwierigkeiten zu haben, dass die Möglichkeit, 
hier bleiben zu können, noch schwieriger ist. Lernschwierigkeiten machen es aus Sicht der 
Ausländerbehörde unwahrscheinlich, dass diese Teilnehmer/-innen ihren Lebensunterhalt in 
Deutschland aus eigener Kraft verdienen können. 
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Nach dem Ausländergesetz dürfen Menschen, die mit Duldung in Deutschland sind, keine 
Ausbildung oder Arbeit aufnehmen. Nur die schulische Bildung ist ihnen erlaubt. Eine Förde-
rung nach dem SGB III ist für sie nicht möglich.  

Einem volljährigen Teilnehmer, der keinen dem Hauptschulabschluss vergleichbaren Ab-
schluss erreicht hat, bleibt, wenn er aus der Schule kommt, außer der Heirat mit einer/m 
deutschen Staatsbürger/-in, nur eine Möglichkeit, um in Deutschland zu bleiben: er muss 
versuchen, dennoch in Arbeit zu kommen. Da ihm das eigentlich untersagt ist, muss er 
nachweisen, dass er eine Arbeitsstelle gefunden hat, für die kein anderer bei der Arbeits-
agentur gemeldeter Arbeitsuchender geeignet ist. Erst dann kann er eine Arbeitserlaubnis 
beantragen. Praktisch bedeutet dies, dass ein Teilnehmer mit Duldung, der ein Praktikum mit 
so viel Erfolg absolviert hat, dass der Arbeitgeber daran interessiert ist, ihn einzustellen, zu-
nächst bei der Arbeitsagentur eine Arbeitserlaubnis beantragen muss. Er wird dann gefragt 
werden, ob er eine freie Stelle gefunden habe. Wenn er dies verneint, wird er aufgefordert, 
sich zunächst eine freie Stelle zu suchen. Wenn er bejaht, nimmt die Arbeitsagentur Kontakt 
mit dem Arbeitgeber auf. Dieser wird dann gebeten darzulegen, worin die besondere Qualifi-
kation des Teilnehmers besteht, die kein anderer als arbeitsuchend Gemeldeter leisten kann. 
Wenn der Arbeitgeber dies nicht glaubwürdig darlegen kann, werden ihm Arbeitsuchende 
geschickt, die sich bei ihm für die freie Stelle vorstellen und bewerben sollen. Nur, wenn kei-
ner dieser Arbeitsuchenden für die Stelle geeignet ist, kann der Teilnehmer eingestellt wer-
den.  

Die Aussicht einen Arbeitgeber zu finden, der so überzeugt von einem Teilnehmer ist, dass 
er nur ihn für geeignet hält und daher den bürokratischen Aufwand und den Vorstellungsma-
rathon mitmacht, um sich dann für diesen Teilnehmer zu entscheiden, ist gering. Unsere 
Teilnehmer befinden sich in der Situation, dass ihnen die Möglichkeit, eine Arbeitserlaubnis 
zu bekommen zwar in Aussicht gestellt wird, der Weg dorthin aber so steinig ist, dass sie 
kaum eine Chance haben. 

Ein weiterer Aspekt des Aufenthalts mit „Duldung“ ist, dass die Familien immer wieder kurz 
vor der Abschiebung stehen. Oft tauchen die Familien bei Freunden oder Verwandten unter 
und verstecken sich, bis sie wieder eine Möglichkeit gefunden haben, ihre Duldung zu ver-
längern. Während der Zeit des „Untertauchens“ bekommen sie keine finanzielle Unterstüt-
zung nach dem Ausländergesetz, was der Familie, je nachdem wie lange sie „untertaucht“, 
große finanzielle Probleme bringt. Teilnehmer/-innen werden dabei aus allen schulischen 
und betrieblichen Zusammenhängen gerissen. Manchmal werden auch andere Familienmit-
glieder, die „untergetaucht“ sind, bei den Familien unserer Teilnehmer/-innen gesucht. Diese  
erleben dann, wie die ganze Wohnung von der Polizei durchsucht wird.  

Die Teilnehmer/-innen, die sich und ihr Leben mit denen der Mitschüler vergleichen, erleben 
die Ungleichheit ihrer Möglichkeiten und Perspektiven als ungerecht und Polizeidurchsu-
chungen als beängstigend, verunsichernd und demütigend. Eine Teilnehmerin erzählte: „Die 
kommen einfach und wenn wir die Tür nicht aufmachen, brechen sie sie auf, stellen Sie sich 
das mal vor! Und dann durchsuchen sie alles, sogar den Korb mit der schmutzigen Wäsche.“  

Die permanente Unsicherheit in Bezug auf den Aufenthalt, die immer wieder konkret wird in 
den Zeiten des „Untertauchens“ oder wenn die Polizei in ihrer Wohnung nach Verwandten 
sucht, sorgt für viel Wirbel und Aufregung im Leben dieser Teilnehmer/-innen.  
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Unsere Teilnehmer/-innen mit „Duldung“ bewegen sich daher gefühlsmäßig dauernd zwi-
schen Resignation, Panik und der Hoffnung, doch noch eine Möglichkeit zu finden, um blei-
ben zu können. Manche Teilnehmer/-innen zeigen dabei ein erstaunlich großes Engage-
ment, durch Praktika eventuell doch noch einen Arbeitgeber zu finden, der sie einstellt.  

Entsprechend „bewegt“ gestaltet sich unsere Arbeit mit diesen Teilnehmer/-innen. Plötzliche 
Praktikumsabbrüche, das Nichteinhalten von Terminen ohne Ankündigung, kurzfristige Bit-
ten, sie zur Ausländerbehörde zu begleiten, sind an der Tagesordnung.  

Uns ist wichtig, diesen Teilnehmer/-innen die Möglichkeit zu geben, sich beruflich zu orientie-
ren und berufsvorbereitende Erfahrungen zu sammeln, um dann, entweder hier oder in ihren 
Herkunftsländern die für sie bestmöglichen Startchancen in ein eigenständiges und selbst-
bestimmtes Leben zu haben. Die jederzeit möglichen Abbrüche von Praktika müssen mit 
Arbeitgebern vor Praktikumbeginn geklärt werden, um ihnen die Entscheidungsmöglichkeit 
zu geben, ob sie unter diesen Umständen ein Praktikum mit dem Teilnehmer machen möch-
ten. Oft war es dadurch möglich, dass Teilnehmer/-innen, die „untertauchen“ mussten, und 
deshalb ein Praktikum unterbrochen haben, dieses wieder aufnehmen konnten, weil alle vor-
gewarnt und daher keiner ärgerlich war. So konnte die Qualifizierung kontinuierlich weiterge-
führt werden und die Teilnehmer/-innen mussten kein schlechtes Gewissen haben, weil sie 
Kollegen und Vorgesetze „im Stich“ gelassen hatten. Indem sie durch die fortgeführte Quali-
fizierung auch Verständnis erlebten, verspürten sie Erleichterung und konnten ihre sozialen 
Kompetenzen erweitern, denn sie bekamen ein oftmals für sie neues Handlungsmuster an 
die Hand, wie sie mit den zu ihrem Alltag gehörenden Brüchen besser umgehen konnten.  

Ein Vergleich mit Teilnehmer/innen mit gesichertem Aufenthaltsstatus ist aufgrund der sehr 
besonderen und unsicheren Situation der Teilnehmer/innen mit „Duldung“ nicht möglich.  

3.4.4 Ergebnis 
Die Ergebnisse der drei dargestellten Bereiche: fehlende deutsche Sprachkenntnisse, große 
Familienzusammengehörigkeit und problematischer Aufenthaltsstatus in ihrer Auswirkung 
auf unsere Arbeit im Projekt SprungBRETT 11. Klasse können folgendermaßen zusammen-
gefasst werden. 

Obwohl fehlende deutsche Sprachkenntnisse unsere Arbeit zwar aufwändiger und schwieri-
ger gestalten, stellen sie keine Besonderheit dar, da wir in unserer Arbeit mit Menschen, die 
Lernschwierigkeiten haben, auch Teilnehmer/-innen aus Deutschland begleiten, die kaum 
oder gar nicht sprechen. Auch mit ihnen müssen wir ähnliche Wege der Verständigung fin-
den, die aufwändig und nicht ganz einfach aber dennoch praktikabel sind. 

Ein großer Familienzusammenhalt ist bei Teilnehmer/innen mit Migrationshintergrund häufi-
ger festzustellen. Es besteht ein quantitativer Unterschied. Ein qualitativer Unterschied liegt 
in der oft schwierigeren Kommunikation mit Familien mit Migrationshintergrund der ersten 
Generation, da sie Unterstützung brauchen, um Wünsche und Vorstellungen für die Zusam-
menarbeit äußern zu können. 

Ein weiterer qualitativer Unterschied liegt in der oft größeren Erwartungshaltung von deut-
schen Familien mit großem Zusammenhalt. 

In Familien mit großem Zusammenhalt mit und ohne Migrationshintergrund muss auf einen 
„guten“ Informationsfluss und verstärkt auf klare Rahmenbedingungen geachtet werden. 
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Ein unsicherer Aufenthaltsstatus ist für die Teilnehmer/-innen so allgegenwärtig und bestim-
mend, dass keine Vergleiche mit nicht betroffenen Teilnehmer/innen sowohl mit als auch 
ohne Migrationshintergrund möglich sind. Um die Teilnehmer/innen trotzdem bei ihrem Weg 
in das Berufsleben zu unterstützen, müssen die besonderen Lebensumstände in die Arbeit 
einbezogen werden. 
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3.5 Wissenschaftliche Begleitung des Schulversuchs an der Loschmidt-Oberschule: 
Aspekte der Zusammenarbeit mit dem Projekt SprungBRETT (ISB) 
Grit Wachtel / Sieglind Ellger-Rüttgardt 

 
Entsprechend dem durch Bundesvereinigung der Lebenshilfe (2003, 19ff) vorgeschlagenem 
Gesamtkonzept der Berufsausbildung von Menschen mit dem Förderschwerpunkt geistige 
Entwicklung ist als erste Phase der beruflichen Ausbildung die berufliche Grundbildung zu 
betrachten. Sie „soll mit dem 10. Schulbesuchsjahr bzw. mit dem Eintritt in die Sekundarstufe 
II beginnen und in der Regel zwei (bis drei) Jahre dauern. … Ihren schulorganisatorischen 
Ort hat sie vor allem in der Werkstufe (Abschluss-Stufe) der SfG bzw. in den Berufsvorberei-
tungsklassen der Berufsschule“. Der Schulversuch „Zur Integration von Schülern und Schü-
lerinnen mit geistiger Behinderung in berufsbildenden Schulen mit sonderpädagogischen 
Aufgaben“ in Berlin ist in diesem Bereich verortet. Berufliche Grundbildung umfasst sowohl 
allgemeinbildende als auch berufsbildende Ziele und Inhalte. 

Die berufsbildenden Ziele und Inhalte zielen darauf ab, die Schüler in drei aufeinander fol-
genden, quantitativ und qualitativ individuell zu gestaltenden Phasen 

1. zur Arbeitswelt hinführen (erste Begegnung mit beruflicher Realität),  

2. ihnen Berufsorientierung ermöglichen (konkretes Kennenlernen realer Arbeitssituatio-
nen durch praktische Erfahrungen; Erproben, Üben und Erweitern eigener Fähigkeiten, 
Fertigkeiten und Haltungen) und  

3. die Berufsfindung vorbereiten (Erwerb gezielter beruflicher Basisqualifikationen in be-
stimmten betrieblichen Tätigkeitsfeldern) (ebd., 20).  

Im Rahmen der Vermittlung beruflicher Grundbildung stellen Praktika ein wesentliches Ele-
ment zur Unterstützung schulischer Ausbildung dar (vgl. dazu u.a. ISB 2002, 2004). Gleich-
zeitig können sie dazu dienen, Kontakte mit Betrieben aufzubauen, die eine berufliche An-
schlussperspektive für die Schüler/-innen bieten können.  

Auf diesem Hintergrund stellt die Gesellschaft für Integration, Sozialforschung und Betriebs-
pädagogik gGmbH (ISB) im Rahmen des genannten Schulversuches einen entscheidenden 
Kooperationspartner dar. Im Rahmen des Projektes Sprungbrett arbeiten die Integrationsbe-
rater/-innen mit den Lehrkräften der beteiligten berufsbildenden Schulen zusammen. Ziele 
des Projektes sind es, den teilnehmenden Schülern/-innen zum einen Möglichkeiten zu er-
öffnen, betriebliche Erfahrungen zu sammeln und sie zum anderen bei der Bewältigung von 
Alltagsproblemen zu unterstützen. Konzeptionelle Grundlagen der Projektarbeit stellen das 
Konzept der „Unterstützen Beschäftigung“ sowie das Konzept der „Alltagsbegleitung“ dar.  

Gegenwärtig steht im Rahmen des Projektes SprungBRETT folgende personelle Ausstattung 
zur Verfügung: 3,0 Stellen  Integrationsberatung; Mittel für Arbeitsassistenz auf Honorarbasis 
zur Betreuung der Praktika; 0,25 Stellen Koordination und Leitung  Kapazität: 47 Teilneh-
mer/-innen mit den Förderschwerpunkten „Lernen“ und „Geistige Entwicklung“   

Im Folgenden wird die Projektarbeit im Kontext des Schulversuches auf der Ebene der Schü-
ler/-innen mit dem Förderschwerpunkt „Geistige Entwicklung“ reflektiert.  

Aufgaben der Integrationsberatung und der Arbeitsassistenz für Schüler/-innen mit dem För-
derschwerpunkt „Geistige Entwicklung“ sind:  

• Ermittlung von beruflichen Wünschen und Fähigkeiten der Jugendlichen;  
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• Einwerbung von Praktikumsplätzen in Betrieben und Unternehmen der freien Wirt-
schaft;  

• Überprüfung von Wünschen und Fähigkeiten durch betriebliche Praktika; Auswertung 
der Ergebnisse sowohl im Hinblick auf die schulische Berufsvorbereitung als auch hin-
sichtlich nachschulischer Anschlussperspektiven; 

• Begleitung bei der Durchführung betrieblicher Praktika durch regelmäßige Besuche, 
ggf. auch die Organisation von Arbeitsassistenz sowie deren Finanzierung;  

• Unterstützung bei der Bewältigung persönlicher Probleme im Alltag;  

• Begleitung von Übergangsprozessen nach Abschluss des Besuches der berufsbilden-
den Schule;  

• einzelfallorientierte Begleitung und Unterstützung bei Vermittlung von Anschlussper-
spektiven, z.B. in Form von Förderlehrgängen und/ oder Tätigkeiten auf dem Arbeits-
markt;  

• Aufbau von Kooperationsbeziehungen zwischen Schule, Sozialen Diensten und Maß-
nahmen zur beruflichen Integration (vgl. auch ISB 2002; 2004). 

3.5.1 Praktika 
Pro Schuljahr ist ein Praktikum im Umfang von drei Wochen verpflichtender Bestandteil des 
Unterrichts in BQL (FL) - Klassen. Die Betreuung dieser Pflichtpraktika erfolgt in der Regel 
durch die Lehrkräfte der Schule; sind die Schüler/-innen Teilnehmer/-innen des Projektes 
SprungBRETT wird eine Kooperation mit Mitarbeitern/-innen des ISB angestrebt. Weitere 
zusätzliche Praktika werden nach Absprache mit den Teilnehmern/-innen, den Lehrkräften 
und den Eltern realisiert. Die Organisation und Betreuung dieser zusätzlichen Praktika erfolgt 
durch die Mitarbeiter/-innen des ISB.  

In Abhängigkeit von der Zielstellung – Berufsorientierung vs. Berufsfindung/ -vorbereitung - 
variiert die Dauer dieser Praktika erheblich. Hinsichtlich der zeitlichen Planung muss außer-
dem beachtet werden, dass Schüler und Schülerinnen mit dem Förderschwerpunkt „Geistige 
Entwicklung“ häufig eine längere Eingewöhnungszeit benötigen, an für sie unbekannten Ar-
beitsplätzen oft bis zu 14 Tagen, bevor sie sich den Anforderungen stellen. Im zweiten 
Schulhalbjahr erwies es sich teilweise als schwierig, zusammenhängende Praktikums-
zeiträume für längere Praktika zu finden. Der Vorschlag, auch Ferienzeiten für Praktika zu 
nutzen, sollte deshalb im Einzelfall geprüft werden.  

Praktika werden mehrheitlich in Betrieben oder Institutionen des allgemeinen Arbeitsmarktes 
durchgeführt, vereinzelt auch in außerbetrieblichen Einrichtungen, einschließlich in Werkstät-
ten für behinderte Menschen (WfbM).  

Die übergreifenden Ziele der Praktika gestalten sich, in Abhängigkeit vom Stand der berufli-
chen Orientierung der Teilnehmer/innen, differenziert. Durch die gezielte und betriebsnahe 
Vermittlung von arbeitsmarktorientierten und arbeitsplatzrelevanten Fähigkeiten soll  

• die Berufsorientierung unterstützt bzw. gefestigt werden und/oder  

• die Berufsfindung vorbereitet und/oder  

• die Beschäftigungsfähigkeit verbessert werden.  

ISB gGmbH / Bereich Übergang Schule – Beruf / Abschlussberichte / März 2006  von 141  42



Minimalziel sollte sein, dass die Schüler/-innen spätestens gegen Ende der in der Regel 
zweijährigen Schulbesuchszeit eine berufliche Orientierung entwickelt haben.  

Aufgrund der individuell sehr unterschiedlichen Lebens- und Lernausgangslagen der 
Jugendlichen erweisen sich individualisierte Angebote als unabdingbare Voraussetzung für 
die Umsetzung der genannten Ziele. Die im Rahmen von SprungBRETT realisierten 
personenzentrierten Unterstützungsprogramme entsprechen dieser Anforderung in hohem 
Maß. Ein wesentlicher Bestandteil der Programme stellt die aktive Mitwirkung der 
Jugendlichen dar, die immer wieder von neuem eingefordert wird. Ziel ist u.a., den Prozess 
der Berufsorientierung und die Interessender Jugendlichen zu verknüpfen. 

Zu den konkreten Aufgaben in Bezug auf die individuelle Begleitung der Jugendlichen im 
Rahmen des Praktikums zählen: 

• die Situation der Jugendlichen in der Praktikumseinrichtung zu beobachten und zu ana-
lysieren;  

• konkrete Unterstützung bei der Bewältigung der Arbeitsaufgaben zu leisten in Abhän-
gigkeit vom individuellen Bedarf;  

Die bisherigen Erfahrungen im Rahmen des Schulversuches haben gezeigt, dass Prak-
tika von Jugendlichen mit dem Förderschwerpunkt „Geistige Entwicklung“ in Betrieben 
der freien Wirtschaft häufig mit einem hohen personennahen Unterstützungsbedarf für 
den Jugendlichen verbunden sind, der zum Teil über den gesamten Zeitraum des Prak-
tikums aufrechterhalten werden muss (Sprungbrett 2003). Lehrkräfte der berufsbilden-
den Schulen können diese Kontinuität nicht gewährleisten, da sie im Rahmen der regu-
lären Praktika mehrere Schüler/-innen parallel betreuen und während der zusätzlichen 
Praktika Unterrichtsverpflichtungen erfüllen müssen, also eine Betreuung prinzipiell 
nicht übernehmen können. Um sich dem Ziel einer beruflichen Integration auf dem all-
gemeinen Arbeitsmarkt nähern zu können, bedarf es der Begleitung durch Integrati-
onsberater/-innen und Arbeitsassistenten/-innen. Die in diesem Zusammenhang bereits 
erfolgreich realisierte Zusammenarbeit mit den Mitarbeitern/-innen des ISB sollte unbe-
dingt fortgesetzt werden und Möglichkeiten einer dauerhaften Finanzierung erschlos-
sen werden.  

• Unterstützung zu leisten bei der Bewältigung von Konflikten mit Kollegen und Vorge-
setzten; 

• die Entwicklung des Jugendlichen im Hinblick auf fachliche und personale Kompeten-
zen zu beobachten und zu dokumentieren; 

• erfolgte Qualifizierungsschritte zu dokumentieren;  

• Rückschlüsse hinsichtlich weiterer Unterstützungsangebote zu ziehen;  

• Beratung für alle am Prozess der Berufsvorbereitung beteiligten Personen im Hinblick 
auf die Ergebnisse der Praktika zu leisten (vgl. dazu auch Bundesvereinigung 2003). 

Die beiden letztgenannten Punkte stellen wichtige Momente in der Kooperation zwi-
schen Schule und ISB dar.  

Für die Lehrkräfte erweist es sich als sehr wichtig, dass sie frühzeitig in Überlegungen 
im Hinblick auf weiterführende berufliche Perspektiven der Schüler/-innen nach Ab-
schluss der Schule eingebunden werden. Die regelmäßige Teilnahme der Integrations-
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berater/-innen an den Klassenteamsitzungen bzw. regelmäßige Einzelgespräche er-
weisen sich deshalb als Essentials. Regelmäßige Gespräche bilden den Rahmen, um 
Zielvorstellungen beider Seiten im Hinblick auf die Unterstützung der Entwicklung der 
einzelnen Schüler transparent zu machen und Möglichkeiten ihrer Verknüpfung zu ent-
wickeln. Förderpläne, wie sie z.B. in den Bereichen Metalltechnik und Agrarwirtschaft 
genutzt werden sowie tätigkeitsorientierte Curricula (siehe unten) stellen mögliche 
Grundlagen für diese Gespräche dar. Das Spannungsfeld zwischen einer stärkeren 
Theorieorientierung seitens der schulischen Ausbildung und einer stärkeren Akzentset-
zung auf die Berufsorientierung bzw. –findung seitens der Angebote des Projektes 
SprungBRETT, als einem kohärenten Merkmal der Zusammenarbeit, muss in diesem 
Zusammenhang immer wieder neu, einfallbezogen ausbalanciert werden. 

Das Ausloten von fachpraktischen Fähigkeiten und ihren Entwicklungsmöglichkeiten, aber 
auch das Aufspüren von Begrenzungen stellen wesentlichen Aspekte der beruflichen Grund-
bildung dar. Fähigkeitsorientierte Leistungsbeurteilungen stellen eine Möglichkeit dar, diesen 
Ansprüchen gerecht zu werden.  

Da sich die im Rahmen des Projektes SprungBRETT üblicherweise genutzten Materialien 
zur Selbst- und Fremdeinschätzung der Teilnehmer/-innen für den Personenkreis der Ju-
gendlichen mit dem Förderschwerpunkt „Geistige Entwicklung“ nur als bedingt tauglich er-
wiesen (vgl. Sprungbrett 2004), musste nach neuen Möglichkeiten zur Abbildung der indivi-
duellen beruflichen Fähigkeiten und zur Beurteilung der Praktika gesucht werden. Die Nut-
zung tätigkeitsorientierter Curricula erwies sich als eine den Anforderungen angemessene 
Herangehensweise.  

Ziel der Nutzung tätigkeitsorientierter Curricula ist es, die fachpraktischen Fertigkeiten der 
Schüler/-innen anhand der Anforderungen konkreter Arbeitsabläufe zu ermitteln. Um dies zu 
erreichen, werden die Arbeitsprozesse mittels Beobachtung und Arbeitsanalyse erfasst, be-
schrieben und in Teiltätigkeiten untergliedert. In Abhängigkeit von den Fertigkeiten der jewei-
ligen Person können die Teiltätigkeiten unterschiedlich tief gegliedert werden, bei Bedarf bis 
auf das Niveau einzelner elementarer Funktionen. Anhand dieser Teiltätigkeiten ist es mög-
lich, die Bewältigung einer komplexen Anforderung sehr differenziert zu beschreiben. Diese 
Dokumentation wiederum bildet die Ausgangbasis für die Vereinbarung individueller Lernzie-
le, die Beschreibung der benötigten Unterstützung sowie der Art und Weise des weiteren 
Vorgehens zu ihrer Erreichung. Ein wiederholter Einsatz der tätigkeitsorientierten Curricula 
ermöglicht die Dokumentation der Lernentwicklung des Schülers, der Schülerin im Rahmen 
dieser konkreten Arbeitsanforderung (vgl. Sprungbrett 2004).  

Im Rahmen der durch SprungBRETT organisierten Praktika erwies sich der Einsatz tätig-
keitsorientierter Curricula für Schüler und Schülerinnen mit dem Förderschwerpunkt „Geisti-
ge Entwicklung“ als sinnvolle und praktikable Grundlage einer fähigkeitsorientierten, im Dia-
log mit den Schülern/-innen praktizierten Diagnostik und Entwicklungsplanung. Gleichzeitig 
stellten sie einen der konkreten betrieblichen Situation angemessenen Leitfaden für die ar-
beitspädagogische Unterweisung sowie den Einsatz einer Arbeitsassistenz dar (vgl. Sprung-
brett 2004).  

Im Jahresbericht zum Schulversuch 2003 (Ellger-Rüttgardt/Wachtel 2004) wurde ausführlich 
das Thema „Bildungs- und Qualifizierungsplanung“ referiert und die Notwendigkeit begrün-
det, die Entwicklung berufsfeldbezogener Kompetenzen der Schüler und Schülerinnen mit 
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dem Förderschwerpunkt „Geistige Entwicklung“ konkreter als bisher geschehen zu doku-
mentieren.  

Das vorrangige schulische Lernfeld für berufsfeldbezogene Kompetenzen stellt der fachprak-
tische Unterricht dar. Es stellt sich somit die Frage, wie die dort erworbenen Kompetenzen 
über die Beschreibung hinausgehend, die in den Zeugnissen und Zertifikaten erfolgt, darge-
stellt werden können.  

Im Bereich Ernährung/ Hauswirtschaft wird gegenwärtig erprobt, berufsfeldbezogener Kom-
petenzen, die im fachpraktischen Unterricht erworben werden, ebenfalls in Form von tätig-
keitsorientierten Curricula zu beschreiben. In Zusammenarbeit mit Mitarbeitern und Mitarbei-
terinnen des Projektes SprungBRETT wurden die Arbeitsbereiche im fachpraktischen Unter-
richt analysiert und für die drei Bereiche Service – realisiert in Form des Bistros (Schülerfir-
ma) -, Nahrungszubereitung und Wäschepflege folgende Grundstrukturen tätigkeitsorientier-
ter Curricula entwickelt: 

Bistro (siehe Anlage 1), dazu zählen:  
• Vorarbeiten: Einrichten des Bistros;  
• Arbeiten in der ersten Pause;  
• Vorbereitungen für das warme Essen in der zweiten Pause;  
• [Arbeiten – d.V.] nach der zweiten Pause;  
• Service; 
• Kasse 

Nahrungszubereitung – dazu zählen:  

• Arbeitsplatz kennen und den Überblick über die Ausstattung haben;  
• Notwendigkeit von Unfallverhütungsmaßnahmen einsehen und selbständig umsetzen  
• Nahrungszubereitung; 
• Arbeitstechniken, Garmethoden; 
• Grundrezepte kennen und selbständig anwenden lt. Rezept; Teigarten kennen und selb-

ständig anwenden lt. Rezept; 
• Regeln der Tischkultur kennen und selbständig anwenden bzw. umsetzen; Arbeitplatz-

gestaltungspunkte kennen und anwenden; 
• Elektrische Küchengeräte kennen, pflegen und handhaben können; 
• Putz- und Aufräumarbeiten kennen und selbständig ausführen; Mülltrennung einsehen 

und umsetzen können; 
• Hygieneregeln kennen, einhalten und befolgen; 
• Brötchen vorbereiten zum Verkauf;  Brötchen belegen 

Wäschepflege (siehe Anlage 2)– dazu zählen:  

• Einsammeln der Küchenwäsche;  
• Vorbereitungsarbeiten bzgl. Besonderheiten/ Fleckentfernung;  
• Sortieren der Wäsche nach Waschprogramm;  
• Zuordnen und Abmessen des Waschmittels;  
• Aufrüsten, Beladen und Bedienen der Waschmaschine;  
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• Abrüsten der Waschmaschine, Entnehmen der Wäsche;  
• Sortieren und Aufhängen der Wäsche;  
• Bügeln, Mangeln, Pressen, Legen der Schulwäsche;  
• Wäscheservice 
Die Gliederungstiefe der einzelnen Unterpunkte kann bei Bedarf verändert und den individu-
ellen Bedürfnissen jedes Schülers, jeder Schülerin angepasst werden. Es werden vier Stufen 
oder Kompetenzniveaus der Ausführung unterschieden:  

A = Tätigkeit ist aufgrund physischer Voraussetzungen nicht möglich 
B = benötigt ständige Anleitung 
C = benötigt gelegentliche Anleitung 
D = selbständige Ausführung 

Die detaillierte inhaltliche Beschreibung berufsfeldbezogener Kompetenzen und die Kenn-
zeichnung der erreichten Kompetenzniveaus können als Grundlage für die berufsvorberei-
tende Qualifizierungsplanung der Schüler genutzt werden. Ressourcen und Fähigkeiten der 
Schüler/ -innen werden sichtbar und konkret beschrieben, ebenso bestehende Begrenzun-
gen. Sie werden damit auf einer sehr konkreten Ebene für alle am Prozess der beruflichen 
Vorbereitung beteiligten Personen kommunizierbar. Sofern Praktika in der betrieblichen Pra-
xis und das Berufsfeld in der Berufsschule übereinstimmen, erweist sich ein Abgleich der 
aufgrund der tätigkeitsorientierten Curricula entwickelten Fähigkeitsprofile als eine gut hand-
habbare Möglichkeit, verschiedene Beobachterperspektiven zu triangulieren. 

Da im Rahmen tätigkeitsorientierter Curricula individuelle Kompetenzen beschrieben werden, 
bei Bedarf auch auf sehr konkretem Niveau, können sie dazu beitragen, wichtige Eckpunkte 
im Prozess der beruflichen Eingliederung zu markieren. So können sie z.B. als Grundlage für 
die Beschreibung der Anforderungen, die ein zukünftiger Arbeitsplatz für die betreffende Per-
son erfüllen muss, genutzt werden (vgl. Sprungbrett 2004). Es ist deshalb zu prüfen, ob sie 
im Rahmen eines Portfolios (vgl. Ellger-Rüttgardt/Wachtel 2004) dem schulischen Zeugnis 
hinzugefügt  werden sollten. 

3.5.2 Alltagsbegleitung / Nachschulische Begleitung 
Besonders positiv hervorzuheben sind die Bemühungen der Integrationsberater/-innen des 
ISB bereits während der Begleitung in der Schulzeit neben betrieblichen Kontakten auch 
Kontakte zu den für die Jugendlichen im Rahmen der beruflichen Eingliederung zuständigen 
Ämtern und Behörden herzustellen bzw. die Jugendlichen bei den Besuchen zu begleiten 
(z.B. Agentur für Arbeit, Jugendamt). Das durch eine gezielte prozessorientierte Diagnostik 
im Rahmen der Praktika gewonnene Wissen kann eine wichtige Informationsgrundlage für 
die Planung der beruflichen Zukunft des Jugendlichen bezüglich der Ressourcen, aber auch 
bezüglich der Begrenzungen darstellen.  

Übergänge in neue Systeme erweisen sich für Schüler/-innen mit dem Förderschwerpunkt 
„Geistige Entwicklung“ oft als schwierig. Sie sind häufig mit Ängsten und Unsicherheiten, 
auch seitens der Eltern, verbunden. Die Möglichkeiten, die für eine Fortsetzung der Berufs-
findung bzw. Beschäftigungsvorbereitung existieren, sind vielfach unübersichtlich und wenig 
bekannt. Um eine Neuorientierung zu unterstützen und eine stabile Einbindung in ein neues 
System zu erreichen bietet SprungBRETT noch eine Begleitung bis zu einem halben Jahr 
nach Schulende an. 
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3.5.3 Offene Fragen 
Folgende offene Fragen kristallisieren sich im Zusammenhang mit den dargestellten Ent-
wicklungen heraus: 

• Die Vermittlung beruflicher Grundbildung im Rahmen der BQL (FL)-Klassen erfolgt be-
rufsfeldorientiert. Die Jugendlichen entscheiden sich beim Übergang in die Berufsschu-
le für ein Berufsfeld. Dieses Berufsfeld bestimmt im Weiteren weitgehend den Rahmen 
für die zu erwerbenden fachpraktischen Kompetenzen.  

Eine Berufsorientierung, im Sinne einer Erprobung in unterschiedlichen Berufsfeldern, 
wie sie im Rahmen der zweiten Phase der beruflichen Grundbildung ins Auge gefasst 
wird (Bundesvereinigung der Lebenshilfe 2003), wird damit strukturell erschwert. Be-
dingt durch individuell spezifische Entwicklungsbesonderheiten kann aber nicht davon 
ausgegangen werden, dass alle Jugendliche mit dem Förderschwerpunkt „Geistige 
Entwicklung“ beim Eintritt in die Berufsschule bereits über klare Vorstellungen hinsicht-
lich einer zukünftigen beruflichen Tätigkeit verfügen. Im Rahmen des Schulversuches 
wurde diese Tatsache mehrfach erkennbar.  

Um den Bedürfnissen der Jugendlichen entgegen zu kommen und Erfahrungen in wei-
teren Berufsfeldern zu ermöglichen, werden gegenwärtig insbesondere Praktika ge-
nutzt. Die Lehrkräfte unterstützen diese Form der Berufsorientierung nachhaltig. Struk-
turell erweist sich die Kooperation zwischen Lernort Betrieb und Lernort Schule jedoch 
in diesen Fällen als erheblich erschwert. Die fachspezifischen Ergebnisse dieser Prak-
tika können im berufsfeldbezogenen Unterricht in der Berufsschule nur sehr begrenzt 
berücksichtigt werden. Insbesondere im Bereich der fachlichen Fähigkeiten und Kom-
petenzen erweist sich ein Rückgriff häufig als nicht realisierbar. Eine ähnliche Situation 
ergibt sich für Jugendliche, die aus Kapazitätsgründen nicht in die Klasse im ge-
wünschten Berufsfeld aufgenommen werden können. 

Hier besteht aus unserer Sicht die Notwendigkeit zu prüfen, welche weiteren Möglich-
keiten es neben Praktika im Rahmen der Berufsschule gibt, Schüler und Schülerinnen 
mit dem Förderschwerpunkt „Geistige Entwicklung“, bei denen der berufliche Orientie-
rungsprozess noch nicht abgeschlossen ist, nachhaltiger zu unterstützen.  

• Im Rahmen der Kooperation zwischen berufsbildenden Schulen und ISB erweist sich 
eine abgestimmte Qualifizierungsplanung der Schüler/-innen als eine wesentliche 
Grundlage gelingender Zusammenarbeit. Sie erfordert zum einen die Sicherung eines 
Zeitrahmens für regelmäßige Gespräche, um einen zeitnahen Austausch aktueller In-
formationen, z.B. im Hinblick auf berufliche Perspektiven der Schüler/-innen, zu ge-
währleisten. Zum anderen sind Möglichkeiten zu prüfen, die es gestatten, die Zielvor-
stellungen beider Seiten inhaltlich begründet darzulegen und nach Möglichkeit in ein 
Gesamtkonzept zu integrieren. Eine dieser Möglichkeiten stellen, wie bereits ausführ-
lich dargelegt, tätigkeitsorientierte Curricula dar. Folgende Fragen sollten im Ergebnis 
der Erprobung im Schulbereich beantwortet werden: 

- Erweisen sich tätigkeitsorientierte Curricula für die Beschreibung der im Rahmen 
des fachpraktischen Unterrichts zu erwerbenden berufsfeldbezogenen Kompe-
tenzen und zur Evaluation von Qualifizierungsplänen als angemessenes Instru-
ment?  

- Welche Bedingungen sind bei ihrem Einsatz zu beachten?  
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- Für welche Zielgruppen sollten sie genutzt werden – für alle Schüler/-innen in 
BQL (FL)-Klassen oder vorrangig für Schüler/-innen mit dem Förderschwerpunkt 
„Geistige Entwicklung?  

- Wie groß ist der Zeitaufwand, um die Teiltätigkeiten zu erheben? Dieser Punkt 
sollte besondere Beachtung erfahren, da ein befürchteter unverhältnismäßig ho-
her Zeitaufwand in Gesprächen als ein Grund für die Ablehnung des Einsatzes tä-
tigkeitsorientierter Curricula in der Schule genannt wurde. 

- Welche Möglichkeiten gibt es, eine Verzahnung zwischen tätigkeitsorientierten 
Curricula, die im Rahmen des Unterrichts bzw. des Praktikums angewendet wer-
den, zu erreichen?  

• Betrachtet man das Verhältnis von Fach- und Sozialkompetenz zueinander, so besa-
gen Erfahrungen der Hamburger Arbeitsassistenz, dass bei Überlegungen, das Kom-
petenzprofil eines Menschen mit geistiger Behinderung in Deckung mit dem Anforde-
rungsprofil eines bestimmten Arbeitsplatzes zu bringen, oft die Gefahr besteht, „den 
Stellenwert der erforderlichen Fachkompetenzen zu über- und die Bedeutung der not-
wendigen Sozialkompetenzen zu unterschätzen.“ Die berufliche Eingliederung eines 
Arbeitnehmers mit Behinderung hängt in vielen Fällen davon ab, „ob es gelingt, die So-
zialkompetenzen zu erwerben, die bei Menschen ohne Behinderung als selbstverständ-
lich vorausgesetzt werden“ (Schule, Betriebe und Integration 1997, 297). Der Bereich 
der Sozialkompetenz muss deshalb in der Debatte um die berufliche Vorbereitung von 
Jugendlichen mit dem Förderschwerpunkt „Geistige Entwicklung“ als zentral angese-
hen werden (Bundesvereinigung 2003, 24).  

Neben der Dokumentation berufsfeldbezogener fachlicher Kompetenzen sollten unter 
diesem Blickwinkel noch einmal Möglichkeiten geprüft werden, Sozialkompetenzen in 
ähnlich differenzierter Form zu beschreiben wie Fachkompetenzen.  

• In den vergangenen Schuljahren war es nicht möglich, alle Schüler mit dem Förder-
schwerpunkt "Geistige Entwicklung" durch Integrationsberater/-innen des ISB im Rah-
men der genannten Projekte zu betreuen, da aufgrund der Finanzierung durch Mittel 
des Europäischen Sozialfonds eine Auswahl der Schüler/-innen in Abhängigkeit von ih-
rem Wohnort (Zielgebiet) erfolgen musste. Hier ist zu prüfen, welche Wege erschlossen 
werden können, um zum einen alle Schüler/-innen mit dem Förderschwerpunkt „Geisti-
ge Entwicklung“ in die Begleitung einzubeziehen und zum anderen eine dauerhafte Fi-
nanzierung zu sichern. Gespräche mit der Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und 
Sport werden gegenwärtig vorbereitet. 

• Es ist bisher nicht gelungen, im unmittelbaren Anschluss an den Besuch der berufsbil-
denden Schule direkte Übergänge in betriebliche Arbeitsverhältnisse zu realisieren. Die 
zugrunde liegenden Problemlagen erweisen sich als hochkomplex. Sie werden zu ei-
nen durch die aktuell ungünstige Arbeitsmarktsituation sowie die Grenzen, die sich aus 
den Folgen der ausgeprägten Lernschwierigkeiten ergeben, ggf. in Verbindung mit zu-
sätzlichen körperlichen Einschränkungen und Verhaltensauffälligkeiten, beeinflusst. 
Aber gerade die primären kognitiven Lernschwierigkeiten, die häufig als der unmittelbar 
begrenzende Faktor betrachtet werden, erweisen sich in Teilen eher mittelbar als Bar-
riere, z.B. über die Einstellung der Erziehungsberechtigten gegenüber dem zukünftigen 
Arbeitsplatz ihres Kindes (Sprungbrett 2004). Hier ist eine besondere Sensibilität der 
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Professionellen erforderlich, um bestehende Ängste und Befürchtungen zu thematisie-
ren. In diesen Fällen erweist sich eine kontinuierliche, intensive Zusammenarbeit mit 
den Eltern, in enger Kooperation zwischen Schule und ISB, als besonders notwendig.  

• Im Kontext der realisierten Übergänge sollte zudem der Frage nachgegangen werden, 
ob ein direkter Einstieg in ein Arbeitsverhältnis unmittelbar nach der Schulzeit sich für 
einen Teil der Jugendlichen aufgrund einer häufig noch nicht stabil ausgeprägten Be-
rufsorientierung und/ oder einer unzureichenden Berufsvorbereitung nicht als zu früh 
erweist. U.E. ist eine längere und intensivere praktische Qualifizierung, nach Möglich-
keit im betrieblichen Umfeld, erforderlich, als dies gegenwärtig im Rahmen des Schul-
versuches in Form der fachpraktischen Qualifizierung im Unterricht und der betriebli-
chen Qualifizierung im Verlauf der Praktika möglich ist. Mit anderen Worten: im An-
schluss an den berufsqualifizierenden Lehrgang in der berufsbildenden Schule sind 
weiterführende, nachschulische Angebote zu erschließen, die diesen Anforderungen 
gerecht werden. Das Projekt LOK – LernOrtKooperation – als einer Gemeinschaftsiniti-
ative des ISB, Werkstätten für behinderte Menschen in Berlin und Berliner Betrieben 
stellt ein neues Projekt dar, welches den genannten Anforderungen entspricht. 
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3.6 Resümee und Perspektiven 
Im Projektzeitraum wurden 84 Teilnehmer/-innen von SprungBRETT begleitet. Damit sind 
vier Teilnehmer/-innen mehr begleitet worden als im Projektantrag vorgesehen waren.  

Insgesamt wurden 148 Praktika durchgeführt, wobei 136 Praktika in Betrieben des allgemei-
nen Arbeitsmarktes stattfanden. Junge Frauen konnten dabei das Angebot von Praktika ü-
berproportional nutzen. Ebenso wie die Teilnehmer/-innen mit sonderpädagogischem För-
derschwerpunkt „geistige Entwicklung“. 

Fünf Teilnehmer/-innen erreichten Ausbildungs- und vier sozialversicherungspflichtige Be-
schäftigungsverhältnisse. 

Die Kooperation mit den beteiligten Schulen konnte weiter intensiviert werden. Zur Zeit arbei-
ten wir daran, gemeinsam weitere tätigkeitsorientierte Curricula zu erstellen, um die Förde-
rung in Schule und betrieblichen Praktika besser zu verzahnen. 

Wie im Schwerpunktthema beschrieben gelingt es uns, unser Projektangebot auch den Be-
dürfnissen von Teilnehmer/-innen mit Migrationshintergrund gut anzupassen.  

Die Projektergebnisse sind erfolgreich. Die Fortführung des Projektes für die Schuljahre 
2005/2006 und 2006/2007 wurde bewilligt, so dass wir unsere Arbeit fortsetzen können. 

Die am Schulversuch Integration von Schülern und Schülerinnen mit geistiger Behinde-
rung in die Berufsschule beteiligten Loschmidt-Oberschule und August-Sander-Schule 
haben Anfang März 2006 die Verstetigung des Schulversuches beantragt, wobei Sprung-
BRETT ein integraler Bestandteil sein soll. Wir freuen uns darüber und hoffen, so unsere 
Arbeit weiterhin erfolgreich fortsetzen zu können. 

 

ISB gGmbH / Bereich Übergang Schule – Beruf / Abschlussberichte / März 2006  von 141  50



4 KOALA 

4.1 Ausgangslage und Projektansatz 
In der Projektlaufzeit konnten weitere Berufsschulen mit sonderpädagogischen Aufgaben für 
die Einführung einer betriebsintegrierten Qualifizierung im Rahmen eines KOALA-Lehrgangs 
gewonnen werden. Neben den Teilnehmer/-innen von der Loschmidt-Oberschule (LOS) 
wurden auch Schüler/-innen an der August-Sander-Oberschule (ASO) und an der Biesalski-
Oberschule durch das Projekt begleitet. An der LOS wurden in diesem Jahr 36 Schüler und 
Schülerinnen aus zwei BQL-Klassen neu aufgenommen. An der August-Sander-Oberschule 
(ASO) wurden 32 Schüler/-innen aus mehreren BQL-Klassen begleitet und an der Biesalski-
Oberschule wurden sechs Schüler/-innen mit Mehrfachbehinderungen aus einer BESO-
10/11-Klasse aufgenommen  

4.2 Zielgruppe und Projektziele 
Das Projektangebot richtete sich an Schüler/-innen,  

die an den drei Partnerschulen in BQL-Lehrgängen nach § 29.3 und § 29.4 Berliner 
Schulgesetz bzw. einem BESO-Lehrgang unterrichtet wurden und  

• 

• 

• 

• 

• 

• 

• 

• 

• 

• 
ind 

• 

die wegen ihrer Lernschwierigkeiten noch keinen Schulabschluss erreichen konnten 
bzw. maximal den einfachen Hauptschulabschluss erreicht hatten,  

die nach einer abgeschlossenen Berufsorientierung über einen hinreichend klaren und 
überprüfbaren Berufswunsch verfügten und  

die nach Einschätzung der Lehrkräfte mit Unterstützung des Projektes KOALA nach 
gezielter Vorbereitung in Betrieben des allgemeinen Arbeitsmarktes den Anforderun-
gen einer betrieblichen Ausbildung oder einer sozialversicherungspflichtigen Beschäfti-
gung gewachsen sein werden. 

Indem die Fachpraxis von den Schulen in Betriebe des allgemeinen Arbeitsmarktes verlegt 
wurde, sollten günstige Voraussetzungen dafür geschaffen werden, um die Schüler/-innen 
möglichst dauerhaft in betriebliche Ausbildungs- und sozialversicherungspflichtige Arbeits-
verhältnisse in diesen Betrieben zu integrieren. Sie sollten die Möglichkeit erhalten 

an bisherige Praxiserfahrungen anzuknüpfen 

vorhandene berufliche Kompetenzen kontinuierlich zu festigen und weiter zu entwickeln 

durch Erfolgserlebnisse in der betrieblichen Praxis eine beständige Lernmotivation zu 
entwickeln 

sich durch Lernen am Modell soziale Verhaltensweisen anzueignen, die im Berufsleben 
wichtig sind 

sich langfristig durch die betriebliche Praxis auf die Aufnahme einer beruflichen Tätig-
keit oder Ausbildung vorzubereiten 

Betriebe zu finden, die für Beschäftigung oder Ausbildung von Menschen mit 
Lernschwierigkeiten aufgeschlossen s

auf dieser Grundlage ein selbstbestimmtes Leben führen zu können. 
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4.3 Eckdaten 

Am Projekt nahmen 34 Schülerinnen und 40 Schüler teil. 
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Abbildung 31: Teilnehmer/-innen nach Geschlechtszugehörigkeit 

4.3.1 Abgebende Schulen 
Alle Teilnehmer/-innen besuchten zum Zeitpunkt ihrer Projektaufnahme Berufschulen mit 
sonderpädagogischen Aufgaben. Abbildung 32 gibt einen Überblick zur Verteilung auf die 
drei am Projekt beteiligten Schulen.   
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Abbildung 32: Schulen der Teilnehmer/-innen  

4.3.2 Bildungsmaßnahmen 
65 Schüler/-innen besuchten zum Zeitpunkt der Projektaufnahme Berufsqualifizierende 
Lehrgänge gemäß § 29.4 Berliner Schulgesetz (BQL 29.4) der Loschmidt-Oberschule und 
der August-Sander- Schule. Sieben Schüler/-innen wurden im Beschäftigungsorientieren-
den Lehrgang in Kooperation mit Betrieben der freien Wirtschaft (BESO 11) an der Bie-
salski-Schule unterrichtet und zwei besuchten Berufsbildende Lehrgänge BB 10 an der Au-
gust-Sander-Schule. 
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Abbildung 33: Bildungsmaßnahmen der Teilnehmer/-innen  

4.3.3 Förderstatus 
Bis auf einen Schüler verfügten alle Teilnehmer/-innen über einen sonderpädagogischen 
Förderbedarf. 67 Teilnehmen/-innen (28 Schülerinnen und 39 Schüler) waren dem Förder-
schwerpunkt Lernen und sechs Schülerinnen dem Förderschwerpunkt geistige Entwicklung 
zugeordnet.  
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Abbildung 34: Förderstatus der Teilnehmer/-innen 

Bei sechs Teilnehmer/-innen wurde eine Behinderung vom Versorgungsamt festgestellt. fünf 
davon sind mit einem festgestellten Grad der Behinderung von 50 und mehr schwerbehin-
dert.   

GdB 20 30 40 50 60 70 80 90 100 
Anzahl  1   1 2 2   

Abbildung 35: Teilnehmer/-innen mit festgestelltem GdB 

4.3.4 Schulabschlüsse 
44 Schüler/-innen verfügten zum Zeitpunkt der Projektaufnahmen über keinen Schulab-
schluss, jeweils eine hatte den Abschluss der Schule mit sonderpädagogischem Förder-
schwerpunkt Lernen (SL) und den Berufsqualifizierenden Abschluss (BQA) erreicht, 28 den 
einfachen Hauptschulabschluss (HS) oder einen diesem gleichwertigen Abschluss (HGS).  
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Abbildung 36: Schulabschlüsse der Teilnehmer/-innen 

4.3.5 Verweildauer 
17 Schüler/-innen wurden über den ganzen Projektzeitraum von 12 Monaten unterstützt.  Bei 
den 40 Teilnehmer/-innen, die weniger als sechs Monate vom Projekt begleitet wurden, han-
delt es sich – abgesehen von vier Ausnahmen – um Schüler/-innen, die im Schuljahr 
2005/2006 aufgenommen worden sind und zur weiteren Begleitung in das Nachfolgeprojekt 
übergeleitet wurden. Abbildung 37 gibt einen Überblick zur Verweildauer. 
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Abbildung 37: Verweildauer im Projekt  

4.3.6 Fluktuation 
22 Teilnehmer/-innen traten vor dem Ende des Projekts aus KOALA aus. In neun  Fällen 
wurde die Unterstützung durch das Projekt beendet, weil Teilnehmer/-innen dies ausdrück-
lich wünschten (2) oder weil ihre Mitwirkungsbereitschaft aus Sicht der Projektmitarbeiter/-
innen für die weitere Zusammenarbeit nicht ausreichte (7). 15 Austritte erfolgten mit der  
Überleitung der Teilnehmer/-innen in nachfolgende Bildungsmaßnahmen oder nach Auf-
nahme eines Ausbildungsverhältnisses. Abbildung 38 gibt nach Quartalen differenziert Aus-
kunft über die Projektzugänge und Projektaustritte. 
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Abbildung 38: Fluktuation 

4.3.7 Projektauslastung 
Laut Projektantrag sollten durchgängig 35 Schüler/-innen unterstützt werden. Abbildung 39 
zeigt die Anzahl der im Projektverlauf unterstützten Teilnehmer/-innen und belegt, dass diese 
Zielgrößen weitestgehend erreicht wurden. Lediglich im zweiten Quartal 2004 wurde eine 
Person weniger unterstützt als angestrebt.  

36 34

60 52

0
10
20
30
40
50
60
70

1. Quartal 2004 2. Quartal 2004 3. Quartal 2004 4. Quartal 2004

Abbildung 39: Projektauslastung 

4.3.8 Praktika 
68 der insgesamt 74 Teilnehmer/-innen absolvierten Praktika. Vier Teilnehmer/-innen haben 
aufgrund ihrer kurzen Verweildauer im Projekt noch kein Praktikum absolvieren können. Da-
bei handelt es sich in zwei Fällen um Schüler/-innen, die im letzen Quartal 2005 in das Pro-
jekt aufgenommen worden sind und vom nachfolgenden Projekt begleitet werden.  

Insgesamt wurden 132 Praktika durchgeführt. Mehr als 90% davon fanden in Betrieben des 
allgemeinen Arbeitsmarktes statt, drei in Werkstätten für behinderte Menschen.  

4.3.8.1 Art und Dauer der Praktika 
68 Praktika wurden en bloc absolviert und 64 in Form von wöchentlichen Praxistagen. Letz-
teres bedeutet, dass die Schüler/-innen an einem bis zu vier Tagen pro Woche im Betrieb 
waren und die restlichen Wochentage in der Schule lernten.  
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36 Praktika (27%) dauerten mehr als vier Wochen, zehn (8%) dauerten vier Wochen, 24 
(18%) drei, 47 (36%) zwei und 15 (11%) eine Woche. In Abbildung 40 ist dies differenziert 

Abbildung 40: Praktika nach Dauer  

nach Organisationsformen dargestellt. 

 nach Teilnehmer/-innen 
 Abbildung 41 gibt einen Überblick 

fferenzierte Betrachtung der vom Projekt un-
terstützen Praktika zeigt, dass Schülerinnen und Schüler dieses Angebot gleichermaßen 

ht die proportionale Verteilung. 
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4.3.8.2 Anzahl der Praktika
36 Schüler/-innen absolvierten mehr als ein Praktikum.
dazu und zeigt die Anzahl der Praktika pro Teilnehmer/-in. 

4.3.8.3 Praktika nach Teilnehmergruppen 

Abbildung 41: Anzahl der Praktika nach Teilnehmer/-innen 
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Abbildung 42: Partizipation und Geschlechtszugehörigkeit der Teilnehmer/-innen  

Von Schüler/-innen mit sonderpädagogischem Schwerpunkt geistige Entwicklung wurden 14 
Praktika durchgeführt und von Schüler/-innen mit sonderpädagogischem Schwerpunkt Ler-
nen 116. Wie Abbildung 43 zeigt, ist auch hier die Verteilung ausgewogen. 
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Abbildung 43: Partizipation und Förderstatus  der Teilnehmer/-innen 

4.3.9 Verbleib 

4.3.9.1 Ausbildung und Arbeit 
Sechs Teilnehmer/-innen (eine junge Frau und fünf junge Männer) erreichten Ausbildungs-
verhältnisse. Drei Teilnehmer/-innen (zwei junge Frauen und ein junger Mann) erreichten 
sozialversicherungspflichtige Beschäftigungsverhältnisse.  

Die zur Kennzeichnung dieser Integration wichtigen Daten sind in den nachfolgenden Tabel-
len zusammengestellt: 

Ausbildungsverhältnisse 
TN Geschlecht Schulab-

schluss Berufsbezeichnung Förder-
schwerpunkt Lernort Ausbildungs-

beginn 

1 männlich HS 
Gärtner Fachrichtung 
Garten- und Land-
schaftsbau 

Lernen Außer-
betrieblich September 2005 

2 männlich HS Maschinen- und An-
lagenführer Ohne Außer-

betrieblich September 2005 

3 männlich keinen Elektroniker Lernen Außer-
betrieblich September 2005 

4 weiblich HS Kauffrau für Büro-
kommunikation Lernen Außer-

betrieblich September 2005 

5 männlich HS Tischler Lernen Betrieb August 2005 

6 männlich HS Maler und Lackierer Lernen Betrieb September 2005 
Abbildung 44: Erreichte Ausbildungsverhältnisse 

 

ISB gGmbH / Bereich Übergang Schule – Beruf / Abschlussberichte / März 2006  von 141  57



Arbeitsverhältnisse 
TN Geschlecht Schul-

abschluss Tätigkeit Förder-
schwerpunkt 

Zeitlicher 
Umfang Arbeitsaufnahme 

1 männlich HS Helfer im Bau-
markt Lernen Teilzeit August 2005 

2 weiblich ohne Hauswirtschaftli-
che Helferin 

Geistige Ent-
wicklung Teilzeit September 2005 

3 weiblich ohne Bäckereihelferin Lernen Vollzeit August 2005 
Abbildung 45: Erreichte Arbeitsverhältnisse 

4.3.9.2 Bildungsmaßnahmen 
50 Schüler/-innen besuchten zum Zeitpunkt ihres Projektaustrittes bzw. zum Ende des Pro-
jekts schulische Bildungsgänge (BESO 11, BQL 29.3, BQL 29.4, MDQM I, OBF 1). Sechs 
Teilnehmer/-innen wechselten in Berufsvorbereitende Bildungsmaßnahmen (BV) gemäß 
SGB III. Ein Schüler fand Aufnahme im Eingangsverfahren der Werkstatt für behinderte 
Menschen (EV / WfbM). Zwei Teilnehmer/-innen nahmen das Angebot einer Arbeitsgelegen-
heit gemäß SGB II an. Ein Schüler begann den Wehrdienst. Drei Schüler/-innen wurden ar-
beitslos und bei einem ist der Verbleib unklar geblieben, weil der Kontakt zu ihm verloren 
ging.  

Abbildung 46 gibt einen differenzierten Überblick zum Verbleib.  
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 Abbildung 46: Verbleib 
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4.4 Partnerschaften zu drei Berufsschulen mit sonderpädagogischen Aufgaben 

4.4.1 Loschmidt-Oberschule (LOS) 
Die Kooperation mit den Lehrkräften an der Loschmidt-Oberschule (LOS) war durch die vo-
rangegangenen Projekte bereits erprobt und gefestigt. An der LOS wurden die Schüler in 
drei BQL-Klassen begleitet.  

Geeignete Teilnehmer/-innen wurden zu Beginn des Schuljahrs durch die Lehrer für das Pro-
jekt ausgewählt und vorgeschlagen.  

In einem Erstgespräch wurden die potenziellen Teilnehmer/-innen durch die Mitarbeiterinnen 
über die Projektziele und die Arbeitsweise des KOALA-Projekts informiert und ihre  berufli-
chen Wünsche und Vorstellungen erfragt. Zur näheren Aufklärung der Eltern / Betreuer wur-
de ein Informationsabend durchgeführt, an dem auch die Lehrer teilnahmen. 

Im Verlauf des Schuljahrs entstand zu den meisten der beteiligten Schüler/-innen ein ver-
trauensvolles Verhältnis. Sie konnten die Anregungen, die sie durch die Projektmitarbeiterin-
nen erhielten weitgehend annehmen und umsetzen. Mit der Durchführung von Blockpraktika 
und wöchentlichen Praxistagen in Betrieben des allgemeinen Arbeitsmarktes konnten die 
Teilnehmer/-innen ihre beruflichen Kompetenzen weiter entwickeln, festigen und soziale Ver-
haltensweisen erlernen, die für die Aufnahme einer Arbeit oder Ausbildung wichtig sind. Die 
Auswertung der Praktika erfolgte durch das KOALA-Projekt mittels der erprobten FAIR-
Fragebögen, die in Selbst- und Fremdeinschätzung erhoben wurden. 

Die Teilnehmer/-innen schätzten das Angebot der sozialpädagogischen Begleitung und die 
damit verbundene Möglichkeit, familiäre Konflikte oder Probleme im sozialen Umfeld (Part-
nerschaft, Schulden, Legalität, Kriminalität ...) mit einer weiteren Vertrauensperson bespre-
chen und dadurch mehr Sicherheit im beruflichen Alltag gewinnen zu können.  

Durch die Erfahrungen, die die beteiligten Lehrkräfte im vorangegangen Schuljahr bereits mit 
dem Projekt und seinen Mitarbeiterinnen machen konnten, war eine gute Kooperation und 
vertrauensvolle Zusammenarbeit gegeben. Die Schule organisierte in der Stundenplanung 
nach Möglichkeit zusammenhängende Tage für die Fachpraxis, um für die Einrichtung von 
festen Praxistagen im Betrieb die Voraussetzung zu schaffen. Die Beurteilung der Leistun-
gen im Bereich Fachpraxis wurde von den Lehrkräften auf der Grundlage der betrieblichen 
Leistungen der Schüler vorgenommen. Hierzu wurden die Auswertungsinstrumente des KO-
ALA-Projekts auch von den Lehrern/-innen als hilfreich erachtet.  

4.4.2 August-Sander-Oberschule (ASO) 
An der August-Sander-Oberschule wurde das Projekt erstmalig mit Beginn des 2. Schulhalb-
jahrs im Februar 2005 eingerichtet. Es wurden auch hier geeignete Schüler/-innen  durch die 
Lehrkräfte für die Projektteilnahme vorgeschlagen. Die Aufnahmeprozedur verlief analog zu 
dem unter 6.6.1. an der LOS dargestellten. Die Schüler rekrutierten sich hier aus neun ver-
schiedenen BQL-Klassen. Es konnten 32 Schüler/-innen aufgenommen werden. 

Da die Projektdurchführung für die Lehrkräfte der ASO neu und unbekannt war, gab es an-
fänglich einen großen Bedarf an Koordination und Vermittlung. Wegen der Vielzahl der betei-
ligten Lehrkräfte war der Aufwand erheblich. An der ASO war es ferner wegen der Gegeben-
heiten des Stundenplans im laufenden Schuljahr noch nicht möglich, zusammenhängende 
Zeiten für die Fachpraxis festzulegen. Dadurch konnten noch keine zusammenhängenden 
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Praxistage in den Betrieben organisiert werden. In einer Klasse lagen die Praxistage mon-
tags und donnerstags. Bei der Akquise der zukünftigen Qualifizierungsbetriebe wurden sei-
tens der Betriebe Ressentiments geäußert, weil die Praktikanten dadurch die Arbeitsabläufe 
nicht vollständig erfahren konnten.  

Ein Problem war ferner dadurch gegeben, dass die Lehrkräfte sich außerstande sahen, die 
Bewertung im Bereich Fachpraxis auf der Grundlage der in den Betrieben erbrachten Leis-
tungen zu bewerten. Im Unterschied zur LOS waren die Voraussetzungen an der ASO durch 
den späten Start des Projekts an dieser Schule ungünstiger. Der für die Begleitung der Schü-
ler/-innen verbliebene Zeitraum war wesentlich geringer.  

4.4.3 Biesalski-Oberschule 
An der Biesalski-Oberschule wurde KOALA erstmals ab Februar 2005 für sechs Teilnehmer/-
innen aus einer BESO-Klasse angeboten. Bei den Teilnehmern/-innen handelte es sich um 
mehrfachbehinderte Schüler/-innen mit zusätzlich großen Lernschwierigkeiten. Da der BE-
SO-Lehrgang nicht abschlussorientiert ist, war es hier kein Problem, für die Schüler Praxis-
tage zu organisieren. Die Kooperation mit der Schulleitung und den zuständigen Lehrkräften 
wurde dadurch erleichtert, dass hier nur Schüler/-innen aus einer Klasse begleitet wurden. 
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4.5 Drei exemplarische Falldarstellungen 

4.5.1 Beispiel einer gelungenen beruflichen Integration 
Ausgangslage: Die Teilnehmerin Brigitte4 war zum Zeitpunkt des Projekteintritts 18 Jahre alt 
und Schülerin an der Biesalski-Oberschule. Sie hat einen Grad der Behinderung von 70, 
nach dem Anerkennungsbescheid auf Grund einer sog. geistigen Behinderung, von 
Sprachentwicklungsstörungen, statomotorischer Retardierung und Muskelhypotonie. Sie 
verfügt über ein eingeschränktes Orientierungsvermögen und war anfänglich auf einen 
Fahrdienst angewiesen. Bis zur sechsten Klasse besuchte sie die Nahariya-Grundschule 
und wurde integrativ beschult. Danach war sie Schülerin der Biesalski-Oberschule. 

Beruflich war Brigitte bereits relativ gut orientiert. Sie hatte vor dem Projekteintritt 3 Praktika 
im hauswirtschaftlichen Bereich, in der Küche und in der Reinigung, absolviert. Ein weiteres 
Praktikum im Garten- und Landschaftsbau war nicht so gut verlaufen. 

Verlauf der Praktika im Rahmen von KOALA: In den ersten Gesprächen wurden noch 
mehrere Berufswünsche geäußert: Wäscherei, Kinderbetreuung, Altenpflege, Tätigkeit in 
einer Bäckerei. Das erste Praktikum wurde in der Altenpflege durchgeführt. Hier sollte sie in 
der Beschäftigung von Senioren eines Pflegeheims tätig werden. Das Tätigkeitsfeld erwies 
sich jedoch als zu anspruchsvoll. Sie wechselte in die Wäscherei des Altenpflegeheims. Hier 
hat es ihr gut gefallen, sie konnte die Anforderungen dort mit viel Unterstützung bewältigen. 
Da es in diesem Betrieb jedoch keine Anschlussperspektive gab, wurde ein weiteres 
Praktikum in einem anderen Altenpflegeheim akquiriert, wo sie in der Küche beschäftigt 
wurde. Hier hat es ihr gut gefallen, sie ist mit den Kollegen gut ausgekommen und konnte die 
Anforderungen mit immer weniger Unterstützung gut erfüllen. Die Tätigkeiten waren ihr durch 
ihre Einbindung in die Hausarbeit im Elternhaus bereits vertraut. Deshalb wurde das 
Praktikum erweitert, zuletzt war sie an vier Tagen pro Woche im Betrieb beschäftigt. Dies 
half ihr dabei, sich von der Schule „abzunabeln“ und sich intensiv auf die Anforderungen 
einer beruflichen Tätigkeit vorzubereiten.  

Ergebnis: Brigitte ist inzwischen in diesem Altenpflegeheim in einer sozial-
versicherungspflichtigen Teilzeitbeschäftigung von 20 Wochenstunden unbefristet 
beschäftigt. Der Integrationsfachdienst hat seit März 2006 die weitere Begleitung 
übernommen. Der Fahrdienst ist nicht mehr erforderlich. Ein vom Projekt organisiertes 
umfangreiches Wegetraining hat dazu geführt, dass sie den Arbeitsweg inzwischen 
selbstständig zurücklegen kann. 

Resümee: Brigitte konnte sich von Anfang an gut auf die jeweiligen Anforderungen einstellen 
und war immer bemüht, ihnen gerecht zu werden. Sie war gut motiviert, immer pünktlich und 
zuverlässig und hatte kaum Fehlzeiten. Brigitte hatte gute Umgangsformen und war immer 
freundlich. Durch die Erfolge, die sie im Betrieb hatte, gewann sie an Selbstbewusstsein. Sie 
hat sich immer mehr zugetraut. Die Tatsache, dass der Fahrdienst überflüssig wurde, ist nur 
ein Ausdruck dafür, dass sie in ihrer Persönlichkeitsentwicklung im Verlauf des Schuljahrs 
große Fortschritte gemacht hat. Brigitte hat einen großen Schritt in Richtung eines 
selbstbestimmten Lebens gemacht. Ohne die Unterstützung durch KOALA wäre Brigitte aller 
Voraussicht nach in eine Werkstatt für behinderte Menschen gekommen. 

4.5.2 Beispiel für einen problematischen Fallverlauf 
Ausgangslage: Mirko5 war zum Zeitpunkt des Projekteintritts ebenfalls 18 Jahre alt und 
Schüler an der Loschmidt-Oberschule. Er hat einen Grad der Behinderung von 50, nach dem 
Anerkennungsbescheid auf Grund einer Lernbehinderung, Lese-Rechtschreibschwäche und 
psychischer Probleme. Er wurde von der Mutter kaum unterstützt. Während der 
Grundschulzeit wurde er integrativ beschult, absolvierte die Oberschulzeit an einer 
Sonderschule für Lernbehinderte und hat dann an einer Berufsschule in einem BB 10 den 
einfachen Hauptschulabschluss erreicht. Beruflich war Mirko noch nicht gut orientiert. Er 
                                          
4 Name geändert 
5 Name geändert 
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hatte verschiedene Praktika in unterschiedlichen Berufsfeldern absolviert (KFZ-Mechaniker, 
Dachdecker, Zweiradmechaniker, Elektroinstallation, Reinigung und in einer Tischlerei), war 
aber in seinem Berufswunsch noch nicht gefestigt. An der LOS besuchte er die 
Elektroklasse.  

Verlauf der Praktika im Rahmen von KOALA: In den ersten Gesprächen wurden mehrere 
Berufswünsche geäußert: Elektriker, Mechatroniker, Zweiradmechaniker. Wegen der hohen 
Anforderungen in den Ausbildungsgängen zum Elektriker und Mechatroniker wurde zunächst 
ein Praktikum in einer Fahrradwerkstatt akquiriert. Mirko fühlte sich dort wohl und wurde 
zunehmend sicherer in der Festlegung auf dieses Berufsfeld. Da es im ersten 
Praktikumsbetrieb jedoch keine Anschlussperspektive gab, wurde ein neuer Betrieb gesucht, 
der ausbildungsbereit war. Hier fühlte sich Mirko von Anfang an unwohl, was sich auf seine 
Leistungen stark auswirkte. Danach konnte er ein Schnupperpraktikum bei den BSR in der 
Straßenreinigung absolvieren. Hier fühlte er sich in der Gruppe der anderen Praktikanten 
unwohl, die Tätigkeiten gefielen ihm nicht und er hatte Probleme mit dem frühen Aufstehen. 
Es wurde vereinbart, einen neuen ausbildungsbereiten Fahrradladen zu suchen, in dem er 
seine Praxistage absolvieren konnte. Im neuen Praktikumsbetrieb konnte Mirko sich besser 
auf die Anforderungen einlassen, er war motiviert und zuverlässig. Ihm wurde ein 
Ausbildungsplatz angeboten. Je realistischer dieses Angebot jedoch wurde, desto mehr 
Abstand nahm Mirko. Er konnte sich in der Folge immer weniger auf die betrieblichen 
Anforderungen einlassen und entwickelte als neue Anschlussperspektive für sich die Idee, 
den erweiterten Hauptschulabschluss, den er wegen zu geringer schulischer Leistungen und 
zu häufiger Fehlzeiten an der LOS nicht erreichen konnte, an einem Oberstufenzentrum 
(OSZ) nachzuholen.  

Ergebnis: Er besucht jetzt die Peter-Lenné-Schule (OSZ) und hofft dort, den erweiterten 
Hauptschulabschluss doch noch zu erreichen. 

Resümee: Mirko war bei Projekteintritt beruflich noch schlecht orientiert, obwohl er bereits 
viele Berufsfelder kennen gelernt hatte. Es fiel ihm schwer, eine Entscheidung zu treffen. 
Letzendlich zählte für ihn die Möglichkeit der Erlangung eines höheren Schulabschlusses 
(erweiterter Hauptschulabschluss) mehr, als das Angebot eines betrieblichen 
Ausbildungsplatzes. Obwohl er deutliche Anzeichen von Schulmüdigkeit aufwies, er immer 
seltener in der LOS anwesend war und häufig zu spät kam, ist es nicht gelungen, ihn davon 
zu überzeugen, das Angebot eines Ausbildungsplatzes nicht auszuschlagen. Es bleibt zu 
wünschen, dass er mit dem weiteren Schulbesuch Erfolg haben wird.    

4.5.3 Beispiel für eine Integration auf Umwegen 
Ausgangslage: Nicola6 war zu Projektbeginn 16 Jahre alt und Schülerin einer BQL-Klasse an 
der ASO. Sie hatte eine Lernbehindertenschule bis zur 9. Klasse besucht. Im Rahmen von 
BB 10 konnte sie den einfachen Hauptschulabschluss erreichen. Ein Antrag auf 
Anerkennung einer Behinderung wurde nicht gestellt. Sie war beruflich gut orientiert und 
hatte den Wunsch, eine Ausbildung zur Pferdewirtin zu machen. Durch ihr Hobby verfügte 
sie bereits über Kenntnisse in der Pferdepflege. Nicolas Eltern lebten getrennt und Nicola im 
Haushalt der Mutter. Dem Berufswunsch ihrer Tochter standen beide Elternteile kritisch 
gegenüber. 

Verlauf der Praktika im Rahmen von KOALA: Nicola absolvierte ein dreiwöchiges Erpro-
bungspraktikum auf einem Reiterhof in Zehlendorf, der auch Ausbildungsbetrieb für den 
Beruf des Pferdewirts ist. Dieses Praktikum verlief sehr positiv. Nicola erwies sich während 
der gesamten Praktikumszeit als motiviert, pünktlich und zuverlässig. Sie war umsichtig und 
fleißig und übernahm die Aufgabe der Pferdepflege nach kurzer Zeit bereits selbstständig. Im 
Verlauf des Praktikums stellte sich jedoch heraus, dass Nicola voraussichtlich überfordert 
sein würde, die von diesem Betrieb angebotene Ausbildung mit dem Schwerpunkt „Reiten” 
erfolgreich zu absolvieren. Der Ausbildungsleiter empfahl daraufhin die Fortsetzung der 
Qualifizierung in einem ländlicheren Betrieb, der die Ausbildung in der Fachrichtung „Zucht 
                                          
6 Name geändert 
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und Haltung” anbietet, da sie nach seiner Meinung auch bei nicht bestandener 
Abschlussprüfung gute Chancen bestünden, auf Reiterhöfen Arbeit zu finden. Der Kontakt 
zum neuen Reiterhof wurde angebahnt. Die Rehaberatung der Agentur für Arbeit hat jedoch 
darauf bestanden, dem Beginn einer Ausbildung eine Berufsvorbereitende 
Bildungsmaßnahme vorzuschalten. Durch Kontakte des Projekts zum BvB-Träger, bei dem 
Nicola nach Beedigung der Schule aufgenommen wurde, konnten die bisherigen beruflichen 
Erfahrungen der Teilnehmerin von diesem aufgegriffen werden. Nicola absolviert ihre weitere 
Qualifizierung auf dem Reiterhof und wird voraussichtlich dort zu Beginn des nächsten 
Ausbildungsjahrs ihre Berufsausbildung beginnen können. Parallel zu diesem Prozess 
verstärkten sich die Probleme, die Nicola mit ihrer Mutter hatte. Dies führte zum Auszug von 
Nicola. KOALA konnte in dieser Krisensituation vermitteln. Die Eltern machten darauf hin 
Nicola das Angebot, bei ihrem Vater zu leben. Nicola nahm dieses Angebot dankbar an. 
Jetzt wohnt Nicola während ihrer Praktikumszeiten in einem hergerichteten Wohnwagen auf 
dem Reiterhof. Ihre Mutter hat sie kürzlich dort zum ersten Mal besucht.  

Resüme: Nicola war bereits bei Projekteintritt beruflich orientiert und verfolgte ihre Ziele 
engagiert. Durch die Erfolge, die sie in den Praktika erreichte, gewann sie zunehmend an 
Selbstvertrauen. Sie fühlte sich in ihren beruflichen Wünschen ernst genommen. Durch die 
sozialpädagogische Begleitung konnte eine Veränderung in ihren Lebensumständen 
herbeigeführt werden, die sich Nicola schon lange gewünscht, aber alleine nicht hätte 
herbeiführen können. Die Grundlage für eine Berufsausbildung im gewünschten Bereich 
wurde durch die Zusammenarbeit zwischen KOALA  und dem Träger der BvB-Maßnahme 
erreicht.  
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4.6 Resümee und Perspektiven 
Im Projektzeitraum wurden 34 Schülerinnen und 40 Schüler begleitet. 67 Teilnehmen/-innen 
(28 Schülerinnen und 39 Schüler) waren dem Förderschwerpunkt Lernen und sechs Schüle-
rinnen dem Förderschwerpunkt geistige Entwicklung zugeordnet. Insgesamt wurden 132 
Praktika durchgeführt. Mehr als 90% davon fanden in Betrieben des allgemeinen Arbeits-
marktes statt. 68 Praktika wurden en bloc absolviert und 64 in Form von wöchentlichen Pra-
xistagen. Letzteres bedeutet, dass die Schüler/-innen an einem bis zu vier Tagen pro Woche 
im Betrieb waren und die restlichen Wochentage in der Schule. Durch die Erfolge in der be-
trieblichen Praxis wurde ihr Selbstwertgefühl gestärkt. Die Kette der Misserfolgserlebnisse 
vieler Schulkarrieren konnte dadurch unterbrochen werden. Es wurden soziale Verhaltens-
weisen erprobt und eingeübt, die für die Aufnahme einer beruflichen Tätigkeit oder einer 
Ausbildung unerlässlich sind. Sechs Teilnehmer/-innen erreichten Ausbildungsverhältnisse. 
Drei Teilnehmer/-innen erreichten sozialversicherungspflichtige Beschäftigungsverhältnisse. 

Die sozialpädagogische Begleitung hat zur Stabilisierung der Lebensumstände beigetragen 
und damit die entwickelten Perspektiven manchmal erst möglich gemacht bzw. weiter gefes-
tigt 

Die kontinuierliche und verlässliche Kooperation mit den Berufsschulen hat zu einem guten 
Vertrauensverhältnis zwischen Schulleitungen, Lehrkräften und den Mitarbeiter/-innen von 
KOALA geführt. Organisatorische Probleme, die anfänglich die Zusammenarbeit erschwer-
ten, konnten zunehmend abgebaut werden. An der ASO soll im nächsten Schuljahr, eine 
spezielle KOALA-Klasse für das Berufsfeld Hauswirtschaft eingerichtet werden, was zusam-
menhängende Praxistage und die vollständige Verlagerung der Fachpraxis in die Betriebe 
ermöglicht. Dies wird dazu führen, dass die Fachpraxislehrer/-innen die Schüler/-innen ge-
meinsam mit den Projektmitarbeitern/-innen in den Betrieben unterstützen und die Bewer-
tung der dort erbrachten Leistungen dort vornehmen werden. Von den Schulleitungen wird 
das Angebot von KOALA gut angenommen, sie wünschen sich eine Fortführung und Aus-
weitung des Projekts auf eine größere Anzahl von Schülern bzw. Klassen.  

KOALA kann in den Schuljahren 2005/2006 und 2006/2007 fortgesetzt werden. Der zu die-
sem Zweck gestellte Projektantrag wurde bewilligt 

 

 

ISB gGmbH / Bereich Übergang Schule – Beruf / Abschlussberichte / März 2006  von 141  64



 
5 Kernprozesse 

5.1 Arbeitsweltbezogene Bildungsbegleitung zur Berufsorientierung 

5.1.1 Vorbemerkung 
Berufsorientierung wird von weiterführenden allgemeinbildenden Schulen, Schulen mit 
sonderpädagogischem Förderschwerpunkt, beruflichen Schulen, der Jugendberufshil-
fe und der Bundesagentur für Arbeit angeboten. Durch Schulversuche und Modellpro-
jekte werden in Berlin neue Wege der Berufsorientierung erprobt.  

Durch berufsorientierende Bildungsbegleitung werden junge Menschen mit besonderem 
Förderbedarf in Kooperation mit Bildungseinrichtungen und Betrieben des allgemeinen Ar-
beitsmarktes bei der Entwicklung eines realisierbaren beruflichen Bildungszieles unterstützt. 
Die Formulierung eines hinreichend klaren Berufswunsches und dessen Überprüfung sind 
dazu die zentralen Voraussetzungen. Informationen über mögliche Bildungswege und die 
Durchführung betrieblicher Orientierungspraktika sind die Arbeitschritte, mit denen die Ziele 
verfolgt werden. 

Dazu wurde ein Ablaufdiagramm (siehe Kapitel 5.1.2) erstellt, das mit der Prozessbeschrei-
bung (5.1.3) Bildungsbegleitern eine Arbeits- und Orientierungshilfe bietet, um den berufsori-
entierenden Begleitprozess strukturiert und reflektiert zu gestalten. 

Erläuterungen zum Diagramm 
 
 Markiert den Beginn des Prozesses und beinhaltet die Beschreibung

der Ausgangsbedingungen, die notwendig sind, um den Prozess zu  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

ISB gGmb
Start

initiieren. 

Ablaufelement, das wichtige Etappen bei der Durchführung des Ge-
samtprozesses beschreibt.  
Text
 
Frage
+ 

 

H / Bereich Übe
-

Bezeichnet das Ende des Prozesses und beinhaltet eine Beschreibung 
der mit dem Prozess erreichten Ergebnisse. 
Ende
rgang Schul
Markiert eine Entscheidung, die den weiteren Ablauf des Prozesses
steuert und beinhaltet eine Beschreibung der für diese Entscheidung
wichtigen Bedingungen. 
Das Zeichen Minus (-) steht für die Beantwortung der gestellten Frage
mit nein. 
Das Zeichen Plus (+) steht für die Beantwortung der gestellten Frage
mit ja. 
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5.1.2 Ablaufdiagramm 
 
 
 

3
Gibt es ei-

nen hinreichend 
klaren u. überprüfba-

ren Berufs-
wunsch

?

1
Start

4 Den Jugendlichen und seine Bezugsperso-
nen über berufliche Möglichkeiten informieren

5
Wurde Be-

rufswunsch durch 
betriebliches Prak-

tikum über-
prüft?

6 Überprüfung des Berufswunsches im
betrieblichen Orientierungspraktikum 

7
Hat sich 

der Berufswunsch
als stabil er-

wiesen?

8
Gibt es einen

klaren, überprüfba-
ren alternativen Be-

rufswunsch 
?

9
Ist der 

Berufswunsch 
unmittelbar zu 

realisieren
?

2 Informationen zu den beruflichen Wünschen des Jugendlichen einholen und auswerten

15
Ende

10 Berufswunsch als unmittelbares
Bildungsziel in den individuellen 
Qualifizierungsplan aufnehmen 

+

+

+

+

+

-

-

- -

13
Erweist sich 

der Berufswunsch 
als modifizier-

bar?

14 Modifizierten Berufswunsch als 
unmittelbares oder langfristiges  
Bildungsziel in den individuellen 
Qualifizierungsplan aufnehmen 

11
Kann der Be-

rufswunsch langfris-
tig erreicht
werden?

-

+
+

-

12 Berufswunsch als langfristiges 
Bildungsziel in den individuellen 
Qualifizierungsplan aufnehmen 

-
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5.1.3 Prozessbeschreibung 

1 Start 
Ausgangsbedingungen 

Die Klärung der Fallausgangslage hat zu dem Schluss geführt, dass der berufliche Ori-
entierungsprozess des Jugendlichen noch nicht abgeschlossen ist.  

⇒ 

⇒ 

⇒ 

Mit dem Jugendlichen und seinen Bezugspersonen (Eltern, Vertretern der Bildungsein-
richtung, die er besucht und zuständigen Mitarbeitern der Arbeitsagentur) wurde Einig-
keit über die Vorgehensweise und das Zusammenwirken bei der Berufsorientierung er-
zielt. 

Der Jugendliche akzeptiert die Bildungsbegleitung und ist bereit, deren Unterstützung 
anzunehmen.  

 

2 Informationen zu den beruflichen Wünschen des Jugendlichen einholen und auswer-
ten 

Um ein möglichst unvoreingenommenes Bild über die beruflichen Vorlieben eines Jugendli-
chen zu erhalten, sollte das Einzelgespräch mit dem Jugendlichen der erste Schritt sein. Er 
wird von der Bildungsbegleitung gebeten, Berufe zu nennen, von denen er glaubt, dass sie 
für ihn interessant sind. 

Die meisten Jugendlichen mit besonderem Förderbedarf reagieren auf diese Bitte mit 
mehr oder weniger konkreten Angaben. Mehr oder weniger konkret bedeutet, dass sowohl 
korrekte Berufsbezeichnungen wie Tischler oder Bürokaufmann als auch Tätigkeitsfelder wie 
Arbeit im Büro oder Arbeit mit Holz angegeben werden. Dabei ist es nicht ungewöhnlich, 
dass ein Jugendlicher mehrere Berufswünsche formuliert, die inhaltlich nichts miteinander zu 
tun haben.  

Die beruflichen Vorstellungen des Jugendlichen werden dann von der Bildungsbegleitung 
inhaltlich hinterfragt. Was macht für den Jugendlichen den Reiz an diesen Tätigkeiten aus 
und wie ist er zu seinen Vorstellungen gekommen? Auf diese Weise gelingt es, Interessen, 
Fähigkeiten und Erfahrungen zu ergründen, die seine Motivation verständlich machen. Erste 
Rückschlüsse auf den Realitätsbezug der genannten Interessen und Fähigkeiten werden 
möglich, indem Erfahrungen aus Praktika, Schule und privatem Umfeld erfragt, besprochen 
und ausgewertet werden. Zur Erweiterung und Relativierung dieser Rückschlüsse ist es 
sinnvoll, Interviews auch mit anderen Personen aus dem Umfeld des Jugendlichen (z. B. 
Eltern, Lehrer und Freunde) durchzuführen und vorliegende Dokumente (Zeugnisse, Gutach-
ten, Fallberichte usw.) zu analysieren.  

Wenn ein Jugendlicher überhaupt keine Berufswünsche nennt, kann dies Ausdruck der Be-
fürchtung sein, im Berufsleben nicht Fuß fassen zu können. Fragt man den gleichen Jugend-
lichen ganz allgemein, welche interessanten Berufe er denn kenne, kann es sein, dass er 
eine ganze Reihe von Berufen nennt, die er dann auf Nachfrage auch im Praktikum erproben 
möchte. In diesen Fällen ist damit zu rechnen, dass der Jugendliche eine große Schwellen-
angst vor dem Praktikum hat, so dass er zumindest bei den ersten Kontakten mit dem Be-
trieb intensiv unterstützt werden sollte. Wenn der Jugendliche im Laufe der Zusammenarbeit 
erlebt, dass die Bildungsbegleitung ressourcenorientiert arbeitet und vertrauenswürdig ist, 
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wird es meist möglich, schwierige Themen wie Versagensängste zu besprechen.  Möglich-
keiten des Umgangs damit, können zum Beispiel in Rollenspielen erprobt werden.  

 

3 Gibt es einen hinreichend klaren und überprüfbaren Berufswunsch? 

Äußert der Jugendliche einen Berufswunsch, der mit keinen oder realitätsfernen Vorstellun-
gen von den Inhalten der angestrebten Tätigkeit verbunden ist, dann ist dieser Berufswunsch 
nicht hinreichend klar. Dies ist beispielsweise der Fall, wenn er als Wunsch lediglich das Ma-
terial, mit dem er arbeiten möchte, angibt aber keine Berufsbezeichnung kennt und/oder kei-
ne Aussagen darüber machen kann, welche Tätigkeiten er ausführen möchte.  

Wenn der Berufswunsch des Jugendlichen mit seiner Vorstellung über die Tätigkeitsinhalte 
des genannten Berufes übereinstimmt oder das Material, das er benennt,  mit berufsfeldbe-
zogenen Aufgaben verbindet, kann von einem hinreichend klaren Berufswunsch gesprochen 
werden.  

Es kann vorkommen, dass ein Jugendlicher über einen hinreichend klaren Berufswunsch 
verfügt, dessen betriebliche Überprüfung unmöglich ist oder mit nicht tolerierbaren Gefähr-
dungen verbunden wäre, weil sich die Ausübung des Wunschberufes aus gesundheitlichen, 
rechtlichen oder sittlichen Gründen verbietet.  

Falls der Jugendliche mehrere hinreichend klare und überprüfbare berufliche Wünsche ent-
wickelt hat, sollte mit ihm zusammen eine Reihenfolge der Präferenzen erstellt und doku-
mentiert werden. 

 

4 Den Jugendlichen und seine Bezugspersonen über berufliche Möglichkeiten infor-
mieren 

Um einen hinreichend klaren und überprüfbaren beruflichen Wunsch zu erreichen, müssen 
Informationen zu den in Frage kommenden Berufen oder Tätigkeitsfeldern vermittelt werden. 
Schriftliche, verbale oder auch multimediale Informationen können dabei hilfreich sein. Bei 
Jugendlichen mit Lernbehinderungen reichen sie in der Regel aber nicht aus. Interessentests 
können Anhaltspunkte bieten. Betriebsbesichtigungen oder Besuche bei außerbetrieblichen 
Ausbildungsträgern haben sich besonders bewährt. 

Die gewonnenen Informationen werden mit dem Jugendlichen besprochen und ausgewertet. 
Unter Umständen ist das angestrebte Ziel bereits nach kurzer Zeit mit wenigen Aktivitäten 
erreicht.  Es kann aber auch sein, dass die Entwicklung eines hinreichend klaren und über-
prüfbaren beruflichen Wunsches für den Jugendlichen und für den Bildungsbegleiter viel 
Mühe macht, sehr viel Zeit beansprucht und Kreativität fordert. In der Regel kommt man aber 
recht schnell zu Anhaltspunkten, die den Informationsbedarf konkretisieren und der Suche 
eine Richtung geben.  

 

5 Wurde der Berufswunsch durch ein betriebliches Praktikum überprüft? 

Berufe sind so komplex, dass im Gespräch nicht vollständig abgeklärt werden kann, ob der 
Jugendliche für einen bestimmten Beruf wirklich geeignet ist. Um eine tragfähige Entschei-
dung zu finden, muss der Jugendliche die Wirklichkeit des von ihm gewünschten Berufes 
oder Tätigkeitsfeldes unter den realen Bedingungen betrieblicher Praxis kennen lernen. 
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Aus diesem Grund ist die betriebliche Überprüfung des Berufswunsches eine notwendige 
Voraussetzung, um ihn als Bildungsziel in den beruflichen Qualifizierungsplan aufzunehmen.  

 

6 Überprüfung des Berufswunsches im betrieblichen Orientierungspraktikum 

Mit dem Orientierungspraktikum sammeln Jugendliche zumeist ihre ersten betrieblichen Er-
fahrungen. In der Regel verfügt die Bildungsbegleitung über zu wenig Anhaltspunkte für  eine 
sichere Prognose zum Verhalten eines Jugendlichen im Betrieb. Deshalb sollte für das Ori-
entierungspraktikum ein Betrieb gewonnen werden, den die Bildungsbegleitung bereits gut 
kennt oder der ihm von kollegialer Seite empfohlen wurde. Betriebe, mit denen die Koopera-
tion bereits erfolgreich erprobt wurde, bieten Sicherheit, dass auch für nicht erwartete 
Schwierigkeiten unkomplizierte Lösungen gefunden werden können.  

Zu beachten ist auch, dass das Orientierungspraktikum nicht mit Ansprüchen überfrachtet 
wird. Im Orientierungspraktikum soll der Jugendliche Tätigkeitsinhalte des von ihm ge-
wünschten Berufes oder Berufsfeldes unter betrieblichen Bedingungen kennen lernen aber 
noch nicht für eine bestimmte berufliche Tätigkeit qualifiziert werden. Manche Tätigkeiten, 
vor denen der Jugendliche vielleicht sogar Angst hatte, bewältigt er möglicherweise problem-
los. Andere Tätigkeiten, die er sich nicht so schwierig vorgestellt hatte, können ihm Probleme 
bereiten. Von einigen Tätigkeiten hatte er vielleicht noch nichts gewusst. Vielleicht stellt er 
fest, dass in bestimmten Phasen des Arbeitsablaufes großer Stress entsteht oder dass er mit 
Materialien in Berührung kommt, mit denen er ungern umgeht. Vielleicht entdeckt er Fähig-
keiten oder Talente, die ihm noch nicht bewusst waren.  

Vor diesem Hintergrund  zielt die Auswertung des betrieblichen Orientierungspraktikums auf 
die empirisch fundierten Feststellungen, ob  

⇒ die Motivation des Jugendlichen für die im Praktikum ausgeübten Tätigkeiten weiterhin 
vorhanden ist,  

⇒ unter Berücksichtigung der Bildungsbiographie des Jugendlichen ein hinreichend gutes 
individuelles Passungsverhältnis zwischen den Anforderungen der gewünschten be-
ruflichen Tätigkeit  und den beruflichen Fähigkeiten des Jugendlichen entwickelt wer-
den kann. 

Mittels FAIR können diese Feststellungen überprüfbar und kontrolliert erreicht werden. FAIR 
ermöglicht es den Akteuren, einen diagnostischen Dialog zu führen, in dem die Selbstein-
schätzung des Jugendlichen und die Fremdeinschätzung der Jugendlichen durch den be-
trieblichen Anleiter aufeinander bezogen werden. Jugendliche, betrieblicher Anleiter und Bil-
dungsbegleitung können das Verhältnis dieser Einschätzungen besprechen und auf dieser 
Grundlage berufliche Perspektiven entwickeln und erörtern.  

Weitere Hinweise zur Akquisition, Vorbereitung, Durchführung und Auswertung betrieblicher 
Praktika beinhaltet die Prozessbeschreibung zur berufsvorbereitenden Bildungsbegleitung. 
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7 Hat sich der Berufswunsch als stabil erwiesen? 

Die Frage nach der Stabilität des Berufswunsches ist von der Einschätzung der individuellen 
Fähigkeit des Jugendlichen, diesen Beruf zu erlernen, zu trennen. Bei der Beantwortung 
dieser Frage geht es um die Motivation des Jugendlichen. Zunächst muss herausgefunden 
werden, was er beruflich erreichen will. Die Frage nach dem Können erübrigt sich, wenn der 
Berufswunsch aufgrund der betrieblichen Erfahrung revidiert werden musste.  

Der Berufswunsch hat sich als stabil erwiesen, wenn der Jugendliche dies bestätigt und die 
ihm übertragenen Arbeitsaufgaben mit Interesse und Engagement verfolgt hat. Kategorien 
der Arbeitshaltung, wie „Pünktlichkeit“ und „Eigeninitiative zeigen“, lassen Rückschlüsse auf 
Interesse und Engagement des Jugendlichen zu.  

Häufige Krankmeldungen können darauf hinweisen, dass es entweder soziale Probleme im 
betrieblichen Umfeld gibt oder dass der Jugendliche mit den Inhalten und Anforderungen der 
ausgeübten Tätigkeiten unzufrieden ist.   

Oft wird im Praktikumsverlauf deutlich, dass der Jugendliche die Tätigkeiten nicht wegen der 
Arbeitsinhalte sondern wegen des sozialen Umfeldes gerne macht. Welche Aussage lässt 
sich in diesem Fall über die Stabilität des Berufswunsches machen? Die Entscheidung ist 
nicht einfach, vielleicht ist ein weiteres Orientierungspraktikum in einem anderen Betrieb zur 
Überprüfung sinnvoll. Sofern der Jugendliche bereit ist und die Möglichkeit dazu besteht, 
sind weitere betriebliche Erfahrungen in der Regel nützlich. Allerdings sollte hierbei nicht das 
Ziel sein, der Idealvorstellung einer umfassenden Berufsorientierung nachzujagen. Es befin-
den sich vermutlich nur sehr wenige umfassend berufsorientierte Menschen auf dem allge-
meinen Arbeitsmarkt.  

 

8 Gibt es einen hinreichend klaren und überprüfbaren alternativen Berufswunsch? 

Zum einen besteht die Möglichkeit, dass der Jugendliche über mehrere hinreichend klare 
und überprüfbare Berufswünsche bereits vor Durchführung des Orientierungspraktikums 
verfügte, die von der Bildungsbegleitung in einer Präferenzliste dokumentiert worden sind. 
Es kann aber auch sein, dass sich aus der Erfahrung des Orientierungspraktikums ein neuer 
Berufswunsch entwickelt hat. Dies ist nicht ungewöhnlich, weil der Jugendliche im Praktikum 
Kontakt zu Personen hat, die als Kunden, Lieferanten oder Mitarbeiter unterschiedlichen 
Berufsgruppen angehören.  

 

9 Ist der Berufswunsch unmittelbar zu realisieren? 

In der Praxis lässt sich diese Frage häufig nicht mit einem eindeutigen „Ja“ oder „Nein“ be-
antworten. Die Antwort auf diese Frage ist oft das Ergebnis einer sorgsamen Abwägung zwi-
schen den beruflichen Zielen des Jugendlichen und seinen Möglichkeiten, diese Ziele zu 
erreichen. 

Ein Berufswunsch ist dann unmittelbar realisierbar, wenn  

das Anforderungsprofil des Berufes oder der beruflichen Tätigkeit mit dem Fähigkeits-
profil des Jugendlichen so weit übereinstimmt, dass ein gutes individuelles Pas-
sungsverhältnis erreicht werden kann,  

⇒ 
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Voraussetzungen wie beispielsweise Mindestalter, Schulabschluss oder eine 
vorgelagerte Berufsausbildung  

⇒ 

⇒ 

⇒ 

⇒ 

⇒ 

erfüllt werden.  

 

10 Berufswunsch als unmittelbares Ziel in den individuellen Qualifizierungsplan auf-
nehmen 

Der Berufswunsch des Jugendlichen hat sich in Auseinandersetzung mit der betrieblichen 
Realität als stabil erwiesen. Der Jugendliche verfügt über die formalen Voraussetzungen 
(Alter, Bildungsabschlüsse) um die angestrebte Ausbildung oder Tätigkeit aufnehmen zu 
können. Seine beruflichen Fähigkeiten stimmen mit den Anforderungen des Berufes so weit 
überein, dass durch berufsvorbereitende Qualifizierungsmaßnahmen im gewünschten Be-
rufsfeld der Einstieg in eine betriebliche Berufsausbildung oder in ein sozialversicherungs-
pflichtiges Beschäftigungsverhältnis erreicht werden kann.  

Mit dem Jugendlichen, seinen relevanten Bezugspersonen und den Entscheidungsträgern 
werden umsetzbare Arbeitschritte beschrieben und vereinbart, die zur Realisierung des Be-
rufswunsches führen. Die konkreten Lehr-/Lernziele der beruflichen Qualifizierung sind zu 
definieren, um auf dieser Grundlage passende Angebote berufsvorbereitender Bildungs-
maßnahmen zu nutzen oder Möglichkeiten berufsvorbereitender Qualifizierung zu entwi-
ckeln.  

 

11 Kann der Berufswunsch langfristig erreicht werden? 

Der Berufswunsch des Jugendlichen ist langfristig anzustreben und kann langfristig erreicht 
werden,   

wenn für das Erlernen des gewünschten Berufes Schulabschlüsse vorliegen müssen, 
die der Jugendliche noch nicht nachweisen kann und für ihn grundsätzlich erreichbar 
erscheinen, 

wenn zum Einstieg in die gewünschte Ausbildung eine Berufsausbildung vorliegen 
muss oder erwartet wird, die der Jugendliche noch nicht absolviert hat und die für ihn 
grundsätzlich erreichbar erscheint, 

wenn das für die Ausbildung im Wunschberuf oder zur Ausübung der gewünschten Tä-
tigkeit vorgeschriebene Mindestalter vom Jugendlichen noch nicht erreicht wurde und  

die Motivation des Jugendlichen hinreichend erscheint, um über die notwendige Zeit-
spanne hinweg das angestrebte Ziel zu verfolgen. 

 

12 Berufswunsch als langfristiges Ziel in den Bildungsplan aufnehmen 

Der Berufswunsch des Jugendlichen hat sich in Auseinandersetzung mit der betrieblichen 
Realität als stabil erwiesen. Das Fähigkeitsprofil des Jugendlichen stimmt mit dem Anforde-
rungsprofil des Berufes so weit überein,  dass ein gutes individuelles Passungsverhältnis 
erreichbar erscheint. Der Jugendliche verfügt jedoch nicht über die formalen Voraussetzun-
gen, um die angestrebte Ausbildung oder Tätigkeit unmittelbar aufnehmen zu können. Das 
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Berufsziel kann nur langfristig erreicht werden und die Motivation des Bewerbes ist dazu 
hinreichend gegeben. 

Wird der Berufswunsch als ein langfristiges Bildungsziel angestrebt, müssen die Zwischen-
schritte geplant werden, die zum Ziel führen.  

Ist das vorgeschriebenes Alter noch nicht erreicht, muss geklärt werden, wie die Zwischen-
zeit möglichst sinnvoll auch im Hinblick auf das angestrebte Ziel genutzt werden soll. 

Sind ein oder mehrere Schulabschlüsse zu absolvieren, sollten die Möglichkeiten, den oder 
die Abschlüsse möglichst berufszielnah zu erreichen, ergründet werden. Der Jugendliche 
kann sich so schon im Vorfeld wertvolles Wissen aneignen und wird zudem durch die Nähe 
zu seinen Interessen motiviert.  

Ist eine Berufsausbildung (z.B. Frisör) abzuschließen, die den Zugang zur gewünschten 
Ausbildung (z.B. Visagist) erst ermöglicht, sollte - wie in diesen Fällen auch meist gefordert - 
die Ausbildung berufszielnah gewählt werden. 

Der berufliche Orientierungsprozess ist erfolgreich abgeschlossen, wenn alle Qualifizie-
rungsschritte beschrieben sind, die zur Realisierung des Berufswunsches führen und mit 
dem Jugendlichen, seinen relevanten Bezugspersonen und den Entscheidungsträgern erste 
umsetzbare Arbeitschritte der langfristigen Planung mit seinen konkreten Lehr-/Lernzielen 
vereinbart wurden. 

 

13 Erweist sich der Berufswunsch als modifizierbar? 

Der Berufswunsch eines Jugendlichen kann auch langfristig nicht erreicht werden, wenn 
deutlich geworden ist, dass die Anforderungen des gewünschten Berufes auch nach intensi-
ver und langandauernder Berufsvorbereitung die individuellen Fähigkeiten überfordern oder 
die berufsvorbereitende Qualifizierung selbst schon eine Überforderung darstellt, die mittels 
verfügbarer Unterstützungsleistungen nicht kompensierbar erscheint.  

Ist der Berufswunsch langfristig nicht erreichbar, sollte er nicht gleich gänzlich verworfen 
werden. Vielleicht besteht die Möglichkeit, ihn zu modifizieren. Modifizieren bedeutet, dass 
mit dem Jugendlichen eine berufliche Perspektive entwickelt wird, die realisierbar ist und 
möglichst viele Aspekte (berufliche Interessen und Vorlieben) umfasst, die zum ursprüngli-
chen Berufswunsch geführt und sich im Orientierungspraktikum bestätigt haben. So ist es 
beispielsweise möglich, dass nach dem Orientierungspraktikum in einer Autowerkstatt die 
Ausbildung zum Fahrzeugpfleger oder eine Anlerntätigkeit im Kfz-Bereich zum nicht erreich-
baren Beruf des Kraftfahrzeugmechatronikers eine naheliegende, umsetzbare und erstre-
benswerte Alternative bietet. Wenn es also im diagnostischen Dialog gelingt, vorhandene 
Widersprüche im Verhältnis zwischen Berufsziel und beruflichen Möglichkeiten auf der 
Grundlage beruflicher Erfahrungen im angestrebten Berufsfeld auszubalancieren, hat sich 
der Berufswunsch als modifizierbar erwiesen. Es ist eine Frage des Einzelfalls, ob der modi-
fizierte Berufswunsch in einem betrieblichen Orientierungspraktikum nochmals überprüft 
werden sollte, um ihn zu bestätigen und als Bildungsziel in den Qualifizierungsplan des Ju-
gendlichen aufzunehmen. 

Festzustellen ist in diesem Zusammenhang, dass die Modifikation beruflicher Wünsche bei 
Jugendlichen mit Lernbehinderung oder sogenannter geistiger Behinderung eher die Regel 
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als die Ausnahme sind und für die Bildungsbegleitung im Hinblick auf diesen Personenkreis 
eine zentrale Aufgabe darstellt. 

 

14 Modifizierten Berufswunsch als unmittelbares oder langfristiges Bildungsziel in 
den individuellen Qualifizierungsplan aufnehmen 

Der Berufswunsch des Jugendlichen konnte in Auseinandersetzung mit der betrieblichen 
Realität so modifiziert werden, dass die Widersprüche zwischen den Fähigkeiten des Ju-
gendlichen und den Anforderungen seines Wunschberufes hinreichend reduziert oder auf-
gehoben wurden. Ein unmittelbar oder langfristig realisierbares berufliches Bildungsziel 
schließt den beruflichen Orientierungsprozess erfolgreich ab.  

Wird der modifizierte Berufswunsch als ein langfristiges Bildungsziel angestrebt, müssen 
Zwischenschritte geplant werden, die zum Ziel führen:  

Ist das vorgeschriebene Alter noch nicht erreicht, muss geklärt werden, wie die Zwischenzeit 
möglichst sinnvoll - auch im Hinblick auf das angestrebte Ziel - ausgefüllt wird. 

Sind ein oder mehrere Schulabschlüsse zu absolvieren, sollten die Möglichkeiten, den oder 
die Abschlüsse möglichst berufszielnah zu erreichen, ergründet werden. Der Jugendliche 
kann sich so schon im Vorfeld wertvolles Wissen aneignen und wird zudem durch die Nähe 
zu seinen Interessen motiviert.  

Ist eine Berufsausbildung abzuschließen, die den Zugang zur gewünschten Ausbildung erst 
ermöglicht, sollte - wie in diesen Fällen auch meist gefordert - die Ausbildung berufszielnah 
gewählt werden. 

Dieser Planungsprozess ist abgeschlossen, wenn alle Qualifizierungsschritte beschrieben 
sind, die zur Realisierung des Berufswunsches führen und mit dem Jugendlichen, seinen 
relevanten Bezugspersonen und den Entscheidungsträgern erste umsetzbare Schritte der 
langfristigen Planung mit ihren konkreten Lehr-/Lernzielen vereinbart wurden. 

Wird der modifizierte Berufswunsch als unmittelbares Bildungsziel angestrebt, werden mit 
dem Jugendlichen, seinen relevanten Bezugspersonen und den Entscheidungsträgern um-
setzbare Arbeitschritte beschrieben und vereinbart, die zur Realisierung des Berufswun-
sches führen. Die konkreten Lehr-/Lernziele der beruflichen Qualifizierung sind zu definieren, 
um auf dieser Grundlage passende Angebote berufsvorbereitender Bildungsmaßnahmen zu 
nutzen oder Möglichkeiten berufsvorbereitender Qualifizierung zu entwickeln.  

 

15 Ende 

Mit Unterstützung der Bildungsbegleitung wurden ein für den Jugendlichen erreichbares be-
rufliches Bildungsziel erarbeitet und erste zielführende Arbeitsschritte geplant. Die berufli-
chen Chancen des Jugendlichen konnten verbessert werden, indem 

der Jugendliche zu einer informierten und realisierbaren Berufswahlentscheidung ge-
führt wurde, 

⇒ 

⇒ ein Kooperationsbetrieb akquiriert wurde, der gegebenenfalls an der berufsvorbereiten-
den Qualifizierung des Jugendlichen beteiligt werden kann. 
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Die berufsorientierende Bildungsbegleitung hat ihr Ziel erreicht und Voraussetzungen ge-
schaffen, um mit der berufsvorbereitenden Qualifizierung des Jugendlichen auf gesicherter 
Grundlage mit günstiger Prognose zu beginnen.   

Der berufliche Orientierungsprozess ist erfolgreich abgeschlossen. 
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5.2 Arbeitsweltbezogene Bildungsbegleitung zur Berufsvorbereitung  
 

5.2.1 Vorbemerkung 
Berufsvorbereitende Bildungsmaßnahmen werden insbesondere von beruflichen Schulen, 
der Jugendberufshilfe und der Bundesagentur für Arbeit angeboten. Mit der Aufnahme 
der Berufsausbildungsvorbereitung in das Berufsbildungsgesetz (§ 50) wurden berufsvor-
bereitende Bildungsmaßnahmen in das duale System der Berufsausbildung integriert. Durch 
Schulversuche und Modellprojekte werden in Berlin neue Wege der Berufsvorbereitung 
erprobt.  

Durch berufsvorbereitende Bildungsbegleitung werden junge Menschen mit besonderem 
Förderbedarf in Kooperation mit ihren Bildungseinrichtungen und Betrieben des allgemei-
nen Arbeitsmarktes bei der Verbesserung ihrer beruflichen Fähigkeiten in dem von ihnen 
gewünschten Berufsfeld unterstützt.  

Im Sinne einer arbeitsweltbezogenen Bildungsbegleitung wurde ein Ablaufdiagramm (siehe 
Kapitel 5.2.2) erstellt, das die Anbahnung, Durchführung und Auswertung von betriebsinteg-
rierten Qualifizierungssequenzen zur beruflichen Vorbereitung in besonderer Weise berück-
sichtigt. Dieses Diagramm bietet mit der Prozessbeschreibung (Kapitel 5.2.3) der Bildungs-
begleitung im Übergangsfeld zwischen Schule und Beruf eine Arbeitshilfe zur Strukturierung 
des Begleitprozesses.  

 

Erläuterungen zum Diagramm 
 Markiert den Beginn des Prozesses und beinhaltet die Beschreibung

der Ausgangsbedingungen, die notwendig sind, um den Prozess zu  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

ISB gGmb
Start

initiieren. 

Ablaufelement, das wichtige Etappen bei der Durchführung des Ge- 
Text
 samtprozesses beschreibt. 

 
Frage
+ 

 

H / Bereich Übe
-

Bezeichnet das Ende des Prozesses und beinhaltet eine Beschreibung 
der mit dem Prozess erreichten Ergebnisse. 
Ende
rgang Schul
Markiert eine Entscheidung, die den weiteren Ablauf des Prozesses
steuert und beinhaltet eine Beschreibung der für diese Entscheidung
wichtigen Bedingungen. 
Das Zeichen Minus (-) steht für die Beantwortung der gestellten Frage
mit nein. 
Das Zeichen Plus (+) steht für die Beantwortung der gestellten Frage
mit ja. 
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5.2.2 Ablaufdiagramm 

1
Start

2 Individuelle Ausgangslage und Organisationsrahmen klären

24
Ende

5 Anliegen vortragen

7
Zeigt

der Betrieb Interesse
an der Zusammen-

arbeit ?

3 Geeigneten Betrieb identifizieren

4
Bestehen 

bereits bewährte 
Kontakte zum

Betrieb
?

6 Erstkontakt aufnehmen 

12
Ist Kooperations-

möglichkeit gegeben
?

10
Weitere 

Suche sinnvoll 
und machbar

?

+

+

+

+

-

-

-

-

17 Betriebsintegrierte Berufsvorbereitung begleiten

16 Planung der betriebsintegrierten Berufsvorbereitung 

18 Betriebsintegrierte Berufsvorbereitung auswerten

8 Konkrete Vereinbarung treffen 

9 Betriebsbesuch

13 Vorstellungsgespräch mit dem Jugendlichen

14
War das 

Vorstellungsgespräch
erfolgreich

?
15 Frustration bearbeiten

11 Akquisitionspro-
zess evaluieren

+

-

20
Individuelle 

Voraussetzungen 
für betriebliche Aus-

bildung / Arbeit 
erreicht

?

+

-

21
Soll die

Berufsvorbereitung
im Betrieb fortge-

setzt werden 
?

23
Soll die 

Fortsetzung der 
Berufsvorbereitung im 

erprobten Betrieb 
erfolgen

?

22 Berufsvorbereitung im außer-
betrieblichen Kontext begleiten 

+

+

-
-

19 Betriebsintegrierte Berufsvorbereitung zertifizieren

-
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5.2.3 Prozessbeschreibung 
 
1 Start 

Ausgangsbedingungen 

Der Berufswunsch des Jugendlichen wurde in einem betrieblichen Orientierungsprakti-
kum überprüft und hat sich als stabil und realisierbar erwiesen. 

⇒ 

⇒ 

⇒ 

⇒ 

⇒ 

⇒ 

⇒ 

⇒ 

⇒ 

⇒ 

⇒ 

Der individuelle Qualifizierungsplan des Jugendlichen beinhaltet erste umsetzbare Ar-
beitsschritte, mit denen sein berufliches Bildungsziel erreicht werden soll.  

Mit dem Jugendlichen und seinen relevanten Bezugspersonen (ggf. Eltern, Vertreter 
der Bildungseinrichtung, die er besucht und zuständige Mitarbeiter der Arbeitsagentur) 
wurde Einigkeit über die Durchführung einer betriebsintegrierten berufsvorbereitenden 
Qualifizierungssequenz erzielt. 

Der Jugendliche akzeptiert die Bildungsbegleitung und ist bereit, deren Unterstützung 
anzunehmen.  

 

2 Individuelle Ausgangslage und Organisationsrahmen klären 

Bei der am Einzelfall orientierten Akquisition erhalten Betriebe Auskunft über die spezifi-
schen Fähigkeiten des Jugendlichen, seinen Unterstützungsbedarf, das konkrete Ziel der 
betrieblichen Qualifizierung und etwaige Problembereiche. 

Um dies zu leisten, müssen die individuellen Bedingungen bekannt sein, bevor der Akquisiti-
onsprozess startet. Die in der beruflichen Orientierungsphase gewonnenen Erfahrungen und 
der zum Ende der beruflichen Orientierungsphase erarbeitete Qualifizierungsplan sowie das 
im Orientierungspraktikum erstellte Fähigkeitsprofil bieten hinreichend Informationen, um 
dem Betrieb zu den folgenden Bereichen Auskunft zu geben:   

Berufswunsch, 

berufliche Erfahrungen, 

berufliche Fähigkeiten,  

etwaige gesundheitliche Einschränkungen,  

Unterstützungsbedarf bei der Arbeitsausführung. 

Darüber hinaus sind die formalen Rahmenbedingungen der betrieblichen Qualifizierung vor-
ab zu klären. Dies betrifft insbesondere 

die mit dem Status des Jugendlichen verbundenen versicherungsrechtlichen Bedin-
gungen, 

ggf. vorhandene Einschränkungen des Jugendschutzes, 

die Form der betrieblichen Qualifizierung (Blockpraktikum oder wöchentliche Praxista-
ge), 

⇒ 

⇒ 

⇒ 

die vorgesehene tägliche Qualifizierungszeit im Betrieb,  

den Zeitraum, in dem die betriebliche Qualifizierung stattfinden soll. 
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3 Geeigneten Betrieb identifizieren 

Auf der Grundlage des individuellen Fähigkeitsprofils und der formalen Rahmenbedingungen 
der betrieblichen Qualifizierung kann die zielgerichtete Suche nach einem passenden Quali-
fizierungsplatz beginnen.  

Es sind Betriebe zu identifizieren,  

deren Geschäftsfeld voraussichtlich Inhaltsbereiche umfasst, die mit den beruflichen 
Wünschen und Fähigkeiten des Jugendlichen überein stimmen,  

⇒ 

⇒ die für ihn unter Berücksichtigung ggf. vorhandener Einschränkungen der Mobilität 
möglichst ohne fremde Hilfe gut erreichbar sind.  

Dazu wird man in der Regel zunächst prüfen, ob bereits bewährte Kooperationsbeziehungen 
zu Betrieben bestehen, die diese Ansprüche erfüllen. Gegebenenfalls hat der Jugendliche 
schon betriebliche Praktika absolviert und im Einzelfall können vorhandene Kooperationsbe-
ziehungen erneut genutzt und weiter entwickelt werden. Ist dies der Fall, dann ist auch der 
betriebliche Ansprechpartner bekannt.  

Bestehen noch keine Kontakte zu einem Betrieb, der zum Einzelfall passen könnte, sind re-
gionale Branchenverzeichnisse und das Internet die wichtigsten Informationsquellen für die 
Suche nach neuen Kooperationsbetrieben. Die Internetportale der Betriebe geben in der 
Regel Aufschluss über die Größe des Unternehmens, bieten oft differenzierte Einblicke in die 
Angebote und können einen ersten Eindruck von dem Firmenprofil oder der Organisations-
kultur vermitteln. Dies bietet erste Anhaltspunkte im Hinblick auf das individuelle Pas-
sungsverhältnis zwischen dem Betrieb und dem Jugendlichen. 

 

4 Bestehen bereits bewährte Kontakte zum Betrieb? 

Auf welche Weise dem Betrieb die Bitte um Mitwirkung vorgetragen wird, hängt davon ab, ob 
bereits bewährte Kooperationsbeziehungen bestehen.  

Wurde eine Zusammenarbeit mit dem Betrieb bereits erfolgreich erprobt, kann man an diese 
positiven Erfahrungen anknüpfen. Ob im Hinblick auf den neuen Einzelfall eine Kooperati-
onsmöglichkeit besteht, dürfte vor diesem Hintergrund schnell zu klären sein.  

Handelt es sich um einen „neuen“ Betrieb, dann geht es darum, im Erstkontakt mit diesem 
Betrieb Interesse für das Anliegen zu wecken und die Kooperationsbereitschaft des Betrie-
bes zu erfragen. 

 

5 Anliegen vortragen 

Bei Betrieben, mit denen die Kooperation bereits erfolgreich erprobt wurde, kann die Anspra-
che des Betriebes nach bewährtem Muster erfolgen. Die Gegebenheiten des Einzelfalls (in-
dividuelle Qualifizierungsansprüche des Jugendlichen und formale Rahmenbedingungen) 
sind entsprechend vorzutragen und die Möglichkeiten des Betriebes, an der Qualifizierung 
des Jugendlichen mitzuwirken, zu erörtern. 

Ist die im Einzelfall zuständige Bildungsbegleitung dem Betrieb noch nicht bekannt, weil ein 
anderer Mitarbeiter diesen Betrieb betreut, dann sollte mit diesem Mitarbeiter die Vorge-
hensweise abgesprochen werden, bevor die Anfrage beim Betrieb erfolgt. 
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6 Erstkontakt aufnehmen 

Bei einem  „neuen“ Betrieb kennt  man in der Regel den Namen des für Betriebspraktika 
zuständigen Mitarbeiters nicht.  

In kleinen Betrieben kann es sein, dass der Anruf vom Firmeninhaber oder von einem seiner 
Angestellten entgegen genommen wird. In größeren Betrieben landet man zumeist in der 
Telefonzentrale oder beim Kundenservice. Zunächst geht es also darum, den richtigen An-
sprechpartner ohne viel Erläuterungen zu erfragen. Dies kann beispielsweise mit der folgen-
den Formulierung geschehen: 

 „Guten Tag. Mein Name ist [...]. Können Sie mir sagen, wer bei Ihnen für Personalfragen  
zuständig ist?“ 

Häufig ist die direkte Weitervermittlung zum gewünschten Ansprechpartner nicht möglich. In 
diesen Fällen sollte gefragt werden, wann und wie der gewünschte Gesprächspartner am 
besten erreicht werden kann. Es ist viel gewonnen, wenn man diese Information erhält, weil 
sie die aktive Rolle der Bildungsbegleitung sichert und ihn nicht in eine abwartende Position 
zwingt. 

Kommt der gewünschte Kontakt zu Stande, geht es darum, die Kooperationsbereitschaft des 
Betriebes zu klären. In der Regel entwickelt sich dabei ein Gespräch, in dem auch die Hin-
tergründe des Anliegens zur Sprache kommen. Darauf sollte man sich vorbereiten, indem 
man einfache, kurze und klare Aussagen zum Ziel seiner Arbeit und zur Organisation für die 
man arbeitet, formuliert. Wichtig ist es dabei, sehr konkret zu bleiben und die Vorteile der 
Zusammenarbeit für den Betrieb heraus zu stellen. 

Der Einstieg in das Gespräch könnte folgendermaßen aussehen: 

 „Guten Tag, mein Name ist [...] Ich begleite Jugendliche von der Schule ins Arbeitsleben 
und suche für eine junge Frau/einen jungen Mann einen Praktikumsplatz“.  

 

7 Zeigt der Betrieb Interesse an der Zusammenarbeit? 

Das Erstgespräch nimmt einen guten Verlauf, wenn der betriebliche Ansprechpartner auf-
merksam zuhört und interessiert nachfragt. 

Dies ist natürlich nicht immer der Fall. Häufig wird schnell deutlich, dass weitere Bemühun-
gen wenig Aussicht auf Erfolg hätten. So ist es beispielsweise möglich, dass der Betrieb be-
reits mit anderen Partnern gut zusammen arbeitet, die ähnliche Ziele verfolgen. Natürlich 
kommt es auch vor, dass der Gesprächspartner auf die Anfrage mit einer eher schroffen Ab-
lehnung reagiert.  

Auf eine negative Reaktion sollte man nicht mit Überzeugungsarbeit reagieren oder den Be-
trieb durch weiteres Insistieren bedrängen. Das kostet nur Kraft und führt nicht weiter. 

Vielmehr sollte man sich nicht entmutigen lassen. Auch schnelle negative Ergebnisse schaf-
fen Zeit für weitere Bemühungen.  
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8 Konkrete Vereinbarung treffen 

Wenn die Anfrage Erfolg verspricht und der Betrieb Interesse an der Zusammenarbeit signa-
lisiert, sollte das Erstgespräch mit einer konkreten Verabredung beendet werden. 

Sehr gut ist es, wenn es gelingt, einen Gesprächstermin vor Ort zu erreichen, um den Be-
trieb zu besichtigen und die wichtigsten Eckpunkte einer möglichen Zusammenarbeit zu erör-
tern. Damit der Betrieb sich auf diesen Termin vorbereiten kann, sollte ihm Informationsma-
terial zur Arbeit der Bildungsbegleitung zugeschickt werden. Hilfreich ist es, wenn zu diesem 
Zweck ein Informationsblatt für Arbeitgeber erstellt wurde, das die für den Betrieb wichtigen 
Informationen beinhaltet. 

Gelingt es im Erstgespräch nicht, einen Termin vor Ort zu erreichen, kann mit der Übersen-
dung von schriftlichen Informationsmaterialien der Anlass für ein weiteres Telefongespräch 
geschaffen werden. Auf der Grundlage dieser Information kann die Kooperationsbereitschaft 
des Betriebes im nachfolgenden Telefongespräch gefördert werden. 

 

9 Betriebsbesuch 

Um die Kooperationsmöglichkeit mit neuen Betrieben zu klären, ist ein Betriebsbesuch und 
das persönliche Gespräch mit dem betrieblichen Ansprechpartner unerlässlich. Es ist zu klä-
ren, ob und auf welche Weise die berufliche Qualifizierung des Jugendlichen vom besuchten 
Betrieb unterstützt werden kann und welche Vorteile dieser Betrieb davon hat.  

Nach der kurzen Darstellung des Anliegens kann zum einen auf das ggf. vorab verschickte 
Informationsmaterial zurück gegriffen werden, um persönliche Einschätzungen und Vorstel-
lungen des/der Gesprächspartner/s im Hinblick auf das vorgetragene Anliegen zu erfragen. 
Zum anderen bietet es sich an, die betrieblichen Erfahrungen mit jungen Menschen zu erfra-
gen, die sich in erschwerten Lebenslagen befinden und besondere Unterstützung brauchen, 
um einen Arbeits- oder Ausbildungsplatz zu finden.  

Beide Anknüpfungspunkte sind geeignet, in die Diskussion von Möglichkeiten und Schwie-
rigkeiten einzusteigen, die diese jungen Menschen beim Übergang von der Schule in das 
Erwerbsleben haben. Dieses Gespräch bietet in aller Regel viele Ansatzpunkte, um die eige-
nen Erfahrungen, Erfolge und Schwierigkeiten bei der Begleitung von Jugendlichen mit 
besonderem Förderbedarf einzubringen. Die Bildungsbegleitung sollte dabei den Bezug 
zum Einzelfall herstellen, indem er 

die aktuelle Situation des Jugendlichen, seine Motivation, seine beruflichen Erfahrun-
gen und Fähigkeiten sowie das Ziel oder die Ziele der betrieblichen Qualifizierung zur 
Sprache bringt und auf mögliche Einsatzstellen im Betrieb bezieht, 

⇒ 

⇒ die im Einzelfall vorhandenen Unterstützungsmöglichkeiten im Zusammenhang mit 
dem speziellen Unterstützungsbedarf des Jugendlichen darstellt. 

Das persönliche Gespräch im Betrieb sollte mit der Besichtigung möglicher betrieblicher 
Einsatzstellen verbunden werden. Dadurch werden erste Eindrücke von den konkreten An-
forderungen und Lehr-/Lernmöglichkeiten gewonnen. 
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10 Ist weitere Suche sinnvoll und machbar? 

Die weitere Suche nach einem betrieblichen Qualifizierungsplatz ist nicht machbar, wenn 

die Zeit dafür nicht ausreicht,  ⇒ 

⇒ 

⇒ 

⇒ 

⇒ 

⇒ 

⇒ 

⇒ 

⇒ 

der Unterstützungsbedarf des Jugendlichen die verfügbaren Ressourcen übersteigt.  

Die weitere Suche nach einem betrieblichen Qualifizierungsplatz ist nicht sinnvoll, wenn  

der Jugendliche weitere Bemühungen ablehnt, 

das angestrebte Ziel mittels betrieblicher Qualifizierung nicht zu erreichen ist, 

bereits mehrere Vorstellungsgespräche ohne Erfolg absolviert wurden und weitere Ent-
täuschung nicht hingenommen werden können und der Jugendliche mehr Zeit braucht, 
um sich der Herausforderung betriebsintegrierter Qualifizierung zu stellen. 

 

11 Akquisitionsprozesses evaluieren  

Hat sich heraus gestellt, dass die weitere Suche nach einem betrieblichen Qualifizierungs-
platz zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht machbar ist, weil der Zeitrahmen dafür nicht aus-
reicht und/oder der Unterstützungsbedarf des Jugendlichen die verfügbaren Ressourcen 
überfordert, dann stimmten die Rahmenbedingungen der Bildungsbegleitung mit den Gege-
benheiten des Einzelfalls nicht überein. Vor diesem Hintergrund ist nach Möglichkeiten zu 
suchen, um die Rahmenbedingungen im Hinblick auf  diesen Jugendlichen zu verbessern. 
Wenn dies erreicht wurde, kann der Prozess der Vorbereitung, Durchführung und Auswer-
tung betrieblicher Qualifizierungssequenzen erneut gestartet werden. 

Hat sich herausgestellt, dass die  weitere Suche nach einem betrieblichen Qualifizierungs-
platz zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht sinnvoll ist, weil der Jugendliche weitere Akquisiti-
onsbemühungen ablehnt oder weil befürchtet wird, dass weitere Akquisitionsbemühungen 
negative Auswirkungen auf die berufliche und persönliche Entwicklung des Jugendlichen 
haben können, dann sind die notwendigen Ausgangsbedingungen zur Durchführung betrieb-
licher Qualifizierungssequenzen nicht mehr gegeben. Der Prozess der  Vorbereitung, Durch-
führung und Auswertung betrieblicher Qualifizierungssequenzen kann erneut begonnen wer-
den, wenn mit dem Jugendlichen und seinen relevanten Bezugspersonen (ggf. Eltern, Ver-
treter der Bildungseinrichtung, die er besucht und zuständige Mitarbeiter der Arbeitsagentur) 
erneut Einigkeit darüber erzielt wurde. 

 

12 Ist Kooperationsmöglichkeit gegeben? 

Die Kooperationsmöglichkeit ist gegeben, wenn  

der Betrieb seine grundsätzliche Bereitschaft erklärt hat, an der Qualifizierung des Ju-
gendlichen mitzuwirken,  

der Berufswunsch mit den Tätigkeitsinhalten des Betriebes übereinstimmt, 

die individuellen Lehr-/Lernziele den betrieblichen Lerngelegenheiten entsprechen, 

der Unterstützungsbedarf des Jugendlichen die für seine Unterstützung vorhandenen 
Ressourcen nicht überfordert, 
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die notwendigen formalen Rahmenbedingungen der betrieblichen Qualifizierung 
eingehalten werden können. 

⇒ 

⇒ 

⇒ 

⇒ 

⇒ 

⇒ 

⇒ 

⇒ 

⇒ 

⇒ 

Ist dies der Fall, dann sollte ein Termin für ein Vorstellungsgespräch mit dem Jugendlichen 
vereinbart werden. Der Termin dafür sollte so gelegt werden, dass hinreichend Zeit für die 
notwendigen Vorbereitungen mit dem Jugendlichen bleibt. 

Ist im angefragten Einzelfall keine Kooperationsmöglichkeit gegeben, dann ist der Betriebs-
kontakt mit Hinweisen zu seiner Kooperationsbereitschaft im Hinblick auf nachfolgende An-
fragen zu dokumentieren. 

 

13 Vorstellungsgespräch mit dem Jugendlichen 

Das Vorstellungsgespräch sollte mit dem Jugendlichen sorgfältig vorbereitet und nach Mög-
lichkeit im Rollenspiel geübt werden. Zu klären ist dabei insbesondere,  

was mit dem Betrieb bereits vereinbart worden ist,   

wie man pünktlich zum Betrieb gelangt, 

welche Kleidung angemessen ist, 

wie man mit Aufregung umgehen kann, 

wie übliche Fragen beantwortet werden sollten, 

wie auf Fragen nach individuellen Einschränkungen geantwortet werden kann, 

was zu tun ist, wenn eine Frage nicht verstanden wurde,   

ob der Jugendliche im Vorstellungsgespräch begleitet werden will und 

wie ggf. die Unterstützung im Vorstellungsgespräch aussehen soll. 

Bei jungen Menschen mit erheblichen Lernschwierigkeiten oder mit einer sogenannten geis-
tigen Behinderung hat sich die Begleitung im Vorstellungsgespräch als notwendig erwiesen. 
Die Erfahrung hat gezeigt, dass diese Begleitung weitaus weniger problematisch ist als dies 
gemeinhin angenommen wird. Wenn dies vorab mit dem Betrieb erörtert worden ist, wird 
diese Unterstützung auch von betrieblicher Seite als hilfreich empfunden. Der Jugendliche 
wird diese Begleitung gerne für sich in Anspruch nehmen, wenn zu ihm ein Vertrauensver-
hältnis besteht.  

Es gibt Fälle, in denen Jugendliche ihre Möglichkeiten, das Vorstellungsgespräch eigenstän-
dig zu absolvieren, überschätzen. Dann sollten Kompromisse ausgehandelt werden. Es ist 
möglich, dass die Bildungsbegleitung zunächst nicht an der Besprechung teil nimmt und vor 
dem Besprechungsraum wartet. Entscheidet man sich für diese Vorgehensweise, sollte der 
betriebliche Ansprechpartner darüber informiert werden.  

 

14 War das Vorstellungsgespräch erfolgreich? 

Führt das Vorstellungsgespräch zum gewünschten Ergebnis, können die weiteren Vorberei-
tungen für die  betriebliche Qualifizierung beginnen. 
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Im negativen Fall geht es darum, die Frustration gemeinsam mit dem Jugendlichen zu  bear-
beiten.  

 

15 Frustration bearbeiten 

Trotz ihrer kurzen Biographie haben Jugendliche mit besonderem Förderbedarf in der 
Regel schon viele Misserfolge erfahren. Dies kann dazu führen, dass sie sich selbst in der 
Rolle des Außenseiters erleben und ein negatives Selbstwertgefühl entwickeln. Möglich ist 
es aber auch, dass sie, um eine positive Beziehung zu sich selbst zu erhalten, negative Er-
fahrungen nicht in ihr Selbstbild integrieren. Dann besteht die Gefahr, dass für andere offen-
sichtliche Misserfolge verleugnet oder dass die Schuld dafür anderen unterstellt wird.  

Vor diesem Hintergrund wird verständlich, dass ein Jugendlicher beispielsweise auf das An-
gebot einer betrieblichen Qualifizierung ablehnend reagiert, obwohl er den damit verbunde-
nen Herausforderungen durchaus gewachsen wäre. Mit der Ablehnung wird die Möglichkeit 
des Scheiterns vermieden.  

Bei der Verarbeitung des nicht erfolgreichen Vorstellungsgespräches ist dem zu Folge viel 
Fingerspitzengefühl notwendig. Es geht darum, nicht in problematische individuelle und sozi-
ale Verarbeitungsmuster hineinzuarbeiten und Stigmatisierungsprozesse zu vermeiden. 
Dem Jugendlichen sind Hilfen anzubieten, die es ihm ermöglichen, den Verlauf und das Er-
gebnis des Bewerbungsgespräches differenziert wahrzunehmen und für die Zukunft Alterna-
tiven zu entwickeln. Die Fragen, „was habe ich gut gemacht?“ und „was ist schlecht gelau-
fen?“ können dazu ebenso beitragen wie zirkuläres Fragen, mit dem die Auseinanderset-
zung mit den Erwartungen an sich selbst und denen, die andere Personen an den Jugendli-
chen richten, angeregt werden kann. 

Ein Patentrezept gibt es bei der Bearbeitung von Misserfolgserlebnissen nicht. Man sollte 
jedoch so konkret wie möglich bleiben, indem man den Bezug zu den Inhalten und zum Ver-
lauf des Vorstellungsgespräches präsent hält. Da die Grenzen zu einem therapeutischen 
Gespräch fließend sind, sollten diese im Team reflektiert oder mittels Supervision flankiert 
werden.  

Beim Umgang mit Misserfolg sollten problematische Situationen immer auch als Lerngele-
genheiten betrachtet werden. 

 

16 Planung der betriebsintegrierten Berufsvorbereitung 

Um die Rechte und Pflichten des Jugendlichen und des Betriebes sowie den Versicherungs-
schutz verbindlich zu regeln, wird ein Qualifizierungsvertrag abgeschlossen. Wird der Ju-
gendliche erstmalig im akquirierten Kooperationsbetrieb qualifiziert und soll die betriebliche 
Qualifizierung länger als vier Wochen dauern, kann es sinnvoll sein, eine Probezeit zu ver-
einbaren, in der nochmals geprüft wird, ob der betriebliche Qualifizierungsplatz tatsächlich 
geeignet ist. 

Zur Lehr-/Lernzielkontrolle sind diagnostische Instrumente zu entwickeln oder den Gegeben-
heiten des Einzelfalls anzupassen. Diese Instrumente sollten zur Einschätzung der eigenen 
Leistungen durch den Jugendlichen (Selbsteinschätzung) ebenso geeignet sein, wie zur Ein-
schätzung seiner Leistungen durch den betrieblichen Anleiter (Fremdeinschätzung). Zur Do-
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kumentation der Lehr-/Lernentwicklungen im überfachlichen Kompetenzbereich kann dazu 
das Diagnoseverfahren FAIR eingesetzt werden. Zur Dokumentation der Lehr-
/Lernentwicklungen im Bereich der fachlichen Fertigkeiten und Fähigkeiten haben sich Tä-
tigkeitsorientierte Curricula bewährt.  

Die ggf. notwendigen Ressourcen zur Unterstützung des Jugendlichen im Betrieb müssen 
geplant und bereit gestellt werden. Dabei ist es wichtig, dass die für die Unterstützung des 
Jugendlichen verantwortlichen Personen benannt werden, einander kennen lernen und ihre 
Aufgaben abstimmen.  

 

17 Betriebsintegrierte Berufsvorbereitung begleiten 

Die betriebliche Qualifizierung erfolgt auf der Grundlage des Qualifizierungsvertrages und 
des Tätigkeitsorientierten Curriculums. Sie sollte nach den pädagogischen Grundsätzen 
„vom Leichten zum Schweren“, „vom Bekannten zum Unbekannten“ und „Anwendung des 
bereits Gelernten“ erfolgen.  

Der zur Begleitung der betrieblichen Qualifizierung erforderliche Aufwand richtet sich nach 
dem individuellen Unterstützungsbedarf des Jugendlichen. Dieser variiert erfahrungsgemäß 
erheblich.  

Bei Jugendlichen, die den einfachen Hauptschulabschluss erreicht haben, sind regelmäßige 
Betriebsbesuche und Gespräche mit den betrieblichen Anleitern und den Jugendlichen zu-
meist ausreichend. Die Bildungsbegleitung kann sich auf diese Weise ein Bild von der Situa-
tion machen, den betrieblichen Anleiter bei pädagogischen Fragen beraten und bei der Lö-
sung auftretender Probleme unterstützen.  

Jugendliche mit sogenannter geistiger Behinderung benötigen hingegen in der Regel eine 
kontinuierliche Anleitung am Qualifizierungsplatz nach dem Konzept der Unterstützten Be-
schäftigung, um den Anforderungen betrieblicher Praktika gewachsen zu sein. Diese Anlei-
tung kann nach dem Patenmodell von Betriebsangehörigen, der Bildungsbegleitung selbst 
oder von einer dritten Person übernommen werden. 

Zu berücksichtigen ist in diesem Zusammenhang, dass die Beteiligung mehrerer Personen 
am Qualifizierungsprozess zu unklaren Verantwortlichkeiten, einem hohen Kommunikations-
aufwand mit vielen Fehlerquellen führen kann und den Kooperationsbetrieb durch unnötig 
viele Ansprechpartner belastet. 

Da sich Probleme von Jugendlichen mit besonderem Förderbedarf sehr nachteilig auf 
ihre Lernerfolge im Betrieb auswirken können, sollte sich die Unterstützung auch auf solche 
Probleme beziehen, die nicht unmittelbar aus dem betrieblichen Qualifizierungsprozess re-
sultieren. Das Konzept der Alltagsbegleitung bietet dafür praxistaugliche Hinweise.  

 

18 Betriebsintegrierte Berufsvorbereitung auswerten 

Im Sinne formativer Evaluation kann auf der Grundlage einer Zwischenauswertungen die 
Durchführung der betrieblichen Qualifizierung verbessert werden.  

Die zur Lehr-/Lernzielkontrolle eingesetzten Selbst- und Fremdeinschätzungsbögen bieten 
dabei eine Strukturierungshilfe. Indem die Selbsteinschätzungen durch den Jugendlichen 
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und die Fremdeinschätzung durch den betrieblichen Anleiter im Auswertungsgespräch mit 
dem Jugendlichen aufeinander bezogen werden, 

können einseitige Beurteilungen vermieden werden,  ⇒ 

⇒ bekommt der Jugendliche die Möglichkeit, die eigenen Leistungen aus der Perspektive 
des betrieblichen Anleiters zu betrachten und seine Selbsteinschätzung zu überprüfen.  

Dieser diagnostische Dialog ist geeignet, den Jugendlichen zu einer realitätsnahen Ein-
schätzung seiner Arbeitsleistungen, beruflichen Möglichkeiten und beruflichen Fähigkeiten 
zu führen. Damit kann eine zentrale Voraussetzung  für eine berufliche Tätigkeit in einem 
Betrieb des allgemeinen Arbeitsmarktes vermittelt werden. 

Intervention ist immer dann notwendig, wenn Probleme auftreten, die den erfolgreichen Ab-
schluss der Qualifizierung gefährden. Dazu gehören insbesondere: 

Unpünktlichkeit oder Fehlzeiten des Jugendlichen,  ⇒ 

⇒ 

⇒ 

Überforderung oder Unzufriedenheit des Jugendlichen oder des betrieblichen Anleiters,  

Konflikte mit Kollegen im Betrieb, mit dem betrieblichen oder betriebsexternen Anleiter. 

Allgemeingültige Rezepte zur Bearbeitung dieser und anderer Probleme gibt es nicht. Wich-
tig ist, dass die Bildungsbegleitung diese Probleme als Lehr-/Lerngelegenheiten versteht, die 
aus der betrieblichen Berufsvorbereitung resultieren und zur Normalität des Arbeitslebens 
gehören. Die Auseinandersetzung mit ihnen ist geeignet, insbesondere die überfachlichen 
beruflichen Fähigkeiten des Jugendlichen (Teamfähigkeit; Fähigkeit, Kritik anzunehmen und 
Kritik zu üben; Misserfolgstoleranz; Durchsetzungsfähigkeit) zu fördern. 
 

19 Betriebsintegrierte Berufsvorbereitung zertifizieren 

Erfahrungsgemäß bieten von betrieblicher Seite zertifizierte berufliche Erfahrungen und be-
rufliche Fähigkeiten einen Wettbewerbsvorteil in der Konkurrenz um das in Berlin viel zu 
knappe Stellenangebot. Aus Sicht von Betrieben sind qualifizierte Zeugnisse über die Leis-
tungen von Jugendlichen in betrieblichen Praktika häufig mehr Wert als Schulzeugnisse und 
Zeugnisse außerbetrieblicher Bildungsträger. Für Jugendliche, die lediglich untere Bildungs-
abschlüsse mit schlechten Noten abgeschlossen haben, können sie eine kompensatorische 
Funktion haben. Sie geben eine klare Rückmeldung über die erbrachten Leistungen, auf die 
Jugendliche mit besonderem Förderbedarf in der Regel stolz sind und die zur Motivation 
beitragen. 

Für die Bildungsbegleitung sind betriebliche Zeugnisse eine gute Grundlage für die Suche 
nach Betrieben, in denen die berufsvorbereitende Qualifizierung fortgesetzt werden kann und  
Ausbildungs- oder Arbeitsplätze entwickelt werden können.  

 

20 Individuelle Voraussetzungen für betriebliche Ausbildung / Arbeit erreicht? 

Nach der abschließenden Auswertung der Qualifizierung geht es darum, den nächsten 
Schritt zur beruflichen Integration des Jugendlichen zu planen und zu vereinbaren. Folgende 
Frage ist zu diskutieren:  

Führen Verlauf und Ergebnisse der Qualifizierung zu dem Schluss, dass der berufsvorberei-
tende Qualifizierungsprozess abgeschlossen ist?  
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Kommt man zu dem Schluss, dass  die beruflichen Fähigkeiten des Jugendlichen hinrei-
chend entwickelt sind, um ein Beschäftigungs- oder betriebliches Ausbildungsverhältnis an-
zubahnen, dann gilt es, einen einstellungsbereiten Betrieb zu finden.  

Kommt man zu dem Schluss, dass die berufsvorbereitende Qualifizierung fortzusetzen ist, 
dann sind die Ziele dieser Qualifizierung zu formulieren und Wege zu finden, mit denen diese 
erreicht werden können.  

Bei der Planung und Umsetzung beruflicher Integrationsprozesse haben sich so genannte 
Helferkonferenzen, an denen neben dem Jugendlichen die für den beruflichen Integrations-
prozess relevanten Personen teilnehmen, als sehr zweckmäßig erwiesen. 

 

21 Soll die Berufsvorbereitung im Betrieb fortgesetzt werden? 

Die betriebintegrierte Berufsvorbereitung sollte unmittelbar fortgesetzt oder zu einem späte-
ren Zeitpunkt wieder aufgenommen werden, wenn 

der Jugendliche dies wünscht,  ⇒ 

⇒ 

⇒ 

Verlauf und Ergebnisse der durchgeführten betriebsintegrierten Qualifizierung belegen, 
dass der betriebliche Kontext für den  Jugendlichen ein förderliches Lernarrangement 
darstellt und 

der Organisationsrahmen der außerbetrieblichen Bildungseinrichtung, die der Jugendli-
che ggf. besucht, dies zulässt. 

 

22 Berufsvorbereitung im außerbetrieblichen Kontext begleiten 

Ist der Verlauf der Qualifizierung mittels FAIR und Tätigkeitsorientierter Curricula sorgfäl-
tig dokumentiert worden, dann können konkrete Lehr-/Lernziele für die Fortsetzung der Be-
rufsvorbereitung  formuliert werden, die es im außerbetrieblichen Kontext umzusetzen gilt.  

Die Bildungsbegleitung hat die Aufgabe, diese Lehr-/Lernziele in Zusammenarbeit mit den 
Lehrkräften der außerbetrieblichen Einrichtung  in den individuellen Förder- bzw. Qualifizie-
rungsplan des Jugendlichen zu integrieren. Die dazu notwendige Individualisierung stößt 
jedoch schnell an die organisatorischen Grenzen der zumeist auf den Gruppenunterricht 
ausgerichteten Lehrpläne. Darüber hinaus sind Jugendliche im berufsvorbereitenden Bil-
dungssystem häufig fehlplatziert. Ihre beruflichen Wünsche stimmen oft nicht mit dem Be-
rufsfeld überein, dem sie in der berufsbildenden Schule oder beim nachschulischen Bil-
dungsträger zugeordnet sind. Die curriculare Verzahnung betrieblicher Anforderungen mit 
den fachpraktischen und fachtheoretischen Lehr-/Lerninhalten ist vor diesem Hindergrund 
nicht möglich. Erreichbar  ist jedoch die Einbettung betrieblicher Erfahrungen und Anforde-
rungen auf der Ebene überfachlicher Bildungsziele. Dies kann geschehen, indem die von 
den Kooperationsbetrieben erwarteten überfachlichen Kompetenzen beispielsweise im 
Deutschunterricht thematisiert werden. Fragestellungen wie „Was bedeutet eigentlich Pünkt-
lichkeit?“ oder „Was ist mit der Fähigkeit, Kritik anzunehmen, gemeint?“ sind für das Sprach-
verständnis ebenso bedeutsam wie für die betriebliche Praxis. Im Sozialkundeunterricht soll-
ten z. B. Aspekte der Arbeitswelt (Hierarchie und Mitbestimmung, Sozialversicherungssys-
teme, Arbeits- und Tarifvertrag) und Hinweise zur Konfliktbewältigung anhand der betriebli-
chen Erfahrungen der Schüler/innen erarbeitet werden.  
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Wirklich zufriedenstellend ist das Problem der Fehlplatzierungen jedoch nur mit weitreichen-
den organisatorischen Veränderungen zu lösen. So müsste beispielsweise für Jugendliche, 
die ihre Berufsorientierung in der 10. Klassenstufe erfolgreich abgeschlossen haben, eine 
passgenaue Zuweisung in die berufsspezifischen Angebote der 11. Klassenstufe sicher ge-
stellt werden. Für Schülerinnen und Schüler, die am Ende der 10. Klasse keinen hinreichend 
klaren, stabilen und realisierbaren Berufswunsch entwickelt haben, muss eine Fortsetzung 
der Berufsorientierung in der 11. Klassenstufe ohne Festlegung auf ein Berufsfeld ebenso 
ermöglicht werden, wie der Wechsel zwischen berufsfeldspezifischen Angeboten, wenn sich 
die beruflichen Wünsche der Jugendlichen ändern.  

 

23 Soll die Fortsetzung der Berufsvorbereitung im erprobten Betrieb erfolgen? 

Wenn der betriebliche Qualifizierungsplatz zur Berufsvorbereitung den beruflichen Wün-
schen und Fähigkeiten des Jugendlichen entsprochen hat und die Kooperation mit dem Be-
trieb gut verlaufen ist, liegt es nahe, die Möglichkeiten dieses Betriebes im Hinblick auf die 
Ausbildung oder Beschäftigung des Jugendlichen zu erörtern.  

Die Fortsetzung der Berufsvorbereitung im erprobten Kooperationsbetrieb kann unter diesen 
Voraussetzungen den Einstieg in ein betriebliches Ausbildungs- oder sozialversicherungs-
pflichtiges Beschäftigungsverhältnis bieten und sollte unmittelbar oder zu einem späteren 
Zeitpunkt angestrebt werden, wenn 

der Betrieb bereit ist, sich an der Qualifizierung des Jugendlichen weiterhin zu beteili-
gen,  

⇒ 

⇒ 

⇒ 

⇒ 

⇒ 

⇒ 

⇒ 

der Jugendliche die Fortsetzung seiner Qualifizierung im Kooperationsbetrieb wünscht,  

der betriebliche Qualifizierungsplatz den Wünschen, Vorstellungen und Fähigkeiten des 
Jugendlichen entspricht,  

die betrieblichen Lernmöglichkeiten zum Qualifizierungs- oder Eingliederungsplan des 
Jugendlichen passen,  

die Kooperation mit dem Betrieb ausbaufähig erscheint.  

 

24 Ende 

Mit Unterstützung der  Bildungsbegleitung wurde mindestens eine betriebsintegrierte Qualifi-
zierungssequenz im vom Jugendlichen gewünschten Tätigkeitsbereich  vorbereitet, durchge-
führt, ausgewertet und zertifiziert. Es wurden Lehr-/Lernziele formuliert und erreicht, die sich 
an den Anforderungen konkreter betrieblicher Arbeits- oder Ausbildungsplätze orientieren. 
Die beruflichen Chancen des Jugendlichen konnten verbessert werden, indem  

der Jugendliche die individuellen Voraussetzungen zur Aufnahme einer betrieblichen 
Ausbildung oder sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung nachweislich erreicht hat 
und 

die Kooperation mit einem Betrieb erprobt wurde, der den Jugendlichen gegebenenfalls 
in ein Ausbildungsverhältnis oder in ein sozialversicherungspflichtiges Beschäftigungs-
verhältnis übernimmt.  
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Die Berufsvorbereitung des Jugendlichen ist erfolgreich abgeschlossen. Es wurden Voraus-
setzungen geschaffen, die der Suche nach einem betrieblichen Ausbildungsplatz bzw. sozi-
alversicherungspflichtigen Beschäftigungsverhältnis eine gesicherter Grundlage mit günsti-
ger Prognose bieten.  
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5.3 Entwicklung „guter“ Passungsverhältnisse  

 

5.3.1 Vorbemerkung 
Damit ein Jugendlicher dauerhaft und mit Zufriedenheit im Arbeitsleben Fuß fassen kann, 
müssen seine beruflichen Wünsche und Fähigkeiten mit den Inhalten und Anforderungen der 
angestrebten oder ausgeübten Tätigkeit hinreichend übereinstimmen. 

Zu den Aufgaben arbeitsweltbezogener Bildungsbegleitung gehört es deshalb, bei der Ent-
wicklung und Erhaltung guter Passungsverhältnisse mit zu wirken. Dies ist erfolgreich mög-
lich, wenn die Bildungsbegleitung auf der Grundlage sorgfältiger Analyse und Beurteilung der 
in Qualifizierung, Ausbildung und Arbeit möglicherweise gegebenen Differenzen im individu-
ellen Passungsverhältnis, Gestaltungsvorschläge erarbeitet, die in Kooperation mit den Ak-
teuren umgesetzt werden können.  

Es wurde ein Ablaufdiagramm (siehe Kapitel 5.3.2) , mit Prozessbeschreibung (siehe Kapitel 
5.3.3) erstellt, das der Bildungsbegleitung eine Arbeits- und Orientierungshilfe bietet, um 
individuelle Passungsverhältnisse strukturiert und reflektiert zu analysieren, zu beurteilen 
und zu gestalten.  

 

Erläuterungen zum Diagramm 
 Markiert den Beginn des Prozesses und beinhaltet die Beschreibung

der Ausgangsbedingungen, die notwendig sind, um den Prozess zu  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

ISB gGmb
Start

initiieren. 

Ablaufelement, das wichtige Etappen bei der Durchführung des Ge- 
Text
 samtprozesses beschreibt. 

 
Frage
+ 

 

H / Bereich Übe
-

Bezeichnet das Ende des Prozesses und beinhaltet eine Beschreibung 
der mit dem Prozess erreichten Ergebnisse. 
Ende
rgang Schul
Markiert eine Entscheidung, die den weiteren Ablauf des Prozesses
steuert und beinhaltet eine Beschreibung der für diese Entscheidung
wichtigen Bedingungen. 
Das Zeichen Minus (-) steht für die Beantwortung der gestellten Frage
mit nein. 
Das Zeichen Plus (+) steht für die Beantwortung der gestellten Frage
mit ja. 
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5.3.2 Ablaufdiagramm 

4
Ausgleich

durch 
Qualifizierung 

möglich?

1
Start

5 Beschreibung der 
Qualifizierungsmaßnahmen

2 Beschreibung der Differenzen im individuellem Passungsverhältnis

9
Ausgleich

durch Arbeits-
gestaltung 
möglich?

14
Ausgleich
durch tech-

nische Hilfen 
möglich?

24
Ausgleich

durch Arbeits-
assistenz
möglich

?

10 Beschreibung der 
Gestaltungsmaßnahmen

15 Beschreibung der 
technischen Hilfen (tH)

25 Beschreibung der 
Arbeitsassistenz (AA)

6
Ausgleich 

aller Diff. durch 
Qualifizierung

möglich
? 8 Beschrei-

bung der ver-
bleibenden
Differenzen

11
Ausgleich 

aller Diff. d. Ge-
staltungsmaßn.

möglich
?

16
Ausgleich 

aller Diff. durch 
t.H. möglich

?

26
Ausgleich 

aller Differenzen 
möglich

?

7
Ist/sind 

die Qualifizierungs-
maßnahme/n

umsetz-
bar?

12
Ist/sind 

die Gestaltungs-
maßnahme/n um-

setzbar
?

17
Ist/sind die
tech.Hilfe/n
umsetzbar ?

27
Ist/sind 

alle geplanten 
Maßnahme/n
umsetzbar 

?

28 Durchführung der Maßnahme/n
30 Anderen Qualifizierungs-, Ausbildungs-

oder Arbeitsplatz suchen
29

Gutes Passungs-
verhältnis erreicht

?

18 Beschrei-
bung der ver-

bleibenden
Differenzen

31
Ende

13 Beschrei-
bung der ver-

bleibenden
Differenzen

+

+

+

+

+

+ + +

+ +

+ +

+

-

- - -

-

-

-

-

-

-

-

-

19
Aus-

gleich durch 
finanzielle Hilfen 

möglich
?

20 Beschreibung der
Finanziellen Hilfen 

21
Ausgleich

aller Differenzen 
d. finanz. Hilfen

möglich?
23 Beschrei-
bung der ver-

bleibenden
Differenzen

+

+

-

-

22
Ist/sind die

finanz. Hilfe/n
umsetzbar 

?

+

-

3
Sind 

Differenzen nicht 
tolerierbar

?

-

-

+
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5.3.3 Prozessbeschreibung 
 
1 Start 

Ausgangsbedingungen 

Der Jugendliche 

 befindet sich in einem sozialversicherungspflichtigen  Beschäftigungsverhältnis oder  ⇒ 

⇒ 

⇒ 

 einem betrieblichen Ausbildungsverhältnis oder  

 bereitet sich in einem Betrieb des allgemeinen Arbeitsmarktes auf die Übernahme in ein 
Beschäftigungs- oder Ausbildungsverhältnis vor. 

Der Jugendliche und der Betrieb akzeptieren die Bildungsbegleitung und sind bereit, ihre 
Unterstützung anzunehmen.  

 

2. Beschreibung der Differenzen im individuellen Passungsverhältnis 

Ein individuelles Passungsverhältnis ist keine eindimensionale Größe. Es ist die Summe 
einer Reihe von Passungsmerkmalen, die sich auf betriebliche und/oder individuelle Sach-
verhalte beziehen. Entsprechend können hinsichtlich einzelner oder aller Passungsmerkmale 
Unstimmigkeiten / Differenzen auftreten, die den Übergang  in ein betriebliches Beschäfti-
gungs- oder Ausbildungsverhältnis erschweren oder dessen Verlauf beeinträchtigen. 

Differenzen im individuellen Passungsverhältnis können auftreten, 

wenn die Arbeitsaufgaben / Arbeitsinhalte den beruflichen Vorstellungen widersprechen 
(Widersprüche), 

⇒ 

⇒ 

⇒ 

⇒ 

 wenn die Arbeitsaufgaben und Tätigkeiten dauerhaft zu kleinteilig, zu einfach struktu-
riert, zu monoton oder zu isoliert sind und dadurch die individuellen Fähigkeiten und 
Kompetenzen unterfordern (Unterforderung), 

wenn die betrieblichen Anforderungen (Arbeitsaufgaben, Arbeitsinhalte) nicht mit den 
individuellen Fähigkeiten und Kompetenzen vereinbar sind, weil sie diese überfordern 
(Überforderung), 

wenn es Probleme im sozialen Kontext der Arbeit bzw. dem sozialen Miteinander gibt, 
die sich aus personalen und/oder organisatorischen Konstellationen im betrieblichen 
Alltag ergeben (Soziales Klima). 

Beschreibung der Differenzen Art der Differenzen

Diese Dimensionen diskrepanter Passungsverhältnisse sind nicht unabhängig voneinander. 
Aus Überforderungen resultieren z.B. häufig Probleme in den sozialen Beziehungen zu Kol-
legen und Vorgesetzten. Als analytische Kategorien bieten sie jedoch hilfreiche Anhaltspunk-

te zur Beschreibung und zur 
? ? ? ?
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Bearbeitung von Differenzen im 
individuellen Passungsverhältnis. 

Die Schritte zur Entwicklung eines gu-
ten individuellen  Passungsverhältnis-
ses werden durch nebenstehende 
Darstellung veranschaulicht: 
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Prozessabschnitte oder Teilbereiche daraus, zu denen  Fragen beantwortet oder Ent-
scheidungen getroffen werden müssen, sind mit einem  ?  markiert, 

⇒ 

⇒ 

⇒ 

Prozessabschnitte oder Teilbereiche daraus, zu denen gestellte Fragen bereits beant-
wortet oder Entscheidungen bereits getroffen wurden, sind  mit einem  !  gekennzeich-
net. 

Ohne Markierung sind die Abschnitte, die (noch) nicht zur Diskussion stehen. 

 

3. Sind Differenzen nicht tolerierbar? 

Es gibt Differenzen im individuellen Passungsverhältnis, die  zur Normalität des Arbeitsle-
bens gehören. Diese Art von Differenzen werden von den Akteuren (Jugendlicher, betriebli-
che Mitarbeiter, Bildungsbegleitung) akzeptiert bzw. hingenommen, weil sie nichts besonde-
res sind und keine Gefährdung von ihnen ausgeht scheint. In diesen Fällen sind die Differen-
zen tolerierbar. Eine Initiative der Bildungsbegleitung ich nicht erforderlich. 

Werden Differenzen von den Akteuren jedoch nicht akzeptiert, weil Motivationsprobleme o-
der Probleme persönlicher Verletztheit oder Betroffenheit den betrieblichen Integrationspro-
zess gefährden, dann sind sie nicht tolerierbar. Es muss nach Möglichkeiten gesucht wer-
den, mit denen diese Differenzen ausgeglichen und ein gutes Passungsverhältnis entwickelt 
werden kann.  

Die Entscheidung, ob es sich um nicht tolerierbare Differenzen handelt, wird von der Bil-
dungsbegleitung nur dann mit hinreichender Sicherheit getroffen werden können, wenn die 
Einschätzungen des betroffenen Jugendlichen und seines betrieblichen Anleiters oder Vor-
gesetzten im Entscheidungsprozess berücksichtigt worden sind.  

 

 

 

 

 

 ! ! ! ! ?

Beschreibung der Differenzen Art der Differenzen
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4 Ausgleich durch Qualifizierung möglich? 

Qualifizierung hat gegenüber anderen Ausgleichsmaßnahmen Vorrang (1. Priorität). 

Ausgleich durch Qualifizierung ist immer dann möglich, wenn der Jugendliche über die not-
wendigen kognitiven, physischen und motivationalen Voraussetzungen verfügt, um den mit 
der Qualifizierung verbundenen Anforderungen gerecht werden zu können. Sind diese Vor-
aussetzungen nicht gegeben oder liegen arbeits- und leistungsbezogene Einschränkungen 
vor, kann versucht werden, diese weniger durch Qualifizierung als z.B. durch  Maßnahmen 
der Arbeitsgestaltung oder mittels technischer Hilfen zu kompensieren. 

Qualifizierung erfolgt in der Regel im Rahmen von Schulungs- und Trainingsprogrammen, 
aber auch mittels kurz- oder längerfristiger Beratungen. So werden nicht ausreichend entwi-
ckelte technische oder handwerkliche Fertigkeiten und Fähigkeiten eher mittels Übung und 
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Training gefördert, während Probleme im Team oder Konflikte zwischen Kollegen eher im 
Rahmen von Beratungsgesprächen oder Beratungsseminaren bearbeitet werden. 

Ein Ausgleich festgestellter Diskrepanzen im individuellen Passungsverhältnis ist meist dann 
möglich, wenn Qualifizierungsdefizite, -ziele und -methoden hinreichend genau definiert sind 
und Einvernehmen über die Durchführung der Qualifizierung erzielt worden ist.  

 

 

 

 

 
! ! ! ! ! ?

Beschreibung der Differenzen Art der Differenzen
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5 Beschreibung der Qualifizierungsmaßnahmen 

Qualifizierungsmaßnahmen haben gegenüber anderen Ausgleichsmaßnahmen deshalb Vor-
rang, weil der Jugendliche dadurch die größtmögliche Unabhängigkeit erreichen und den 
größtmöglichen persönlichen Beitrag zum Ausgleich festgestellter Differenzen im individuel-
len Passungsverhältnis leisten kann. 

Wenn betriebliche Anforderungen die individuellen Fähigkeiten und Kompetenzen überfor-
dern, kommen u.a. folgende Qualifizierungsmaßnahmen in Frage: 

Unterweisung am Arbeitsplatz (Job-Coaching) im Sinne des Konzeptes der Unter-
stützten Beschäftigung bietet arbeitsplatzqualifizierende Unterstützung und fördert 
den Erwerb von Schlüsselqualifikationen. Job-Coaching bedient sich der Erfahrungen 
aus verschiedensten Qualifizierungs- und Arbeitsgestaltungsmaßnahmen und nutzt die 
Möglichkeiten technischer und finanzieller Hilfen. 

⇒ 

Außerbetriebliche Schulung bietet sich an, wenn arbeitserleichternde Kompetenzen 
erworben oder gefestigt werden sollen, die der Betrieb selbst aber nicht anbieten kann 
(z.B. den Erwerb eines Gabelstaplerschein). 

⇒ 

⇒ Die Aneignung und Festigung wichtiger Fähigkeiten und Kompetenzen kann durch die 
Integration spezieller Qualifizierungsbausteine in den Ausbildungs- oder Arbeitspro-
zess gezielt unterstützt werden. 

Wenn Probleme und/oder Konflikte im persönlichen Miteinander den betrieblichen Alltag stö-
ren, kommen u.a. folgende Qualifizierungs- bzw. Beratungsmaßnahmen in Frage: 

Mediation ist die Methode der Wahl, wenn Im Falle von Mobbing-Handlungen der 
betriebliche Frieden gefährdet ist. In jedem Betrieb gibt es vereinzelte, für den Betroffe-
nen ärgerliche Sticheleien und Auseinandersetzungen. Eskalieren die Auseinanderset-
zungen so weit, dass sie als verletzend erlebt werden und die psychische Befindlichkeit 
des Jugendlichen massiv beeinträchtigen, sind konfliktreduzierende Interventionen 
notwendig.  

⇒ 
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Konfliktberatung oder Konfliktlösungstraining bietet sich an, wenn eigene Interessen 
und Wünsche mit denen von Arbeitskollegen nicht zu vereinbaren sind, und jede Partei 
ihre Vorstellungen rigoros durchsetzen möchte.  

⇒ 

Problemlösungstrainings bieten die Möglichkeit, Mittel und Wege zu erfahren, wie 
alltägliche persönliche und/oder betriebliche Schwierigkeiten mit einem zufriedenstel-
lenden Ergebnis gemeistert werden können. Das Wissen um typische Phasen im Prob-
lemlösungsprozess schafft die Voraussetzungen, Probleme effektiv zu bearbeiten 

⇒ 

 

6 Ausgleich aller Differenzen durch Qualifizierung möglich? 

Fähigkeitsbasierte Differenzen können im Prinzip durch Qualifizierung ausgeglichen werden.  

Sind diese Differenzen aufgrund der kognitiven Voraussetzungen und weiterer Einschrän-
kungen nicht vollständig durch Qualifizierung kompensierbar, ist zu prüfen, ob mit Hilfe von 
Arbeitsgestaltung, technischen oder finanziellen Hilfen oder Arbeitsassistenz die notwendi-
gen Ausgleiche annäherungsweise erreicht werden können.  

Auch die Mehrzahl der Differenzen, die sich aus dem sozialen Kontext der Arbeit oder dem 
sozialen Miteinander ergeben, können durch Qualifizierung und/oder Beratung ausgeglichen 
werden. Kritisch wäre die Situation allerdings dann, wenn es im Verlauf von Mobbing-
Handlungen zu schwerwiegenden persönlichen Verletzungen oder sogar zu Beeinträchti-
gungen der psychischen und/oder körperlichen Gesundheit kommt. Abgesehen von der dann 
gegebenen Behandlungsbedürftigkeit würde sich die Frage einer betrieblichen Neuorientie-
rung nach Gesundung stellen. 

 

7 Ist / sind die Qualifizierungsmaßnahmen umsetzbar? 

Alle beschriebenen Qualifizierungsmaßnahmen sind erprobt und prinzipiell umsetzbar. Er-
folgreich sind sie in der Regel dann, wenn sie in vertretbarer Zeit realisierbar sind, alle Betei-
ligten die Maßnahmen akzeptieren und die nötigen Ressourcen vorhanden sind.  

Voraussetzung für die Umsetzung sind allerdings hohe Motivation und große Bereitschaft 
des Jugendlichen, den zeitlichen und persönlichen Aufwand auf sich zu nehmen und durch-
zustehen. Dies fällt dann leichter, wenn auch der Betrieb solche Maßnahmen akzeptiert oder 
sogar aktiv unterstützt, indem z.B. Möglichkeiten eingeräumt werden, Qualifizierungen 
und/oder Beratungen ganz oder teilweise auch während der Arbeitszeit durchzuführen.  

Probleme ergeben sich dann, wenn Motivation, Interesse und Eigeninitiative des Jugendli-
chen so gering sind, dass sie jede Form von Qualifizierung ausschließen. In diesem Fall 
kann allerdings versucht werden, Motivation und Interesse selbst zum Gegenstand der Lö-
sungsbemühungen und von Beratungsgesprächen zu machen. Möglicherweise gelingt es 
auch, positive Erfahrungen aus dem Freundes- oder Bekanntenkreis des Jugendlichen und 
deren Unterstützungszusage als Argumente für die eigene Qualifizierungsbereitschaft zu 
nutzen. 
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8 Beschreibung der verbliebenen Differenzen 

Hier wird gefragt, welche der festgestellten und nicht tolerierbaren Differenzen im individuel-
len Passungsverhältnis mit den für den Einzelfall geplanten und auf ihre Umsetzbarkeit 
geprüften Qualifizierungsmaßnahmen noch nicht ausgeglichen werden konnten. Für sie wird 
geprüft, ob und ggf. welche Arbeitsgestaltungs- und weitere Ausgleichsmaßnahmen geeignet 
sind, die noch bestehenden Differenzen zu beheben. 

Das Vorgehen zur Herstellung guter Passungsverhältnisse folgt einer strengen Systematik, 
die durch eine Grafik verdeutlicht wird. Um das Vorgehen und seine Logik besser erfahrbar 
zu machen, wurde ein Dokumentationsbogen entwickelt. Dieser dient als Verständigungs-
grundlage und ermöglicht es, die einzelnen Schritte zur Herstellung eines guten Passungs-
verhältnisse - bezogen auf den einzelnen Jugendlichen mit seinen individuellen Passungsdif-
ferenzen – nachzuvollziehen. 

Die festgestellten Differenzen, die Art ihrer Bearbeitung (inhaltliche Klassifikation, Prüfung 
ihrer Tolerierbarkeit, Ausgleichsmaßnahmen, Umsetzbarkeit) sowie das aktuelle Ergebnis 
dieser Bemühungen (Verbliebene Differenzen) werden in diesem Dokumentationsbogen 
festgehalten. 

9 Ausgleich durch Arbeitsgestaltung möglich? 

Arbeitsgestaltungsmaßnahmen haben unter den Ausgleichsmaßnahmen die 2. Priorität.  

Durch Arbeitsgestaltung können insbesondere solche Differenzen im individuellen Pas-
sungsverhältnis ausgeglichen werden, die aus Widersprüchen zwischen Arbeitsaufgaben / 
Arbeitsinhalten einerseits und beruflichen Vorstellungen andererseits resultieren oder die 
sich aus länger andauernden Unterforderungen oder Überforderungen ergeben.  

Widersprüche und Unterforderungen können daraus resultieren, dass zu Beginn einer Ar-
beitsaufnahme oder einer Ausbildung zwar ein gutes individuelles Passungsverhältnis gege-
ben war, die Anforderungen aber aufgrund zwischenzeitlich gemachter Erfahrungen oder 
aufgrund des Erwerbs neuen Wissens und/oder neuer Fähigkeiten keine motivierenden Her-
ausforderungen mehr darstellen.  

Andererseits kann es im Rahmen betrieblicher Umstrukturierungen oder Neuausrichtungen 
(neuer Arbeitsplatz) dazu kommen, dass sich Arbeitsplatzanforderungen verändert (erhöht) 
haben, die möglicherweise zu aktuellen oder dauerhaften Überforderungen führen. 
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Durch Arbeitsgestaltungsmaßnahmen werden in der Regel Arbeitsabläufe und Werkzeug-
gebrauch den individuellen Bedingungen angepasst, meistens vereinfacht oder durch Hilfs-
mittel unterstützt, in anderen Fällen aber auch komplexer gestaltet und/oder neu organisiert.  
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10 Beschreibung der Gestaltungsmaßnahmen 

Arbeitsgestaltungsmaßnahmen haben unter den Ausgleichsmaßnahmen deshalb große Be-
deutung (2. Priorität), da durch sie der Jugendliche ebenfalls ein hohes Maß an Unabhängig-
keit im Arbeitsprozess erreichen kann. 

Unterforderungen und Überforderungen treten häufig dann auf, wenn es zu größeren Abwei-
chungen gegenüber vereinbarten betrieblichen Arbeitsaufgaben kommt, deren Angemes-
senheit für den Jugendlichen bereits abgeklärt wurde und die eine Grundlage des eingegan-
genen Ausbildungs- oder Beschäftigungsverhältnisses darstellen. Zu Unterforderungen 
kommt es vermehrt auch dann, wenn die Aufgabenbearbeitung monotone Arbeitsabläufe 
beinhaltet und keine Gestaltungsmöglichkeiten erlaubt. Dieser Effekt kann vor allem dann 
auftreten, wenn der Jugendliche über viele und ausgeprägte Fähigkeiten verfügt. Durch 
Maßnahmen der Restrukturierung von Arbeitsprozessen wie Aufgabenerweiterung (Job-
Enlargement), Aufgabenbereicherung (Job-Enrichment, inhaltliche Anreicherung des Ar-
beitsprozesses) und planmäßiger Positionswechsel (Job-Rotation) sind drei in der Arbeits-
psychologie beschriebene Motivationsmodelle, einer Unzufriedenheit, die durch Unterforde-
rung bedingt ist, vorzubeugen oder sie zu verringern: 

Mit Aufgabenerweiterung  wird versucht, die Arbeitsrolle horizontal zu erweitern, d.h. 
die Anzahl vergleichbarer Aufgaben zu erweitern. Dadurch können (zu) monotone Ar-
beitsabläufe reduziert und gleichzeitig individuelle Fähigkeiten gefördert werden. 

⇒ 

Bei der Aufgabenbereicherung werden mehrere, oft unterschiedlich schwierige, aber 
sachlich zusammengehörige, Tätigkeiten zu einem neuen Aufgabenkomplex zusam-
mengefügt (vertikale Erweiterung der Arbeitsrolle). 

⇒ 

Mit einem Positionswechsel werden Arbeitsaufgaben und Arbeitsrollen gewechselt, 
um Langeweile zu vermeiden. Gewöhnlich findet der Tausch von Arbeitsaufgaben in-
nerhalb einer Arbeitsgruppe oder einer Abteilung statt. Für den Mitarbeiter bedeutet 
dies im Ergebnis eine größere Aufgabenvielfalt und dadurch auch gesteigerte Anforde-
rungen.  

⇒ 

Für alle Fälle gilt, dass die Bedürfnisse nach Verantwortung, Selbständigkeit und Erweite-
rung des persönlichen Ermessensspielraums bei der Arbeit Berücksichtigung finden. 
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Arbeitsvereinfachung und ergonomische Erleichterungen (Ergonomie) sind Beispiele für 
Gestaltungsmöglichkeiten bei Überforderung. Mitunter sind bereits einfache technische Hil-
fen geeignet, benachteiligungsbedingte Einschränkungen, zu kompensieren. Es ist jedoch 
darauf zu achten, dass Hilfsmittel nicht zum Selbstzweck werden und notwendige und mögli-
che Lernprozesse verhindern.  

 

11 Ausgleich aller Differenzen durch Arbeitsgestaltung möglich? 

Sowohl Differenzen im individuellen Passungsverhältnis, die aus Widersprüchen zwischen 
Arbeitsaufgaben und beruflichen Vorstellungen resultieren (Interessen und Neigungen wer-
den nicht hinreichend berücksichtigt), aber auch solche, die sich aus wiederholten und län-
gerandauernden Phasen einer Unter- und/oder Überforderung ergeben, können im Prinzip 
durch Arbeitsgestaltung ausgeglichen werden.  

Maßnahmen der Arbeitsgestaltung sind vor allem dann wirksam, wenn sich alle beteiligten 
Akteure (Jugendlicher, betrieblicher Anleiter, Vorgesetzter, Bildungsbegleitung) einvernehm-
lich auf solche Maßnahmen geeinigt haben, auch bei kurzfristigen Schwierigkeiten während 
der Umorientierung / Erprobung die vereinbarten Ziele nicht sofort aufgeben und der Jugend-
liche bereit ist, sich den neuen Herausforderungen engagiert, eigeninitiativ und mit Durchhal-
tebereitschaft zu stellen.  

Können diese Voraussetzungen nicht erfüllt werden oder scheitern betriebliche Verände-
rungsmaßnahmen im Sinne von Aufgabenerweiterung und Aufgabenbereicherung (bei 
Unterforderung) bzw. Arbeitsvereinfachung und ergonomischer Gestaltungsmaßnahmen / 
Ergonomie (bei Überforderung) daran, dass die mitbetroffenen betrieblichen Mitarbeiter die-
se Maßnahmen nicht mittragen, kann ggf. kein Ausgleich aller Differenzen erreicht werden. 

 

12 Ist / sind die Gestaltungsmaßnahmen umsetzbar? 

Die vorgeschlagenen Gestaltungsmaßnahmen sind erprobt und in der Regel erfolgreich um-
setzbar. Dies gilt für Maßnahmen zum Ausgleich von Unterforderung und Überforderung 
ebenso, wie für Maßnahmen zum Ausgleich von Widersprüchen zwischen betrieblichen An-
forderungen und individuellen Interessen und Neigungen. 

Gestaltungsmaßnahmen sind vor allem dann erfolgreich umsetzbar, wenn sie in vertretbarer 
Zeit realisierbar sind, alle Beteiligten die Maßnahmen akzeptieren und die nötigen Ressour-
cen vorhanden sind. Wichtig ist, dass der Betrieb solche Aktivitäten nicht nur akzeptiert son-
dern aktiv unterstützt. Dies ist deshalb bedeutsam, weil z.B. Maßnahmen zur Aufgabener-
weiterung oder Positionswechsel unmittelbar in die betriebliche Arbeits- und Organisati-
onsstruktur eingreifen. In der Regel sind deshalb nur solche Maßnahmen realisierbar, die 
auch von betrieblicher Seite gewollt werden. Insofern ist es eine zentrale Aufgabe der Bil-
dungsbegleitung, alle Akteure (Jugendlicher, Anleiter, Vorgesetzter, ggf. auch Berater des 
Integrationsamtes und betriebliche Mitarbeiter) für eine gemeinsame Planung und Umset-
zung zu motivieren.  
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13 Beschreibung der verbliebenen Differenzen 

Hier wird gefragt, welche der festgestellten und nicht tolerierbaren Differenzen im individuel-
len Passungsverhältnis mit den für den Einzelfall geplanten und auf ihre Umsetzbarkeit 
geprüften Arbeitsgestaltungsmaßnahmen noch nicht ausgeglichen werden konnten. Für sie 
wird geprüft, ob und ggf. welche technische Hilfen und weitere Ausgleichsmaßnahmen ge-
eignet sind, die noch bestehenden Differenzen zu beheben. 

Das Vorgehen zur Herstellung guter Passungsverhältnisse folgt einer strengen Systematik, 
die durch eine Grafik verdeutlicht wird. Um das Vorgehen und seine Logik besser erfahrbar 
zu machen, wurde ein Dokumentationsbogen  entwickelt. Dieser dient als Verständigungs-
grundlage und ermöglicht es, die einzelnen Schritte zur Herstellung eines guten Passungs-
verhältnisse - bezogen auf den einzelnen Jugendlichen mit seinen individuellen Passungsdif-
ferenzen – nachzuvollziehen. 

Die festgestellten Differenzen, die Art ihrer Bearbeitung (inhaltliche Klassifikation, Prüfung 
ihrer Tolerierbarkeit, Ausgleichsmaßnahmen, Umsetzbarkeit) sowie das aktuelle Ergebnis 
dieser Bemühungen (Verbliebene Differenzen) werden in diesem Dokumentationsbogen 

 

festgehalten.  

4 Ausgleich durch technische Hilfen möglich? 

ifferenzen die 3. Priorität zu.  
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Den technischen Hilfen kommt beim Ausgleich von D

Technische Arbeitshilfen sind meist Bestandteil einer ergonomischen und behind
rechten Gestaltung eines Arbeitsplatzes oder von Arbeitsprozessen. Technische Arbeitshil-
fen für behinderte und schwerbehinderte Jugendliche sollen, auf der Grundlage arbeits-
physiologischer Erleichterungen, arbeitsrelevante Fähigkeiten unterstützen und fördern, aber 
auch fehlende oder gering ausgeprägte Fähigkeiten stimulieren oder kompensieren. 

Die Beratung der Arbeitgeber, der behinderten Jugendlichen und der Integrationsteams des 
Integrationsamtes über den Einsatz technischer Arbeitshilfen ist  Aufgabe der beratenden 
Ingenieure der Integrationsämter. Zur Bereitstellung technischer Hilfen kann das Integration-
samt im Rahmen der „Begleitenden Hilfe im Arbeitsleben“ finanzielle Leistungen gewähren, 
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entweder an den Arbeitgeber (§ 26 Abs. 1 Nr. 3 SchwbAV) oder an den schwerbehinderten 
Jugendlichen selbst (§ 19 SchwbAV).  

Im Falle der Einschaltung des Integrationsamtes hat die Bildungsbegleitung eine wichtige 
moderierende Funktion. Es gibt jedoch auch eine Vielzahl möglicher (einfacher) technischer 
Hilfen, die von der Bildungsbegleitung mit betrieblicher Unterstützung initiiert, organisiert und 
realisiert werden können (z.B. Zählhilfen, Checklisten). Es ist jedoch darauf zu achten, dass 
Hilfsmittel nicht zum Selbstzweck werden und notwendige und mögliche Lernprozesse ver-

 

hindern.  

5 Beschreibung der technischen Hilfen 

Ausgleichs festgestellter und nicht tolerierbarer 

er Arbeitsgestaltung und der Einsatz technischer Hilfen nicht ein-
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1

Technische Hilfen haben im Rahmen des 
Differenzen 3. Priorität, nach Qualifizierung und Arbeitsgestaltung. Technische Hilfen können 
jedoch dann oberste Priorität haben, wenn z.B. Qualifizierung oder Arbeitsgestaltung gar 
nicht zur Debatte stehen. 

Häufig sind Maßnahmen d
deutig voneinander zu trennen. Deshalb sollten beim Einsatz von Arbeitsgestaltungsmaß-
nahmen immer auch die Möglichkeiten technischer Hilfen geprüft werden. Die Integration-
sämter unterhalten mit Blick auf die unterschiedlichen Behinderung-arten und die Vielfalt 
betriebliche Arbeitsplatzbedingungen technische Beratungsdienste, die sich, meist unter 
Mitwirkung von beratenden Ingenieuren, mit der behinderungsgerechten, insbesondere  er-
gonomischen Gestaltung von Arbeitsplätzen und ihrer technischen Ausstattung beschäftigen. 
Unter Berücksichtigung anatomischer, physiologischer, psychologischer, arbeitsmedizini-
scher und technischer Erkenntnisse stellt die Ergonomie Methoden be-reit, um die Ausführ-
barkeit, Erträglichkeit und Zumutbarkeit der Arbeit sowie Fragen der Arbeitszufriedenheit zu 
optimieren.  

Mit Hilfe der Profilmethode (entwickelt im Rahmen des IMBA-Projektes: Integration von 
Menschen mit Behinderungen in die Arbeitswelt) als arbeitswissenschaftliches Instrument 
wird ermittelt, welche Arbeitnehmer auf welchen Arbeitsplätzen einsetzbar sind. Im Prinzip 
handelt es sich um ein FAIR-ähnlich aufgebautes Instrument, das in erster Linie arbeits-
platzbezogene Aspekte berücksichtigt wie Körperhaltung, Körperfortbewegung, Körperteil-
bewegung, Informationsgestaltung (Sehen, Hören, Sprechen), aber auch Umgebungsein-
flüsse sowie Aspekte der Arbeitssicherheit und der Arbeitsorganisation. Der Abgleich von 
Anforderungen des Arbeitsplatzes und Ausführbarkeit durch den Arbeitnehmer gibt Auskunft 
über den Grad der Passung. 

Unabhängig von diesen fachliche Hilfen gibt es eine Vielzahl meist einfacher technischer 
Hilfen bzw. Hilfestellungen, die von der  Bildungsbegleitung mit Unterstützung des Betriebes 
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initiiert, organisiert und realisiert werden können (z.B. Einsatz von Zählhilfen oder Checklis-
ten). 

 

16 Ausgleich aller Differenzen durch technische Hilfen möglich? 

Wenn Möglichkeiten des Ausgleichs von Differenzen unter der Regie des technischen Bera-
tungsdienstes eines Integrationsamtes bearbeitet werden, werden sicherlich gute Problem-

, mit denen 

17 Ist / sind die technischen Hilfen umsetzbar? 

Wurden technische Hilfen, beispielsweise zum Ausgleich körperlicher Behinderungen oder 

lösungen angeboten. Die Bildungsbegleitung übernimmt in solchen Fällen die Rolle des 
Vermittlers zwischen den Vorstellungen des Technischen Dienstes (und evtl. des Arbeitge-
bers) einerseits und den Interessen des betroffenen Jugendlichen andererseits. 

Wenn es jedoch darum geht, Arbeitshilfen und Arbeitserleichterungen für die Lösung häufig 
auftretender, alltäglicher, meist kleinerer Probleme zu finden oder zu entwickeln
beispielsweise noch schwach ausgeprägte Handlungsabläufe oder einzelne Fähigkeiten und 
Fertigkeiten unterstützt oder kompensiert werden können, sind den Ideen und Gestaltungs-
möglichkeiten aller Akteure (Jugendlicher, Arbeitsanleiter, Vorgesetzter, Bildungsbegleitung) 
keine Grenzen gesetzt (z.B. Entwicklung von Zählhilfen, Checklisten, Platzhalter, Zeichnun-
gen, Entwicklung von Ablaufplänen).  

 

Einschränkungen, beim Integrationsamt  oder bei der zuständigen Arbeitsagentur beantragt 

licher, mehr oder weniger schwieriger, Arbeitsaufgaben entwickelt werden (Zählhilfen, 

d, alle Beteiligten die Hilfen akzeptieren und 

 

ei

Maßnahmen zum Ausgleich 
der Differenzen Zeit Akze

und befürwortet, werden diese Hilfen in der Regel auch unter der Regie des technischen 
Beratungsdienstes fachlich korrekt umgesetzt. Die technischen Hilfen sind, abgesehen von 
Neuentwicklungen oder Sonderanfertigungen, erprobt und in der Regel erfolgreich umsetz-
bar. 

Wenn technische Hilfen in Eigenregie als Arbeitshilfen zur Unterstützung bei der Bearbeitung 
alltäg
Checklisten) ist es vom Geschick der Akteure abhängig, als wie hilfreich und effektiv sich 
diese Hilfen erweisen. Umsetzbar dürften sie, ggf. auch mit Hilfe oder der Unterstützung  
eines technischen Dienstes, in der Regel sein. 

Technische Hilfen werden, wie andere Ausgleichsmaßnahmen auch, ihren Zweck dann erfül-
len, wenn sie in vertretbarer Zeit realisierbar sin
die nötigen Ressourcen vorhanden sind. 
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18 Beschreibung der verbliebenen Differenzen 

ht tolerierbaren Differenzen im individuel-Hier wird gefragt, welche der festgestellten und nic
len Passungsverhältnis mit den für den Einzelfall geplanten und auf ihre Umsetzbarkeit 
geprüften technischen Hilfen noch nicht ausgeglichen werden konnten. Für sie wird geprüft, 
ob und ggf. welche finanziellen Hilfen und weitere Ausgleichsmaßnahmen geeignet sind, die 
noch bestehenden Differenzen zu beheben. 

Das Vorgehen zur Herstellung guter Passungsverhältnisse folgt einer strengen Systematik, 
die durch eine Grafik verdeutlicht wird. Um das Vorgehen und seine Logik besser erfahrbar 
zu machen, wurde ein Dokumentationsbogen  entwickelt. Dieser dient als Verständigungs-
grundlage und ermöglicht es, die einzelnen Schritte zur Herstellung eines guten Passungs-
verhältnisse - bezogen auf den einzelnen Jugendlichen mit seinen individuellen Passungsdif-
ferenzen – nachzuvollziehen. 

Die festgestellten Differenzen, die Art ihrer Bearbeitung (inhaltliche Klassifikation, Prüfung 

durch finanzielle Hilfen möglich? 

inanziellen Hilfen zum Ausgleich von Differenzen wird hier die 4. Priorität eingeräumt. 

ach Unterstützungsarten und Unterszüt-
ieller 

Hilfen zum Ausgleich von Differenzen im individuellen Passungsverhältnis möglich sind: 

iche 
auszubilden und zu beschäftigen. Mehrere Paragraphen regeln die Bereitstellung der 

⇒ 
 III bereit. Dabei werden  Leistungen an Arbeitgeber und Leistun-

gen an schwerbehinderte Menschen

ihrer Tolerierbarkeit, Ausgleichsmaßnahmen, Umsetzbarkeit) sowie das aktuelle Ergebnis 
dieser Bemühungen (Verbliebene Differenzen) werden in diesem Dokumentationsbogen 
festgehalten.  

19 Ausgleich 
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Es ist zweckmäßig, finanzielle Hilfen zunächst n
zungsvoraussetzungen zu gliedern. Die Aufschlüsselung zeigt, dass eine Vielzahl finanz

⇒  Das Gesetz zur Förderung der Ausbildung und Beschäftigung behinderter Menschen 
(SGB IX) soll dazu beitragen, Arbeitgeber zu motivieren, mehr behinderte Jugendl

finanziellen Hilfen. 

 Finanzielle Hilfen gewähren auch die Arbeitsagenturen. Sie stellen Hilfen auf der 
Grundlage des SGB

 unterschieden. 

⇒ 
enachteiligten Jugendlichen. 

 

 

t d
er

 

Maßnahmen zum Ausgleich 
der Differenzen

UmsetzbarkeitBeschreibung der 
Differenzen

Art der Differenzen

 Eine dritte Quelle möglicher finanzieller Hilfen ergeben sich aus landesspezifischen 
Regelungen zur Förderung von auf dem Arbeitsmarkt b
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20 Beschreibung der finanziellen Hilfen 

Finanzielle Hilfen als Ausgleichsmaßnahmen nehmen in dieser Darstellung deshalb einen 
nachgeordneten Platz ein (4. Priorität), weil diese Hilfen die individuellen und auf Selbstän-
digkeit zielenden Handlungs- und Gestaltungsmöglichkeiten des Jugendlichen einschränken. 
Dies heißt nicht, dass nicht u.U. finanzielle Hilfeleistung die effektivste oder gar einzige Un-
terstützungsform sein kann, einen Ausbildungs- oder Arbeitsplatz zu erreichen. Für Arbeit-
geber sind sie häufig ein überzeugendes Argument, um Jugendliche mit besonderem För-
derbedarf auszubilden oder einzustellen. Darüber hinaus ist der sind finanzielle Hilfen not-
wendig, um andere Maßnahmen zur Entwicklung guter individueller Passungsverhältnis-
se umzusetzen. 

Eine zusammen führende und aktuelle Darstellung der Hilfen für behinderte Menschen 
im Beruf gemäß SGB III und SGB IX veröffentlichen die Integrationsämter regelmäßig. 

⇒ 

Die Verwaltungsvorschriften über die Gewährung von Zuschüssen zur Berufliche Bil-
dung Abschnitt 3 - Förderung von auf dem Arbeitsmarkt benachteiligten Jugendlichen 
beinhalten landesspezifische Regelungen. 

⇒ 

 

21 Ausgleich aller  Differenzen durch finanzielle Hilfen möglich? 

Finanzielle Hilfen haben ein sehr breites Wirkungsspektrum. Sie können direkt oder mittelbar 
Qualifizierung, Arbeitsgestaltung, technische Hilfen und Arbeitsassistenz unterstützen.  

Finanzielle Hilfen können aber immer nur Teilbereiche individueller Differenzen ausgleichen. 
Wichtig ist es, die verschiedenen Arten von Ausgleichsmöglichkeiten(Qualifizierung, Gestal-
tungsmaßnahmen, technische Hilfen, Arbeitsassistenz) immer auch im Hinblick auf  finan-
ziellen Hilfen zu betrachten.  

Sind Differenzen durch finanzielle Hilfen nicht vollständig kompensierbar, ist zu prüfen, ob 
mit Unterstützung durch Arbeitsassistenz die notwendigen Ausgleiche annäherungsweise 
erreicht werden können. 

 

22 Ist / sind die finanziellen Hilfen umsetzbar? 

Auf die Gewährung finanzieller Hilfen besteht entweder ein Rechtsanspruch oder sie werden 
als Kann-Leistungen bewilligt.  

Sind die Voraussetzungen und Bedingungen für den Erhalt finanzieller Hilfen erfüllt, sind 
diese Hilfen prinzipiell umsetzbar. Die Umsetzung wird dann Erfolg haben, wenn sie in ver-
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tretbarer Zeit (bzw. der verfügbaren Zeit) möglich ist, die Beteiligten dies akzeptieren und die 
notwendigen Ressourcen (z.B. für die Beantragung) verfügbar sind. 

Eine wichtige Aufgabe der Bildungsbegleitung wird häufig darin bestehen, Arbeitgeber über 
die rechtliche und integrationspädagogische Bedeutung finanzieller Hilfen aufzuklären. Dies 
ist deshalb wichtig, weil der Arbeitgeber mit der Annahme finanzieller Hilfen oft auch länger-
fristige Verpflichtungen eingeht.   

Die Beantragung finanzieller Hilfen setzt Kenntnisse einschlägiger Institutionen und Verfah-

 

renabläufe voraus. 

3 Beschreibung der verbliebenen Differenzen 

ht tolerierbaren Differenzen im individuel-

! ! ! ! ! ! ? ? ? ? ? ?
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Differenzen Art der Differenzen

2

Hier wird gefragt, welche der festgestellten und nic
len Passungsverhältnis mit den für den Einzelfall geplanten und auf ihre Umsetzbarkeit 
geprüften finanziellen Hilfen noch nicht ausgeglichen werden konnten. Für sie wird geprüft, 
ob und ggf. welche Leistungen durch Arbeitsassistenz geeignet sind, die noch bestehenden 
Differenzen zu beheben. 

Das Vorgehen zur Herstellung guter Passungsverhältnisse folgt einer strengen Systematik, 
die durch eine Grafik verdeutlicht wird. Um das Vorgehen und seine Logik besser erfahrbar 
zu machen, wurde ein Dokumentationsbogen  entwickelt. Dieser dient als Verständigungs-
grundlage und ermöglicht es, die einzelnen Schritte zur Herstellung eines guten Passungs-
verhältnisse - bezogen auf den einzelnen Jugendlichen mit seinen individuellen Passungsdif-
ferenzen – nachzuvollziehen. 

Die festgestellten Differenzen, die Art ihrer Bearbeitung (inhaltliche Klassifikation, Prüfung 

durch Arbeitsassistenz möglich? 

rbeitsassistenz hat unter allen Ausgleichsmaßnahmen zur Entwicklung guter individueller 

ihrer Tolerierbarkeit, Ausgleichsmaßnahmen, Umsetzbarkeit) sowie das aktuelle Ergebnis 
dieser Bemühungen (Verbliebene Differenzen) werden in diesem Dokumentationsbogen 
festgehalten.  

24 Ausgleich 
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A
Passungsverhältnis 5. Priorität. Sie ermöglichet e
nicht an Selbständigkeit.  

in hohes Maß an Selbstbestimmung aber 
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Für viele schwerbehinderte Menschen ist die Arbeitsassistenz eine wichtige Voraussetzung 
für die Teilhabe am Arbeitsleben. Gemäß SGB IX besteht ein Rechtsanspruch auf Übernah-
me der Kosten notwendiger Arbeitsassistenz durch die Integrationsämter (§ 102 Abs. 4 

it 

Im Auftragsmodell beauftragt der Assistenznehmer einen Anbieter von Assistenzdienst-

Insge leich von Differenzen im 
indivi

er vom Arbeitnehmer zu erbringenden arbeitsvertraglichen Tätigkeiten selbst. Es geht um 
kreten Arbeitsplatz, wenn weder Arbeitsplatzges-

ige Arbeit am 

schiedlichen Behinderungsarten 

pensieren,  

⇒ einer innerbetrieblichen Lösung wird in der Regel der Vorzug gegeben,  

ba
rk

e
 d

er
en

Maßnahmen zum Ausgleich 
 un
g he

 

ie
lle

 

z

Beschreibung der 

SGB IX),  und zwar als Teil der begleitenden Hilfe im Arbeitsleben. Dabei sind zwei Modelle 
zu unterscheiden: 

⇒ Im Arbeitgebermodell stellt der behinderte Arbeitnehmer die Assistenzkraft ein. Som
ist der Assistenznehmer Arbeitgeber des Arbeitsassistenten. 

⇒ 
leistungen. In diesem Fall ist der Assistenznehmer Kunde des Assistenzanbieters. 

samt ermöglicht Arbeitsassistenz in breitem Umfang den Ausg
duellen Passungsverhältnis. 

 

 

25 Beschreibung der Arbeitsassistenz 

Arbeitsassistenz bedeutet Hilfestellung bei der Arbeitsausführung, nicht aber die Erledigung 

! ! ! ! ! ?
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d
eine kontinuierliche Unterstützung am kon
taltungsmaßnahmen noch Unterstützung durch Arbeitskollegen ausreichen, um dem Betrof-
fenen die Ausführung der Arbeit in wettbewerbsfähiger Form zu ermöglichen.  

Ohne persönliche Unterstützung wäre eine Berufstätigkeit für viele schwerbehinderte Men-
schen nicht möglich, z.B. für einen Arbeitnehmer, der mit angeborener Muskelatrophie und 
einem Grad der Behinderung von 100 im Rollstuhl sitzt, aber eine eigenständ
PC ausüben kann. Er benötigt rund um die Uhr persönliche Assistenz, die von der Hilfe beim 
Waschen, Ankleiden, Essen und der Fortbewegung bis zur Unterstützung am Arbeitsplatz 
reicht. Die Assistenz umfasst viele persönliche Hilfestellungen während des Tages, nicht 
aber eine Unterstützung der inhaltlichen Arbeit.  

Gelegentliche Handreichungen durch Kollegen begründen keine Arbeitsassistenz. Es muss 
sich um eine regelmäßig notwendige Unterstützung im Arbeitsalltag handeln. Die Tätigkeit 
einer Assistenz wird ebenso vielseitig sein, wie es die unter
und individuellen Einschränkungen erfordern.  

Wichtige Regelungen im Rahmen persönlicher Arbeitsassistenz sind u.a.: 

⇒ der Arbeitgeber des Assistenznehmers muss mit einer Arbeitsassistenz einverstanden 
sein,  

⇒ Arbeitsassistenz darf keine schlecht ausgestatteten Arbeitsplätze kom
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⇒ 
h Unterstützungsumfang zwischen 250,00 und 1100,00 Euro monatlich). Diese 

er er-
zielten Arbeitseinkommen stehen. 

Die A ng voraus. Ar-
beits
im Si

 

26 Ausgleich aller Differenzen durch die beschriebenen Maßnahmen möglich? 

fen) einzeln daraufhin überprüft, ob sie einen Ausgleich von 
ifferenzen im individuellen Passungsverhältnis ermöglichen. 

Jetzt erfolgt eine summarische Beurteilung sowohl des möglichen Ausgleichs aller Differen-
  

Nicht völlig kalkulierbar sind jedoch Art und Weise der Auswahl und des Einsatzes der Aus-

Akteu-

riebenen Maßnahmen 

n, 

 wenn z.B.der benötigte zeitliche Umfang für eine Maßnahme oder die erforderlichen 
cher Hilfen) nicht in ausreichen-dem 

, 

Durchhaltevermögen des Jugendlichen den Anforde-
rungen der geplanten Ausgleichsmaßnahmen nicht genügen, 

⇒ 

⇒ 

 

 

 

für die benötigte Assistenz werden persönliche Finanzbudgets zur Verfügung gestellt 
(je nac
Leistungen müssen in einem vertretbaren Verhältnis zu dem vom Assistenznehm

usübung einer Arbeitsassistenz setzt in der Regel eine intensive Schulu
assistenz begründet eine Arbeitsrolle, die in besonderer Weise Dienstleistungen (auch 
nne von dienen) erfordert. 

Bisher wurden die vorgestellten Ausgleichsmaßnahmen (Qualifizierung, Arbeitsgestaltung, 
technische Hilfen, finanzielle Hil
D

zen durch alle beschriebenen Ausgleichsmaßnahmen als auch deren Umsetzbarkeit.

Im Prinzip kann die Mehrzahl der festgestellten Differenzen im individuellen Passungsver-
hältnis durch die beschriebenen Maßnahmen ausgeglichen werden.  

gleichsmaßnahmen sowie Motivation, Interesse, Engagement und Verlässlichkeit der betei-
ligten Akteure. Entscheidend für den Erfolg von Maßnahmen ist demnach ein von den 
ren gut geplantes und umgesetztes Qualifizierungs- und Integrationsmanagement. 

In welchem Maße ein Ausgleich aller Differenzen durch die besch
möglich ist, entscheidet sich letztlich an der Frage, ob und wie viele der verbliebenen Diffe-
renzen im Hinblick auf das angestrebte Ziel und nach abschließender Prüfung doch noch in 
Kauf genommen werden können. 

 

27 Ist / sind alle geplanten Maßnahmen umsetzbar? 

Alle beschriebenen Maßnahmen sind im Prinzip umsetzbar.  

Einschränkungen ergeben sich dan

⇒
Ressourcen (einschließlich finanzieller und technis
Maße vorhanden sind oder bereitgestellt werden können

⇒ wenn Motivation, Interesse und 

wenn der Betrieb vom Zustandekommen oder dem Erfolg einer Ausbildung oder Be-
schäftigung  nicht überzeugt ist, 

wenn die benötigten Ressourcen nicht ausreichen. 
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28 Durchführung der beschriebenen Maßnahmen 

Die Möglichkeit zur Durchführung der verschiedenen Maßnahmen zum Ausgleich von Diffe-
renzen im individuellen Passungsverhältnis wurde im Rahmen der Beschreibung der 
wichtigsten Quellen und Gründe für Differenzen prinzipiell bejaht. Jedoch wurde immer auch 
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auf eine Reihe potentieller Durchführungshemmnisse verwiesen. 

d Erfolg versprechenden Maßnahmen 

n, dass 

 festgestellte, aber nicht bedrohliche Differenzen toleriert werden können, 

vereinbarte Ziel (Ausbildung und/oder 
Beschäftigung) zu erreichen. 

stellten nicht tolerierbaren Differenzen mit Hilfe von Qualifizierung, Arbeits-
gestaltung, technischer Hilfe, finanzieller Hilfe und/oder Arbeitsassistenz ausgeglichen 

 

30 Anderen Ausbildungs-, Arbeits- oder Qualifizierungsplatz suchen 

Wurd
mit d ebenen Ausgleichsmaßnahmen behoben werden kön-
nen, muss ein neuer Ausbildungs-, Arbeits- oder Qualifizierungsplatz gesucht werden.  

ür diesen Fall muss erneut versucht werden, ein gutes Passungsverhältnis zu entwickeln. 
enzen im individu-

Vor diesem Hintergrund können die favorisierten un
zum Ausgleich von Differenzen im Dokumentationsbogen abschließend bewertet und mit 
ihrer Umsetzung begonnen werden. Ein verbindlicher Zeit- und Verlaufsplan ist dabei hilf-
reich.   

 

29 Wurde ein gutes Passungsverhältnis erreicht? 

Ein gutes Passungsverhältnis ist dann erreicht, wenn alle Beteiligten zu der Auffassung 
komme

⇒

⇒ der Wunsch und der Wille vorhanden ist, das 

⇒ alle festge

werden konnten.  

en Differenzen im individuellen Passungsverhältnis identifiziert, die weder toleriert noch 
en vorgeschlagenen und beschri

F
Dieser Prozess beginnt wiederum mit der Beschreibung potentieller Differ
ellen Passungsverhältnis. 
 

31 Ende 

Mit Unterstützung der Bildungsbegleitung wurde ein hinreichend gutes individuelles Pas-
sungsverhältnis festgestellt oder entwickelt: 
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⇒ Die Arbeitsaufgaben und Arbeitsinhalte stimmen den beruflichen Vorstellungen des 
ndlichen überein 

berforderungen oder Unterforderungen 

⇒ 
olle im Unternehmen gefunden. 

 

Juge

⇒ Die beruflichen Fähigkeiten des Jugendlichen entsprechen den betrieblichen Anforder-
engen. Es gibt keine nicht tolerierbare Ü

Der Jugendliche wird von den betrieblichen Mitarbeitern und seinen Vorgesetzten ak-
zeptiert. Er hat seine R
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5.3.4 Dokumentationsbogen  

Anwendungshinweise
(1) Für jede festgestellte und notierte Differenz werden die zutreffenden Klassifikationsmerkmale angekreuzt: x
(2) Im Falle (wahrscheinlich) erfolgreich durchzuführender Ausgleichsmaßnahmen werden die eingetragenen x eingekreist: o
(3) Nicht ausgeglichene oder nicht ausgleichbare Differenzen werden in der Spalte verbliebene Differenzen angekreuzt: x
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6 Glossar  
 

Alltagsbegleitung  
Alltagsbegleitung sieht eine gleichrangige, am jeweils individuellen Bedarf orientierte Begleitung auf 
unterschiedlichen „Karrieresträngen“ vor. Neben den Bereichen Bildung und Beschäftigung werden 
Unterstützungsleistungen bei finanziellen Angelegenheiten, bei der Freizeitgestaltung, bei Konflikten 
mit dem Gesetz, bei Wohnproblemen, bei Kontakten mit öffentlichen Einrichtungen, Behörden und 
Ämtern sowie bei der Gestaltung von sozialen Beziehungen angeboten. Das Konzept der Alltagsbe-
gleitung wurde in den 80er Jahren von G. G. Hiller an der Pädagogischen Hochschule in Ludwigsburg 
entwickelt. Es geht davon aus, dass der moderne Alltag so komplex und „unübersichtlich“ geworden 
ist, dass sozial benachteiligte Menschen und Menschen mit Lernschwierigkeiten erst ab etwa dem 25. 
Lebensjahr genügend „Durchblick“ für eine eigenständige Lebensplanung und deren Umsetzung er-
worben haben. Alltagsbegleitung soll die sich öffnende Schere zwischen steigenden gesellschaftlichen 
Anforderungen und den sinkenden Möglichkeiten benachteiligter Jugendlicher, diesen Anforderungen 
gerecht zu werden, schließen helfen. Die dazu notwendige Unterstützung wird von kompetenten Kon-
taktpersonen in „Halbdistanz“ angeboten. Alltagsbegleiter werden regelmäßig von sich aus initiativ, 
können aber mit Phasen unterschiedlicher Intensität der Inanspruchnahme rechnen.  

Das Konzept der Alltagsbegleitung ist gut mit dem der unterstützten Beschäftigung zu verbinden. 
Beide Ansätze sind aufgrund ihrer unterschiedlichen Prioritäten komplementär. Ist das Konzept der 
Unterstützten Beschäftigung auf den Arbeitszusammenhang ausgerichtet und in dieser Hinsicht me-
thodisch durchgearbeitet (siehe HORIZON-Arbeitsgruppe, 1995), so bietet das Konzept der Alltags-
begleitung praktische Hinweise und Handreichungen auch für die Hilfe in anderen, zur selbstbestimm-
ten Lebensführung und zur Entwicklung von Lebensqualität bedeutsamen Bereichen (siehe Storz, 
M./Stein-Siegle, Chr., 1994). Die Zusammenführung beider Ansätze bietet eine solide Grundlage für 
eine gut durchdachte Unterstützung von Jugendlichen und jungen Erwachsenen im Übergangsfeld 
zwischen Schule und Erwerbsleben. 

Arbeitsassistenz 
Für behinderte Menschen mit erheblichem Unterstützungsbedarf ist die Arbeitsassistenz ein wichtiger 
Bestandteil zur Teilhabe am Arbeitsleben. Gemäß SGB IX besteht ein Rechtsanspruch behinderter 
Menschen auf Übernahme der Kosten notwendiger Arbeitsassistenz durch die Integrationsämter (§ 
102 Abs. 4 SGB IX). Es handelt sich um eine Geldleistung, die im Sinne eines Arbeitgebermodells 
(der behinderte Arbeitnehmer stellt die Assistenzkraft selbst ein) oder eines Auftragsmodells (der Ar-
beitnehmer beauftragt einen Anbieter von Assistenzdienstleistungen) organisiert werden kann.  

Arbeitsassistenz bedeutet Hilfestellung bei der Arbeitsausführung, nicht aber die Erledigung der vom 
Arbeitnehmer zu erbringenden arbeitsvertraglichen Tätigkeit selbst. Es geht um eine kontinuierliche 
und regelmäßig anfallende Unterstützung am Arbeitsplatz, wenn weder Arbeitsplatzgestaltungsmaß-
nahmen noch Unterstützung durch Arbeitskollegen ausreichen, um dem Betroffenen die Ausführung 
der Arbeit in wettbewerbsfähiger Form zu ermöglichen. Zielgruppe der Leistungen können beispiels-
weise Rollstuhlnutzer, sinnesgeschädigte Menschen sowie sogenannte geistig bzw. erheblich lernbe-
hinderte Menschen sein. 

Arbeitsassistenz dient dem Ziel, einen sozialversicherungspflichtigen Arbeitsplatz zu erlangen (§ 33 
Abs. 8 Nr. 3 SGB IX) und der Sicherung bereits bestehender Beschäftigungsverhältnisse (§ 102 Abs. 
4 SGB IX). Bei der Anbahnung von sozialversicherungspflichtigen Arbeitsverhältnissen ist in den ers-
ten drei Jahren der zuständige Rehabilitationsträger Kostenträger und dann ggf. das Integrationsamt. 
Bei der Sicherung bereits bestehender Beschäftigungsverhältnisse ist es von Beginn an das Integra-
tionsamt. 

Arbeitslosengeld II 
Arbeitslosengeld II ist eine Leistung gemäß §19 SGB II und wird an hilfebedürftige Personen gezahlt, 
die erwerbsfähig sind, das 15. aber noch nicht das 65. Lebensjahr vollendet und in der Bundesrepu-
blik Deutschland ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben. Einkommen und Vermögen wird auf das Ar-
beitslosengeld II angerechnet, soweit bestimmte Freibeträge in der Bedarfsgemeinschaft überschrit-
ten werden. 

Als Arbeitslosengeld II werden Regelleistungen, gegebenenfalls auch Mehrbedarfe und Leistungen für 
Unterkunft und Heizung, gezahlt, um den laufenden Lebensunterhalt zu sichern. Ferner kann ein Zu-
schlag gewährt werden, wenn innerhalb der letzten zwei Jahre Arbeitslosengeld bezogen wurde. Die 
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Höhe der Leistung für den Lebensunterhalt hängt vom Familienstand, dem Lebensalter und den Le-
bensumständen ab. Die Kosten für Unterkunft und Heizung werden, soweit angemessen, in tatsächli-
cher Höhe berücksichtigt. 

Arbeitslosengeld II wird nur auf Antrag gewährt. Wer es bezieht, ist kranken-, pflege- und rentenversi-
chert. Bei pflichtwidrigem Verhalten (beispielsweise Ablehnung einer zumutbaren Arbeit) wird es ver-
mindert. 

Aufgabenbereicherung (Job-Enrichment) 
Eine Form der Restrukturierung von Arbeitsprozessen stellt die Aufgabenbereicherung (Job-
Enrichment) dar. Durch  Aufgabenbereicherung erhält der Mitarbeiter mehr Kontrolle im Hinblick auf 
Planung, Ausführung und Bewertung seiner Arbeit. Der Handlungsspielraum wird ausgeweitet und 
das Anspruchsniveau steigt. Ähnlich wie bei der Aufgabenerweiterung werden auch bei der Aufga-
benbereicherung die Bedürfnisse der Menschen am Arbeitsplatz angesprochen: Bedürfnis nach Ver-
antwortung, Selbstkontrolle und Selbstbestimmung, persönlichem Ermessensspielraum und Gefor-
dertsein. Entsprechend sollte Arbeit so strukturiert werden, dass sie diese Erfahrungen ermöglicht. 
(Siehe hierzu auch Hentze, J., 1994, S. 412) 

Aufgabenerweiterung (Job-Enlargement) 
Aufgabenerweiterung als Restrukturierung von Arbeitsprozessen meint die horizontale Erweiterung 
einer Arbeitsaufgabe. Anzahl und Vielfalt der Aufgaben werden erhöht. Mitarbeiter verrichten z.B. am 
selben Produkt oder derselben Dienstleistung mehrere Arbeitsgänge. Andererseits werden mehrere 
Einzelaufgaben mit dem Ziel zusammengefasst, größere Arbeitsmodule (Gesamtaufgaben) zu erstel-
len. Dies bewirkt, dass der Mitarbeiter die Arbeit als sinnstiftend und wichtig erlebt. (Siehe hierzu auch 
Hentze, J., 1994, S. 411f ) 

Ausbildungsbegleitende Hilfen  
Ausbildungsbegleitende Hilfen (abH) sind allgemeine Leistungen nach SGB III. Die finanzielle Förde-
rung wird durch die §§ 235, 240-246 geregelt. AbH richten sich insbesondere an Auszubildende, die 
lernbeeinträchtig oder sozial benachteiligt sind, die Sprachschwierigkeiten haben oder bei denen ohne 
entsprechende Hilfen eine Ausbildungsstelle nicht vermittelt werden kann bzw. ein Ausbildungsab-
bruch droht. Sie dienen dazu, den Erfolg einer betrieblichen Berufsausbildung durch Stützunterricht in 
Fachtheorie und allgemein bildenden Fächern zu sichern. Je nach Bedarf werden in der Regel außer-
halb der Arbeitszeit, im Rahmen von drei bis acht Stunden wöchentlich, Berufsschulinhalte aufgear-
beitet, Grundkenntnisse gefestigt und Lernstrategien für Klausuren und anstehende Prüfungen erar-
beitet.  

AbH wird als Maßnahme jährlich neu ausgeschrieben und von den Arbeitsagenturen an freie Träger 
vergeben. Ein aktuelles Verzeichnis, welcher Träger für welche Berufsausbildung abH anbietet, ist bei 
den örtlichen Arbeitsagenturen erhältlich. 

Für die Beantragung von abH ist das Einverständnis des Arbeitgebers erforderlich. Der Jugendliche 
selbst, oder vermittelt über den ausgewählten Träger, beantragt abH bei der zuständigen regionalen 
Arbeitsagentur oder, im Falle der Zugehörigkeit zu einer Bedarfsgemeinschaft, im zuständigen Job-
center. Dazu ist ein Teilnehmerbogen, eine schriftliche Einverständniserklärung des Arbeitgebers 
(entsprechende Formblätter liegen dem abH-Träger vor), der Ausbildungsvertrag mit Eintragsbestäti-
gung der Innung oder Kammer und ggf. die Arbeitsgenehmigung erforderlich. 

Außerbetriebliche Maßnahmen 
Im Gegensatz zu überbetrieblichen Ausbildungsmaßnahmen, die ergänzendend zu einer betriebli-
chen Ausbildung durch eine Kammer oder Innung durchgeführt werden, versteht man unter außerbe-
trieblichen Maßnahmen solche, die beispielsweise durch die Agentur für Arbeit (SGB III) oder durch 
die Jugendberufshilfe (SGB VIII) gefördert und durch Träger der beruflichen Bildung durchgeführt 
werden 

Bedarfsgemeinschaft 
Der Leistungsanspruch nach SGB II wird immer für den erwerbsfähigen Hilfebedürftigen und den mit 
ihm in Bedarfsgemeinschaft lebenden Angehörigen gemeinsam berechnet. Die Berechnung berück-
sichtigt Einkommen und Vermögen dieser Gemeinschaft.  
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Zur Bedarfsgemeinschaft gehören der oder die erwerbsfähige Hilfebedürftige, dessen oder deren Ehe- 
oder Lebenspartnerin oder -partner (einer eheähnlichen Gemeinschaft oder einer eingetragenen Le-
benspartnerschaft) sowie die im Haushalt lebenden eigenen Kinder und die Kinder des Partners, so-
lange sie minderjährig, unverheiratet und ohne ausreichendes eigenes Einkommen oder Vermögen 
sind. 

Zur Bedarfsgemeinschaft gehören auch die im Haushalt lebenden Eltern oder der im Haushalt leben-
de Elternteil eines minderjährigen unverheirateten erwerbsfähigen Kindes und der im Haushalt leben-
de Partner dieses Elternteils. 

Wenn diese Menschen unter einem Dach zusammenleben, geht man davon aus, dass sie zusammen 
wirtschaften und füreinander einstehen. Deswegen werden das Einkommen und das Vermögen, aber 
auch die Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts für alle Mitglieder der Bedarfsgemeinschaft 
gemeinsam ermittelt. 

Zur Bedarfsgemeinschaft gehören nicht: Kinder, die ihren Lebensunterhalt aus eigenem Einkommen 
oder Vermögen bestreiten können, verheiratete Kinder und erwachsene Kinder, auch wenn sie mit 
den Eltern unter einem Dach wohnen, sowie dauerhaft getrennt lebende (Ehe-) Partner. 

 

Berufliche Schulen 
Das Berliner Schulsystem ist nach Jahrgangsstufen, Schulstufen, Schularten und Bildungsgän-
gen gegliedert. Mit „Berufliche Schule“ wird eine Schulart der Sekundarstufe II bezeichnet, zu der 
Berufsschulen ggf. mit sonderpädagogischer Aufgabe, Berufsfachschulen, Fachoberschulen, Berufs-
oberschulen und Fachschulen gehören. 

Berufliche Schulen sind in Oberstufenzentren nach folgenden Berufsfeldern organisatorisch zusam-
mengefasst: 
⇒ Wirtschaft und Verwaltung  
⇒ Metalltechnik  
⇒ Elektrotechnik  
⇒ Bautechnik  
⇒ Holztechnik  
⇒ Textiltechnik und Bekleidung  
⇒ Chemie, Physik und Biologie  
⇒ Drucktechnik  
⇒ Farbtechnik und Raumgestaltung  
⇒ Körperpflege  
⇒ Gesundheit  
⇒ Ernährung und Hauswirtschaft 
⇒ Agrarwirtschaft 

Zu den Angeboten der Berufsbildenden Schulen in Berlin hat die Senatsverwaltung für Bildung, Ju-
gend und Sport für das Schuljahr 2003/2004 eine Broschüre heraus gegeben, die nach in Kraft treten 
des neuen Berliner Schulgesetztes am 1. Februar 2004 allerdings keinen ganz aktuellen Überblick 
mehr bietet. 

Berufsorientierende und berufsvorbereitende Bildung für Jugendliche mit besonderem Förderbedarf 
wird von Beruflichen Schulen in Berlin insbesondere im Rahmen der berufsqualifizierenden Lehrgänge 
(BQL) gemäß § 29.3 und § 29.4 angeboten.  

Gemäß § 29.3 Schulgesetz für Berlin sind Schülerinnen und Schüler, „die nicht in einem Berufsaus-
bildungsverhältnis stehen“ berechtigt, „im Anschluss an die Erfüllung der allgemeinen Schulpflicht 
einen Lehrgang mit Teilzeit oder Vollzeitunterricht zu besuchen, der durch Erweiterung der Allgemein-
bildung und Vermittlung beruflicher Grundkenntnisse die Voraussetzungen für die Aufnahme einer 
beruflichen Ausbildung oder Tätigkeit verbessern soll.“  

Gemäß § 29.4 Schulgesetz für Berlin werden „für Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogi-
schem Förderbedarf, die durch einen Lehrgang im Sinne des Absatzes 3 nicht oder nicht hinreichend 
gefördert werden können, nach Beendigung des zehnten Schuljahres zweijährige Lehrgänge mit Voll-
zeitunterricht eingerichtet.“ 
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Berufliche Vorbereitung und Eingliederung von Schülerinnen und Schülern mit son-
derpädagogischem Förderbedarf in der Sek I  
Dieser Schulversuch richtet sich in erster Linie  an Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogi-
schem Förderbedarf im Förderschwerpunkt Lernen, die in Integrationsklassen der 10. Klassenstufe 
unterrichtet werden und soll sicher stellen, dass diese Schüler/innen  

⇒ „in der Jahrgangsstufe 10 auf dem Hintergrund ihrer individuellen Lernvoraussetzungen eine 
berufsvorbereitende Förderung zur verbesserten Eingliederung in das berufliche Ausbildungs- 
bzw. in das Erwerbsleben erhalten. 

⇒ frühzeitig und verstärkt (d.h. während der gesamten Sekundarstufe I) auf der Grundlage der 
geltenden Rahmenpläne für Ober- und Sonderschulen auf den späteren Übergang ins Berufs- 
und Erwerbsleben vorbereitet werden.“ (Gasser, B., 1997, Anhang) 

Weitere Informationen zum Schulversuch finden sich unter: 
http://www.senbjs.berlin.de/schule/projekte/schulversuch/OH_SV2-Dateien/frame.htm I 

Berufsausbildungsvorbereitung 
Mit Übernahme der Berufsausbildungsvorbereitung in § 68 des Berufsbildungsgesetzes (BBiG) wurde 
neben der schulischen Berufsvorbereitung, der Jugendberufshilfe und berufsvorbereitenden Bil-
dungsmaßnahmen gemäß SGB III ein weiterer Qualifizierungsweg im Übergangsfeld zwischen 
Schule und Arbeitsleben angelegt. Dort heißt es: 
„(1) Die Berufsausbildungsvorbereitung richtet sich an lernbeeinträchtigte oder sozial benachteiligte Personen, 
deren Entwicklungsstand eine erfolgreiche Ausbildung in einem anerkannten Ausbildungsberuf oder eine gleich-
wertige Berufsausbildung noch nicht erwarten lässt. 
(2) Maßnahmen der Berufsausbildungsvorbereitung müssen nach Inhalt, Art, Ziel und Dauer den besonderen 
Erfordernissen des in Absatz 1 genannten Personenkreises entsprechen und durch umfassende sozialpädagogi-
sche Betreuung und Unterstützung begleitet werden. Sie dienen der Vermittlung von Grundlagen für den Erwerb 
beruflicher Handlungsfähigkeit.“ 

„Die Vermittlung von Grundlagen für den Erwerb beruflicher Handlungsfähigkeit“, so führt § 69 des 
BBiG aus, „kann insbesondere durch inhaltlich und zeitlich abgegrenzte Lerneinheiten erfolgen, die 
aus den Inhalten anerkannter Ausbildungsberufe oder einer gleichwertigen Berufsausbildung entwi-
ckelt werden (Qualifizierungsbausteine).“ 

Zur sozialpädagogischen Begleitung der Berufsausbildungsvorbereitung heißt es in § 421m SGB III: 
„Arbeitgeber können bis 31. Dezember 2007 durch Übernahme der Kosten für eine notwendige sozialpädagogi-
sche Begleitung während einer Berufsausbildungsvorbereitung nach dem Berufsbildungsgesetz gefördert wer-
den, soweit diese nicht nach § 61 oder im Rahmen anderer vergleichbarer, öffentlich geförderter Maßnahmen 
durchgeführt wird.“ 

Berufsbefähigende Lehrgänge (BB 10) 
Für Schülerinnen und Schüler, „die nach neun Schuljahren nicht an einer allgemeinbildenden Ober-
schule verbleiben oder die in einer Sonderschule für Lernbehinderte die 9. Klasse erfolgreich durch-
laufen haben“, wurden gemäß § 39.8 des alten SchulG berufsbefähigende Lehrgänge (BB 10)  ein-
gerichtet. Diese Lehrgänge werden gemäß § 129.12 des neuen SchulG mit dem Schuljahr 2006/2007 
und dem Aufbau der 10. Jahrgangsstufe an Schulen mit sonderpädagogischem Förderschwerpunkt 
Lernen auslaufen. 

Berufsorientierender Lehrgang in Kooperation mit Betrieben der freien Wirtschaft im 
10. Schuljahr (BO 10) 
Bei diesem Schulversuch handelt sich um eine Alternative zu den herkömmlichen Berufsbefähi-
genden Lehrgängen (BB 10) gemäß § 39.8 des alten SchulG. Entsprechend richtet er sich ebenso 
wie BB 10 an Schüler/innen, „die nach neun Schuljahren nicht an einer allgemeinbildenden Oberschu-
le verbleiben oder die in einer Sonderschule für Lernbehinderte die 9. Klasse erfolgreich durchlaufen 
haben“. In Kooperation mit Betrieben der freien Wirtschaft soll Schülerinnen und Schülern mit Lernbe-
hinderung durch diesen Schulversuch die betriebliche Realität nahegebracht werden. Die Jugendli-
chen absolvieren pro Schuljahr vier jeweils zweiwöchige Praktika (Werkstattwochen) in unterschiedli-
chen Bereichen bzw. Berufsfeldern, wodurch der Erwerb von Schlüsselqualifikationen gefördert, 
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Schwellenängste abgebaut und Motivation gesteigert werden sollen. Dieser Schulversuch begann im 
Schuljahr 1993/94 und findet an Schulen für Lernbehinderte statt. 

Berufsvorbereitende Bildungsmaßnahmen der Bundesagentur für Arbeit 
Berufsvorbereitende Bildungsmaßnahmen der Bundesagentur für Arbeit erfolgen auf der Grundlage 
von § 61 oder § 102 SGB III und werden im Auftrag der Bundesagentur von Bildungsträgern durchge-
führt. Die Vergabe dieser Maßnahmen erfolgt in einem Ausschreibungsverfahren.  

Zur Durchführung Berufsvorbe-
reitender Bildungsmaßnahmen hat 
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Anlehnung an die in Zusam-
menarbeit mit dem Institut für 
berufliche Bildung, Arbeitsmarkt und 
Sozialpolitik GmbH (INBAS) 
entwickelte neue Förderstruktur 
(siehe BMBF, 2002) ein neues 
Fachkonzept erarbeitet. Die bis-
herigen Maßnahmekategorien (z.B. 
Förderlehrgänge oder BBE-Lehr-
gänge) wurden zugunsten gestufter, 

rchlässiger Phasen (Eignungsanalyse [EA], Grundstufe, Förderstufe und Übergangsqualifizierung) 
fgelöst und Bildungsbegleitung zur Sicherung des Eingliederungserfolges zum zentralen Bestandteil 

iehe Abbildung). „Vorrangige Aufgaben der Bildungsbegleitung sind: 

Erstellen und Fortschreiben des Qualifizierungsplans in Absprache mit den Teilnehmern, der 
Beratungsfachkraft und den Trägern der berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahmen 

 

 

 
 

Zielvereinbarungen mit den Teilnehmern treffen und die Verläufe der Qualifizierungen kontrollie-
ren und dokumentieren ( dieses beinhaltet auch das Einleiten von Disziplinarmaßnahmen) 
das Zusammenwirken der verschiedenen Akteure im Qualifizierungsverlauf sicher stellen  
durch Akquisition von Ausbildungs- und Arbeitsstellen aktiv eine schnelle Integration in Arbeit 
oder Ausbildung sicherstellen“ (Bundesagentur für Arbeit, 2004, S. 12). 

eschäftigungsorientierender Lehrgang in Kooperation mit Betrieben der freien Wirt-
haft im 10. und 11. Schuljahr (BESO 10/11) 
eser Schulversuch fand an Schulen für Lernbehinderte statt und richtete sich als eine Alternative zum 
rufsvorbereitenden Lehrgang (BV 10) nach § 30.4 altes Schulgesetz Berlin an Schüler/-innen, die den 
schluss der Schule für Lernbehinderte nicht erreicht haben. Dieser Schulversuch startete im Schuljahr 
98/99. 

esonderer Förderbedarf 
ie besondere Förderung von jungen Menschen im Übergangsfeld zwischen Schule und Beruf erfolgt 
sbesondere auf der Grundlage des Schulgesetzes für Berlin, des SGB III, des SGB VIII, des SGB IX 
d des SGB XII:  

emäß § 36 Schulgesetz für Berlin haben  
chülerinnen und Schüler, die in ihren Bildungs-, Entwicklungs- und Lernmöglichkeiten derart beeinträchtigt sind, 
ss sie im Unterricht der allgemein bildenden und beruflichen Schulen ohne sonderpädagogische Unterstützung 
ht hinreichend gefördert werden können, .. sonderpädagogischen Förderbedarf. Sie haben Anspruch auf be-
ndere Förderung im Rahmen schulischer Bildung, Erziehung und Betreuung ...“.  

emäß § 13 SGB VIII sollen junge Menschen  
ie zum Ausgleich sozialer Benachteiligungen oder zur Überwindung individueller Beeinträchtigungen in erhöh-
m Maße auf Unterstützung angewiesen sind ... sozialpädagogische Hilfen angeboten werden, die ihre schuli-
he und berufliche Ausbildung, Eingliederung in die Arbeitswelt und ihre soziale Integration fördern.“ 

emäß § 242  SGB III sind  
rnbeeinträchtigte und sozial benachteiligte Auszubildende“ förderungsbedürftig, die ohne Förderung  
. eine Berufsausbildung nicht beginnen, fortsetzen, erfolgreich beenden können oder 
 nach dem Abbruch einer Berufsausbildung eine weitere Ausbildung nicht beginnen oder 
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3. nach erfolgreicher Beendigung einer Ausbildung ein Arbeitsverhältnis nicht begründen oder festigen können 
oder 
4. Angebote zur beruflichen Eingliederung nicht oder nicht mehr in Anspruch nehmen oder mit diesen noch nicht 
eingegliedert werden können.“ 

Gemäß § 102 SGB III sind die 
„besonderen Leistungen .. anstelle der allgemeinen Leistungen insbesondere zur Förderung der beruflichen Aus- 
und Weiterbildung einschließlich Berufsvorbereitung sowie blindentechnischer und vergleichbarer spezieller 
Grundausbildungen zu erbringen, wenn  
1. Art oder Schwere der Behinderung oder die Sicherung der Teilhabe am Arbeitsleben die Teilnahme an 
a) einer Maßnahme in einer besonderen Einrichtung für behinderte Menschen oder 
b) einer sonstigen auf die besonderen Bedürfnisse behinderter Menschen ausgerichtete Maßnahme unerlässlich 
machen oder 
2. die allgemeinen Leistungen die wegen Art oder Schwere der Behinderung erforderlichen Leistungen nicht oder 
nicht im erforderlichen Umfang vorsehen.“ 
Gemäß § 53.1 SGB XII erhalten 
„Personen, die durch eine Behinderung im Sinne von § 2 Abs. 1 Satz 1 des Neunten Buches wesentlich in ihrer 
Fähigkeit, an der Gesellschaft teilzuhaben, eingeschränkt oder von einer solchen wesentlichen Behinderung 
bedroht sind, .. Leistungen der Eingliederungshilfe, wenn und solange nach der Besonderheit des Einzelfalles, 
insbesondere nach Art oder Schwere der Behinderung, Aussicht besteht, dass die Aufgabe der Eingliederungshil-
fe erfüllt werden kann.“ 

Gemäß § 1 SGB IX erhalten 
„Behinderte oder von Behinderung bedrohte Menschen ..Leistungen nach diesem Buch und den für die Rehabili-
tationsträger geltenden Leistungsgesetzen, um ihre Selbstbestimmung und gleichberechtigte Teilhabe am Leben 
in der Gesellschaft zu fördern, Benachteiligungen zu vermeiden oder ihnen entgegenzuwirken.“ 

(Individuelle) Beeinträchtigung, soziale Benachteiligung und Behinderung sind also Diagnosen, die 
einen besonderen Förderbedarf begründen. Diese Diagnosen werden von den in den Institutionen 
(Schule, Arbeitsagentur, Jugendamt usw.) jeweils zuständigen Instanzen mittels unterschiedlicher 
Verfahren im Hinblick auf die jeweils spezifischen Förderinstrumente der diagnostizierenden Institution 
gestellt und besitzen folglich keine allgemeine Gültigkeit. Ihr Geltungsbereich ist eingeschränkt. Dies 
hat zur Folge, dass die Feststellung eines besonderen Förderbedarfs im Handlungsbereich einer Insti-
tution (z.B. sonderpädagogischer Förderbedarf in der Schule) nicht zwangsläufig auch im Handlungs-
bereich einer anderen Institution (z.B. sozialpädagogische Hilfen der Jugendberufshilfe gemäß SGB 
VIII § 13) zu einem besonderen Förderbedarf führt. „Besonderer Förderbedarf“ ist also nicht lediglich 
als deskriptive sondern auch als eine askriptive (zuschreibende) Kategorie zur Begründung administ-
rativer Förderentscheidungen zu verstehen. Was U. Bleidick (1999, S. 19) zur Definition von Behinde-
rung formulierte, trifft somit auch auf den besonderen Förderbedarf zu: „was als Behinderung (resp. 
besonderer Förderbedarf, die Autoren) gilt, das ist eine pragmatische Entscheidung ... mit dem Zweck, 
benachteiligten Menschen Hilfe zukommen zu lassen.“ Vor diesem Hintergrund stellt die Zuschreibung 
eines besonderen Förderbedarfs im Prozess der beruflichen Integration von jungen Menschen eine 
Ressource dar, über die Bildungsbegleitung ermöglicht wird und weitere im Einzelfall sinnvolle Hilfen 
zugänglich werden können. Zu bedenken ist dabei jedoch, dass Diagnosen, mit denen ein besonderer 
Förderbedarf ermittelt und zugeschrieben wird, als Stigmatisierungsprozess der Integration entge-
gen wirken können. 

BVQB 
BVQB steht für Berufsvorbereitung mit Qualifizierungsbausteinen und ist eine freiwillige einjährige 
schulische Maßnahme. In der Zusammenarbeit zwischen Betrieben und berufsbildenden Schulen, 
sollen jungen Menschen fachliche und überfachliche berufliche Kompetenzen vermittelt werden, die 
sie für eine betriebliche Berufsausbildung oder eine sozialversicherungspflichtige Beschäftigung befä-
higen und die zum Anforderungsprofil der betrieblichen Kooperationspartner passen. 

Teilnehmen können Schülerinnen und Schüler, die 
⇒ nach der 10. Klasse einen verbesserten Schulabschluss anstreben,  
⇒ durch erweiterte betriebliche Praktika berufliche Erfahrungen erwerben und ihre beruflichen 

Fähigkeiten entwickeln wollen. 

Dies geschieht im Rahmen von drei in sich abgeschlossenen Blöcken, in denen die Schülerinnen und 
Schüler in der Regel zwei 5-wöchige betriebliche Praktika durchführen. Die Teilnehmer/innen erarbei-
ten sich berufsbezogene Qualifizierungsbausteine, die nach erfolgreichem Abschluss zertifiziert 
werden. 
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Das Projekt hat im Schuljahr 2004/2005 begonnen und findet an der Loschmidt-Oberschule, und an 
den Oberstufenzentren Konstruktionsbautechnik, Körperpflege, Versorgungstechnik und Holztechnik 
statt. 

Diagnostischer Dialog  
Beim diagnostischen Dialog handelt es sich um ein Verfahren, mit dem die einseitige Zuschreibung 
von beruflichen Fähigkeiten oder Defiziten vermieden wird und starre Wahrnehmungsmuster auf-
gebrochen werden. Indem die Perspektivität sozialer Wahrnehmungsprozesse bewusst und produktiv 
in den diagnostischen Prozess integriert wird, gelingt es, konkrete und realisierbare berufliche Per-
spektiven zu entwickeln und gemeinschaftlich umzusetzen. 

Beurteilung der beruflichen Fähigkeiten 
Auf Grundlage von FAIR werden 
Selbst- und Fremdeinschätzung be-
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Konkrete und realisierbare berufliche Perspektiven 

ruflicher Fähigkeiten im Dialog mit 
dem Jugendlichen aufeinander 
bezogen und im Hinblick auf seine 
beruflichen Wünsche ausgewertet, 
um konkrete und realisierbare 
berufliche Perspektiven zu entwik-
keln. Die Abweichungen und Überein-
stimmungen zwischen diesen 
Einschätzungen (das Einschätzungs-

erhältnis) bieten dabei einen sehr konkreten und für den Jugendlichen nachvollziehbaren Inhalt. Nach 
er Methode der „Erfahrungsproduktion“ wird „Auseinandersetzung um die zutreffende Einschätzung“ 
Schroeder, J.; Storz, M; 1994, S. 14) in den Auswertungsgesprächen zur konkreten Unterstützungspra-
is. Aus der Binnenperspektive (Selbsteinschätzung) wird versucht, die verarbeitete Arbeitswirklichkeit der 
ugendlichen zu rekonstruieren. Durch die Vermittlung der Außenperspektive (Fremdeinschätzung) wird 
s den Jugendlichen möglich, die eigenen Leistungen vom Standpunkt der betrieblichen Anleiter zu be-

rachten (Storz, M., 1994, verg. S. 4). Dieser diagnostische Dialog hilft den Jugendlichen, ihre Arbeits-
eistungen realitätsnah einzuschätzen und damit eine zentrale Kompetenz für eine berufliche Tätigkeit in 
inem Betrieb des allgemeinen Arbeitsmarktes zu erlernen. (Siehe hierzu: Radatz, J. und Ginnold, A.: Die 
edeutung von Selbst- und Fremdeinschätzung im beruflichen Integrationsprozess)  

rgonomie 
ie Ergonomie ist eine Disziplin der Arbeitswissenschaft. Leitgedanke der Arbeitswissenschaft ist die 
umanisierung der Arbeit. Sie betrifft alle betrieblichen Maßnahmen, die auf eine konkrete Verbesse-

ung der Arbeitsbedingungen zielen. 
onkrete Maßnahmen reichen von der Reduzierung körperlicher Belastungen (z.B. durch ergonomi-
che Gestaltung des Arbeitsplatzes und der Arbeitsgeräte) über den Abbau gesundheitsgefährdender 
rbeitsbedingungen und die Umgestaltung der Arbeitsorganisation bis zur Veränderung von psychi-
chen Bedingungen (z.B. Führungsstil, Gruppenkonflikte, Ausbau der Selbstverantwortung). 

ie Ergonomie ermittelt Gesetzmäßigkeiten zur Gestaltung menschlicher Arbeit und wendet sie an. Im 
ordergrund stehen die Wechselbeziehung zwischen Technik und Mensch, sowie die aus der Ar-
eitsaufgabe resultierende Belastung des arbeitenden Menschen. Unter Berücksichtigung anatomi-
cher, physiologischer, technischer und psychologischer Erkenntnisse liefert die Ergonomie Metho-
en, um die Ausführbarkeit, Erträglichkeit und Zumutbarkeit der Arbeit sowie Zufriedenheit mit der 
rbeit zu erreichen. Zentrale Aufgabe einer ergonomischen Gestaltung sind die Anpassung der Ar-
eitsaufgaben und der Arbeitsbedingungen an den Menschen (Arbeitsgestaltung) sowie umgekehrt 
ie Anpassung des Menschen an die Arbeitsaufgaben und Arbeitsbedingungen (Ausbildung, Einarbei-

ung, Rehabilitation).  

AIR  
AIR steht für „Fähigkeits- und Anforderungsprofile für Integration und Rehabilitation“. Es handelt sich 
m ein Diagnoseverfahren, das bei der ISB gGmbH entwickelt wurde (König und Radatz, 2004). Es 
erücksichtigt auch die Mehrzahl der sog. MELBA-Merkmale (Forschungsbericht 259 des Bundesmi-
isteriums für Arbeit und Soziales, 1997). FAIR kann insbesondere als Instrument einer einzelfallori-
ntierten Begleitdiagnostik von der Bildungsbegleitung eingesetzt werden. Eine ausführliche Darstel-
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lung der Inhalte und Anwendungsmöglichkeiten findet sich im Internetportal unter „Einzelfallorientierte 
Begleitdiagnostik“. 

Formative Evaluation  
Im Unterschied zur summativen Evaluation, mit der die abschließenden Ergebnisse eines Projektes 
bewertet werden sollen, spricht man von formativer Evaluation, wenn es darum geht, die Ergebnisse 
der Evaluation zur Steuerung eines Projektes einzusetzen. Das Ziel formativer Evaluation besteht also 
darin, den Entwicklungs- und Gestaltungsprozess eines Projektes zu optimieren. Um dies zu errei-
chen, müssen fortwährend Daten erhoben sowie Informationen und Bewertungen an die Akteure zu-
rückgemeldet werden.  

 
Funktionale und extrafunktionale Kompetenzen und Fähigkeiten 
Die Unterscheidung von funktionalen und extrafunktionalen Fertigkeiten wurde von R. Dahrendorf (Indus-
trielle Fertigkeiten und soziale Schichtung, KZfSS 8, 1956, S. 540 - 568) eingeführt, wobei  

⇒ er unter funktionalen Fertigkeiten versteht, die durch „die rein technischen Anforderungen von Ar-
beitsprozessen verlangt werden. Sie umfassen die elementaren Kenntnisse bzw. das elementare 
Können, die ein Arbeiter braucht, um seine Aufgabe zu erfüllen ... Zugleich sind funktionale Fertig-
keiten für die erfolgreiche Ausführung des Arbeitsprozesses unbedingt erforderlich" (ebd., S. 553 
f.). 

⇒ extrafunktionalen Fertigkeite „nicht in erster Linie auf die rein technischen Ansprüche von Arbeits-
prozessen bezogen (sind), sondern auf deren organisatorischen und sozialen Zusammenhang ... 
Die Produktion ist möglich, auch wenn solche Qualifikationen nicht gegeben sind; sind sie aber ge-
geben, dann geht die Produktion besser, reibungsloser, sicherer vonstatten" (ebd., S. 554). 

Gemeinsam schaffen wir das! 
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Die betriebliche Integration von Jugendlichen und jungen Erwachsenen mit Lernschwierigkeiten wurde 
bislang fast ausnahmslos in kleinen Betrieben realisiert. Großbetriebe sind weitgehend unbeteiligt 

geblieben, gleichwohl ihr Integrationspotenzial 
gerade aufgrund ihrer Größe sehr aussichtsreich 
erscheint. Vor diesem Hintergrund führte die 
Gesellschaft für Integration, Sozialforschung und 
Betriebspädagogik gGmbH von Mai 2003 bis 
August 2004 in Kooperation mit den Berliner 
Stadtreinigungsbetrieben (BSR), der Firma DB-
Services und der Loschmidt-Oberschule (LOS) 
das betriebsintegrierte Qualifizierungsprojekt 
„Gemeinsam schaffen wir das!“ durch. In der 
Zusammenarbeit mit diesen Betrieben wurde 
erprobt, ob, auf welche Weise und in welchem 
Umfang es gelingt, die Potenziale eines 
Großbetriebes zur beruflichen Qualifizierung und 
Eingliederung von Jugendlichen mit besonderem 
Förderbedarf zu erschließen.  

Am Projekt nahmen 19 junge Männer teil. Ihre fachpraktische Qualifizierung erfolgte im Betrieb, die 
fachtheoretische an zwei Tagen pro Woche in der LOS. Ein Teilnehmer schied im Projektverlauf aus. 
Sein Platz wurde nachbesetzt.  

Von den 18 Teilnehmern, die das Projekt abschlossen, erreichten 13 betriebliche Ausbildungsverhält-
nisse oder sozialversicherungspflichtige Arbeitsverhältnisse (siehe Abbildung). 

Der zweite Projektdurchlauf startete im August 2005. An ihm nehmen 15 junge Männer teil. Zehn da-
von werden bei den BSR qualifiziert und fünf bei der Firma Sasse Traffic Logistic GmbH. Ein Teilneh-
mer wurde bereits Oktober 2005 in ein betriebliches Ausbildungsverhältnis zum Glas- und Gebäude-
reiniger übernommen. Die Übernahme von weiteren 12 Teilnehmern wurde seitens der Kooperations-
betriebe in Aussicht gestellt. 
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Individuelles Passungsverhältnis 
Die Feststellung der individuellen Ausgangslage ist ein zentrales Element jedes Qualifizierungs-, Aus-
bildungs- und Integrationsprozesses. Bezüglich der Frage, ob ein Teilnehmer (TN) eine Berufsvorbe-
reitung, eine Berufsqualifizierung oder eine berufliche Ausbildung und später eine berufliche Tätigkeit 
erfolgreich bewältigen wird, ist das Verhältnis zwischen zwei Faktoren von besonderer Bedeutung:  
(1) die Leistungs- und Fähigkeitsanforderungen, die eine berufliche Qualifizierung oder Ausbildung 
und später der (betriebliche) Arbeitsplatz an den TN stellt (betriebliche Anforderungen),  
(2) die individuellen berufsfeldübergreifenden Fähigkeiten und Kompetenzen des Teilnehmers (extra-
funktionale Fähigkeiten und Kompetenzen), die häufig auch als Schlüsselqualifikationen bezeich-
net werden sowie die erworbenen berufsfeldspezifischen Fähigkeiten (funktionale Fähigkeiten und 
Kompetenzen). 

Gibt es zu große Diskrepanzen zwischen individuellen Fähigkeiten einerseits und beruflichen Anforde-
rungen andererseits, sind Über- oder Unterforderungen die Folge. In beiden Fällen wäre eine Platzie-
rung weder aus Sicht des Arbeitgebers noch aus Sicht des Arbeitnehmers gelungen. Erstrebenswert 
ist demnach eine gute individuelle Passung zwischen betrieblichen Anforderungen und individuellen 
Fähigkeiten und Kompetenzen. 

Die zentralen Bestandteile dieser Kompetenzbereiche sind Merkmale, die als sog. Passungsmerk-
male ein individuelles Passungsverhältnis begründen.  

Integration von Schülerinnen und Schülern mit geistiger Behinderung in die Berufs-
schule 
Um Schülerinnen und Schülern mit sonderpädagogischem Förderbedarf im Förderschwerpunkt geisti-
ge Entwicklung, die am gemeinsamen Unterricht in der Sekundarstufe I teilgenommen haben, in der Se-
kundarstufe II ein weiterführendes Angebot zu machen, stellt die Loschmidt-Oberschule seit Schuljahr 
2000/2001 und die August-Sander-Schule seit Schuljahr 2003/2004 Plätze für Schülerinnen und Schüler 
mit sonderpädagogischem Förderbedarf im Förderschwerpunkt geistige Entwicklung zur Verfügung. Sie 
werden gemeinsam mit Schülerinnen und Schülern mit sonderpädagogischem Förderbedarf im Förder-
schwerpunkt Lernen in berufsqualifizierenden Lehrgängen gemäß § 29.4 SchulG unterrichtet.  

Der Schulversuch wird vom Institut für Rehabilitationswissenschaften an der Humbold-Universität zu 
Berlin (Sieglind Ellger-Rüttgardt und Grit Wachtel) wissenschaftlich begleitet.  

Integrationsamt 
Über die Aufgaben des Integrationsamtes informiert das Fachlexikon Behinderung und Beruf der Bun-
desarbeitsgemeinschaft der Integrationsämter und Hauptfürsorgestellen (2002). 

Integrationsfachdienste 
Integrationsfachdienste unterstützen schwerbehinderte Menschen bei der Aufnahme, Ausübung und 
Sicherung einer möglichst dauerhaften Beschäftigung. Sie werden im Auftrag der Integrationsämter 
oder der Rehabilitationsträger tätig. Gemäß § 110 SGB IX gehört es zu ihren Aufgaben, 
„1. die Fähigkeiten der zugewiesenen schwerbehinderten Menschen zu bewerten und einzuschätzen und dabei 
ein individuelles Fähigkeits-, Leistungs- und Interessenprofil zur Vorbereitung auf den allgemeinen Arbeitsmarkt in 
enger Kooperation mit den schwerbehinderten Menschen, dem Auftraggeber und der abgebenden Einrichtung 
der schulischen oder beruflichen Bildung oder Rehabilitation zu erarbeiten, 
1a. die Bundesagentur für Arbeit auf deren Anforderung bei der Berufsorientierung und Berufsberatung in den 
Schulen einschließlich der auf jeden einzelnen Jugendlichen bezogenen Dokumentation der Ergebnisse zu unter-
stützen, 
1b. die betriebliche Ausbildung schwerbehinderter, insbesondere seelisch und lernbehinderter Jugendlicher zu 
begleiten, 
2. geeignete Arbeitsplätze (§ 72) auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt zu erschließen, 
3. die schwerbehinderten Menschen auf die vorgesehenen Arbeitsplätze vorzubereiten, 
4. die schwerbehinderten Menschen, solange erforderlich, am Arbeitsplatz oder beim Training der berufsprakti-
schen Fähigkeiten am konkreten Arbeitsplatz zu begleiten, 
5. mit Zustimmung des schwerbehinderten Menschen die Mitarbeiter im Betrieb oder in der Dienststelle über Art 
und Auswirkungen der Behinderung und über entsprechende Verhaltensregeln zu informieren und zu beraten, 
6. eine Nachbetreuung, Krisenintervention oder psychosoziale Betreuung durchzuführen sowie 
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7. als Ansprechpartner für die Arbeitgeber zur Verfügung zu stehen, über die Leistungen für die Arbeitgeber zu 
informieren und für die Arbeitgeber diese Leistungen abzuklären, 
8. in Zusammenarbeit mit den Rehabilitationsträgern und den Integrationsämtern die für den schwerbehinderten 
Menschen benötigten Leistungen zu klären und bei der Beantragung zu unterstützen.“ 

Jahrgangsstufen, Schularten, Schulstufen und Bildungsgänge 
Das Berliner Schulsystem ist nach Jahrgangsstufen, Schulstufen, Schularten und Bildungsgängen 
gegliedert. Schularten sind Grundschule, weiterführende allgemein bildende Schulen, berufliche 
Schulen, Schulen mit sonderpädagogischem Schwerpunkt und Einrichtungen des zweiten Bil-
dungsweges.  

Die Jahrgangstufen 1 bis 6 bilden die Primarstufe (Grundschule), die Jahrgangstufen 7 bis 10 die Se-
kundarstufe I; die gymnasiale Oberstufe und die beruflichen Schulen bilden die Sekundarstufe II. 

Bildungsgänge werden „durch gemeinsame Bildungsziele, Bildungsstandards und Abschlüsse be-
stimmt“ (§ 17.2 SchulG). Die den jeweiligen Bildungsgang bestimmenden Abschlüsse sind: Haupt-
schulabschluss, erweiterter Hauptschulabschluss, mittlerer Schulabschluss, Fachhochschulreife 
(Fachabitur), allgemeine Hochschulreife (Abitur) und berufsbefähigende Abschlüsse.  

Jobcenter  
Mit dem 1. Januar 2005 wurden Arbeitslosen- und Sozialhilfe zusammengelegt. Um die Hartz IV-
Reform für Arbeitssuchende erfolgreich umzusetzen, kooperieren in den Bezirken Sozialämter, Ju-
gendämter und die Agentur für Arbeit im Rahmen von Arbeitsgemeinschaften (ArGen) gemäß § 44 b 
SGB II. Diese erbringen in gemeinsamer Verantwortung alle Leistungen für erwerbsfähige Arbeitslose, 
die das sogenannte Arbeitslosengeld II beziehen, in Jobcentern. Ob das Jobcenter für die von der 
Bildungsbegleitung unterstützten Jugendlichen zuständig ist, oder weiterhin das Sozial- oder Jugend-
amt, hängt davon ab, ob der betreffende Jugendliche einer Bedarfsgemeinschaft angehört.  

Job-Coaching 
Gemäss dem Prinzip der Unterstützten Beschäftigung „erst platzieren, dann qualifizieren“ spielt die 
Unterstützung am Arbeitsplatz eine zentrale Rolle bei der betrieblichen Qualifizierung. Die Form der 
Qualifizierung ist dabei nicht alleine abhängig vom Grad und der Art der Beeinträchtigung / Behinde-
rung, sondern auch von der Komplexität der anfallenden Tätigkeiten, der Komplexität des betriebli-
chen Umfeldes sowie von den Fähigkeiten und Lernerfolgen der unterstützten Beschäftigten. Die Ge-
samtheit dieser Faktoren bestimmen dann auch Dauer und Intensität der Unterstützung am Arbeits-
platz. So kann die personelle Unterstützung zu Beginn einer Qualifizierung für einen Zeitraum von 
mehreren Wochen oder Monaten im Verhältnis 1:1 erforderlich sein, die dann langsam reduziert wer-
den kann, während ein anderer Arbeitnehmer nur tage- oder stundenweise unterstützt werden muss. 
Eine anfängliche direkte Zusammenarbeit am Arbeitsplatz hat den Vorteil, dass sich der Arbeitnehmer 
bei der Durchführung einzelner Arbeitsschritte am Job-Coach orientieren und dass gleichzeitig (tat-
sächlicher oder erlebter) Zeitdruck deutlich gemindert werden kann.  

Die Intensität und Dauer der Arbeitsbegleitung sollte sich immer nach den individuellen Erfordernissen 
des Jugendlichen und seines Arbeitsplatzes richten. Grundsätzlich gilt, dass die Unterstützung so 
gering wie möglich gehalten  werden sollte, um Selbständigkeit zu fördern, und dass geleistete Unter-
stützung so schnell und so weit wie möglich vermindert werden sollte. Darstellungen der Aufgaben 
und Leistungen des Job-Coach finden sich auch in einschlägigen Publikationen von Integrations-
fachdiensten. 

Neben der arbeitsplatzqualifizierenden Unterstützung stehen heute vor allem auch der Erwerb von 
Schlüsselqualifikationen und die Hilfe bei der Einbindung in die Betriebskultur und -struktur im Vorder-
grund der Unterstützungsaufgaben. Eine weitere wichtige Funktion ist die Gewinnung kollegialer Un-
terstützung im Betrieb nach dem Patenmodell. So sollte der Job-Coach immer ein Augenmerk darauf 
richten, betriebliche Kollegen und Kolleginnen in den Qualifizierungsprozess mit einzubeziehen.  

Die üblicherweise im Rahmen von Qualifizierungs-, Ausbildungs- und Integrationsprojekten erbrach-
ten, und (fälschlicherweise oft als „Arbeitsassistenz“ bezeichneten Unterstützungsleistungen), sind im 
Verständnis der Integrationsämter Leistungen eines Job-Coaching als zeitlich begrenztes unterstütz-
tes Lernen am Arbeitsplatz. 
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Jugendberufshilfe 
Im Rahmen der Jugendsozialarbeit nach SGB VIII § 13 werden von Trägern der Jugendberufshilfe 
folgende Maßnahmen angeboten: 

⇒ Beratung und Berufswegebegleitung  

⇒ Projekte für Jugendliche, die noch keine realistischen Vorstellungen von ihren Fähigkeiten und 
Interessen entwickelt haben und die neben der beruflichen Orientierung auch schulische Förde-
rung und Hilfestellung bei der Lebensbewältigung benötigen. Ziel ist es, die Grundlagen für eine 
qualifizierte Berufstätigkeit zu schaffen und die Fähigkeit zur eigenverantwortlichen Lebensfüh-
rung zu fördern. Bei einigen Trägern geht die Berufsorientierungsphase nahtlos in die Berufs-
vorbereitung über. 

⇒ Berufsvorbereitung für noch nicht ausbildungsreife junge Menschen setzen ihren Schwerpunkt 
auf die Vermittlung beruflicher Grundkenntnisse und Fertigkeiten neben dem Training der 
Schlüsselqualifikationen und sozialpädagogischer Betreuung, deren Zielsetzung die Vorberei-
tung auf eine im besten Fall betriebliche Ausbildung ist. 

⇒ Ausbildung in anerkannten Berufen mit Abschluss vor der Handwerkskammer bzw. Industrie- 
und Handelskammer  

Das Landesjugendamt Berlin (jetzt: Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Sport), Abteilung All-
gemeine Förderung junger Menschen, Sachgebiet Jugendsozialarbeit, hat zu den Angeboten in Berlin 
eine Bestandsübersicht erstellt. Sie geht auf eine Initiative der ersten landesweiten Arbeitsgemein-
schaft „Jugendberufshilfe“ zurück, in der öffentliche und freie Träger gemeinsame Strategien für be-
darfsgerechte und zeitgemäße Angebote der Jugendberufshilfe entwickelten. Da sich die Maßnahme-
palette der Jugendhilfe z. Zt. in einem Umstrukturierungsprozess befindet, besteht kein Anspruch auf 
Vollständigkeit. Die ständige Aktualisierung der Dateien ist jedoch sicher gestellt. 

Konfliktlösungstraining 
In der Forschung aber auch in der Praxis des Konfliktlösungstrainings werden typische Strategien der 
Konfliktbearbeitung unterschieden: Verlierer-Gewinner-Strategie (Flucht, Vermeidung, Kampf), Verlie-
rer-Verlierer-Strategie (Delegation, Kompromiss) und Gewinner-Gewinner-Strategie (Konsens). Die 
beste Lösung für einen Konflikt ist der Konsens. Hier steht nicht unbedingt die sachliche Einigung 
sondern die konstruktive Konfliktbewältigung im Vordergrund. Widersprüchliche Meinungen werden 
diskutiert und zu einem “ besseren Ganzen“ zusammengeführt („Nur Gewinner sind produktive Mitar-
beiter“).  

Hinsichtlich der Ursachen und des Verlaufes von Konflikten werden nachfolgend einige Hinweise ge-
geben:  

Konflikte können einen sehr unterschiedlichen Verlauf nehmen: sie können lange oder nur kurz an-
dauern, sie können sachlich oder aggressiv ausgetragen werden, sie können offen oder indirekt ange-
sprochen werden. Konflikte folgen häufig einem allgemeinen Ablaufschema: Konfliktentstehung, -
wahrnehmung, -analyse und -reaktion und (im günstigen Fall) Konfliktlösung.  

Konflikte entstehen in der Regel dann, wenn Meinungen, Interessen und Wünsche einer Partei oder 
Person mit den Ansichten einer anderen Partei oder Person nicht zu vereinbaren sind und jede Partei 
oder Person ihre Ziele und Bedürfnisse durchsetzen möchte. Konflikte sind umso wahrscheinlicher, je 
verschiedenartiger die fachlichen Kenntnisse und Erfahrungen (der Mitarbeiter) sind, je unklarer Rol-
len, Funktionen und Kompetenzen der Beteiligten definiert sind und je weniger die (gemeinsamen) 
Ziele bekannt sind oder verstanden werden. Wichtig ist, die Wahrnehmung von Mitarbeitern für poten-
zielle Konfliktursachen zu sensibilisieren (Sympathie, Antipathie, Vorurteile, mangelnde Ressourcen, 
unklare Ziele, Teamfähigkeit der Mitarbeiter, mangelnde Identifikation mit der Arbeit, Unklarheiten 
über Aufgaben und Pflichten). Viele Konflikte beginnen als verdeckte Konflikte, die zunächst nur 
schwer zu erkennen sind. Andererseits neigen manche Menschen dazu, Situationen über zu bewer-
ten, weshalb im Gespräch zu prüfen ist, ob andere den Konflikt ähnlich wahrnehmen. 

Konflikte werden aus unterschiedlichen Perspektiven wahrgenommen, weshalb eine sachlich richtige 
Beurteilung der Konfliktsituation schwierig ist. Zur Verbesserung der Konfliktwahrnehmung ist es des-
halb wichtig, das Erkennen von Konfliktsignalen (aggressive Kommunikation, verletzende Äußerun-
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gen, mangelnde Kompromissbereitschaft, Passivität, Weigerung, Aufgaben zu übernehmen, Unzuver-
lässigkeit, Unpünktlichkeit) zu trainieren.  

Konflikte klären sich in der Regel nicht von alleine, weshalb eine gründliche Analyse erforderlich ist: 
wer ist am Konflikt beteiligt, um welchen Konflikt handelt es sich, wie wichtig ist die Streitfrage? Wenig 
hilfreich wäre es, einen Konflikt nur vom eigenen Standpunkt aus zu betrachten. Daher ist es wichtig, 
durch einen Perspektivenwechsel sowohl Verständnis für die eigene Situation und Position als auch 
für die Situation des Konfliktpartners zu erreichen. 

Sind die Konfliktursachen erkannt, geht es darum, mit welcher Strategie der Konflikt bearbeitet 
und/oder gelöst werden soll: durch Abwarten, was geschieht, oder durch den Versuch, den Konflikt 
aktiv zu bewältigen. 

 

Leistungstest („PSU“) 
Benötigt ein Berater der Agentur für Arbeit zusätzliche Informationen zum Leistungsstand eines Rat-
suchenden, um die Bedingungen abzuklären, die für erfolgreiche Beratungs- und Vermittlungsbemü-
hungen beachtet werden müssen (z.B. besondere Ausbildungs- oder Arbeitsplatzbedingungen), leitet 
er ein Verfahren beim psychologischen Dienst der Arbeitsagentur ein. Die im Psychologischen Dienst 
der Agentur für Arbeit hauptsächlich verwendeten Testverfahren werden Leistungstests genannt und 
lassen sich danach unterscheiden, welche Leistung man mit ihnen jeweils zu erfassen beabsichtigt (z. 
B. Tests zur Erfassung allgemeiner kognitiver Fähigkeiten, Tests zur Erfassung spezieller kognitiver 
Fähigkeiten, Tests zur Erfassung spezieller Eignungsvoraussetzungen, Tests zur Erfassung schuli-
scher Kenntnisse) 

Ein Psychologe des psychologische Dienstes führt mit dem Ratsuchenden ein Eingangsgespräch und 
dann den Fähigkeitstest durch. Auf Grund der Ergebnisse wird ein Gutachten erstellt und eine Emp-
fehlung ausgesprochen, in der erforderliche Hilfen vorgeschlagen werden. 

Ist der Ratsuchende ein Jugendlicher mit besonderem Förderbedarf oder ein Jugendlicher, bei 
dem der Förderbedarf erst geklärt werden muss, findet die Untersuchung durch einen Psychologen 
auf Grund bestimmter Fragestellungen statt (z. B. Ausbildungsfähigkeit, intellektuelles Leistungsver-
mögen, Motivation und Durchhaltevermögen, Begabungs- und Interessenschwerpunkt, Hilfebedarf). 

LOK 
LOK steht für LernOrtKooperation und ist eine Gemeinschaftsinitiative  

der Gesellschaft für Integration, Sozialforschung und Betriebspädagogik gGmbH, ⇒ 

der Werkstatt für Behinderte der Vereinigung für Jugendhilfe gGmbH, ⇒ 

der Berliner Werkstätten für Behinderte GmbH, ⇒ 

der Mosaik Werkstätten für Behinderte gGmbH  ⇒ 

der Lichtenberger Werkstatt für Behinderte gGmbH ⇒ 

der Nordberliner Werkgemeinschaft gGmbH und ⇒ 

Betrieben des allgemeinen Arbeitsmarktes in Berlin. ⇒ 

Ausgehend von den Erfahrungen des ambulanten Arbeitstrainings der Hamburger Arbeitsassistenz 
und den Ergebnissen der „Bestandsaufnahme und Perspektiven des Übergangs aus Werkstätten für 
behinderte Menschen auf den allgemeinen Arbeitsmarkt“, soll Beschäftigten von Werkstätten der Ü-
bergang in sozialversicherungspflichtige Arbeitsverhältnisse ermöglicht werden. Betriebsintegrierte 
Qualifizierungsphasen in einstellungsbereiten Unternehmen, Arbeitsassistenz am betrieblichen Ler-
nort und betriebliche Integrationsberatung gehören dabei zu den zentralen Mitteln, um dieses Ziel zu 
erreichen. Das Projekt hat am 01.06.2004 begonnen und ist für die Mitwirkung weiterer Partner offen.  
Die Finanzierung erfolgt durch den Europäischen Sozialfonds, die Senatsverwaltung für Gesundheit, 
Soziales und Verbraucherschutz sowie der Bundesagentur für Arbeit. 

MDQM 
MDQM steht für Modulare Duale Qualifizierende Maßnahme. Die erste Stufe (MDQM I) ist eine be-
rufsvorbereitende Maßnahme. Sie dauert ein Jahr und führt bei entsprechenden Leistungen zum 
Hauptschulabschluss oder zum erweiterten Hauptschulabschluss. MDQM I richtet sich an  
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⇒ Schulabgänger/innen, die das 10. Schulbesuchsjahr absolviert und keinen Abschluss erhalten 
haben,  

⇒ Schulabgänger/innen mit einfachem Hauptschulabschluss ohne Ausbildungsplatz.  

MDQM I findet an zwei Lernorten statt. Der fachtheoretische und allgemeinbildende Unterricht (15 
Wochenstunden) findet an Berufsschulen statt, der fachpraktische Unterricht (15 Wochenstunden) bei 
der Berufsvorbereitungs- und Ausbildungsgesellschaft mbH (bbw). 

Die Zweite Stufe (MDQM II) ist eine schulische Berufsausbildung und dauert je nach Ausbildungsberuf 
zwei bis dreieinhalb Jahre. Sie endet mit einer Prüfung vor der zuständigen Kammer oder Innung. Die 
Ausbildung erfolgt in folgenden Berufen: 

Einzelhandelskaufmann/-frau Elektroanlagenmonteur/in  Florist/in 
IT-Systemkaufmann/-frau Tischler/in  Hauswirtschafter/in  
Maler/in & Lackierer/in Modenäher/in  Fachkraft im Gastgewerbe  
Fertigungsmechaniker/in Modeschneider/in  Gärtner/in 
Gas- und Wasserinstallateur/in   

Im Schuljahr 2004/2005 wurden in MDQM I und MDQM II jeweils ca. 1.500 Plätze bereitgestellt und 
gefördert. Die Finanzierung erfolgt durch den Europäischen Sozialfonds, die Senatsverwaltung für 
Arbeit, Wirtschaft und Frauen und die Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Sport. 

Mediation 
Bei der Mediation handelt sich um eine Methode der gewaltfreien und außergerichtlichen Konfliktbe-
arbeitung mit Hilfe einer neutralen Person. 

Ausgangspunkt ist die Erkenntnis, dass Konfliktpartner fähig sind, die für sie akzeptable Lösung ge-
meinsam zu finden. Das setzt voraus, dass die Beteiligten wieder in ein konstruktives Gespräch kom-
men, in dem alle Meinungen und Sichtweisen gehört werden. Mediatoren unterstützen diesen Kom-
munikationsprozess, ohne dabei eigene Vorschläge zu machen, Verurteilungen auszusprechen oder 
Partei zu ergreifen.  

Mediation ist vornehmlich eine verbale Methode, bei der die Mitteilung von Fakten und Gefühlen e-
benso wichtig ist wie gegenseitiges Zuhören. Mediatoren sind dafür verantwortlich, dass dies in richti-
ger Weise geschieht und tatsächlich die richtigen Konfliktpunkte herausgearbeitet werden.  

Freiwilligkeit, Akzeptanz, Offenheit und Vertraulichkeit sind für diese Methode der Konfliktbearbeitung 
notwendige Voraussetzungen. Mediation ist nicht der geeignete Weg, wenn nicht alle Konfliktbeteilig-
ten das Mediationsverfahren auch wirklich wollen. 

Lernschwierigkeiten 
Bevor Elternvereinigungen den Begriff "geistige Behinderung" in den 60er Jahren durchsetzten, waren 
zweifellos herabsetzende Bezeichnungen wie "Schwachsinn", "Debilität" und "Idiotie" im wissenschaft-
lichen und pädagogisch-therapeutischen Sprachgebrauch üblich. (Speck 1993, S. 40). Sprach man in 
den 80er Jahren noch überwiegend von den „Geistig Behinderten“, so hat sich nun die Bezeichnung 
"Menschen mit geistiger Behinderung" weitgehend durchgesetzt. Aber auch diese Bezeichnung wird 
von den Betroffenen abgelehnt. Bereits 1993 forderten sie:  

„Wenn wir bezeichnet werden, dann wollen wir wählen wie. Zuerst sind wir einmal Menschen, wir ver-
langen, dass das immer an erster stelle steht und dann wollen wir den Begriff ‚mental handicap’ nicht 
mehr und wollen dafür ‚people with learning difficulties’ genannt werden“ (Zit. nach: Knust-Potter, E., 
1994, S. 206; dies., 1997, S. 527). 

Dieser Forderung kam u.a. eines der größten britischen Forschungsinstitute nach, indem es seinen 
Namen änderte. Aus „British Institute of Mental Handicap (BIMH)“ wurde „British Institute of Learning 
Difficulties (BILD). Es wäre naiv, anzunehmen, dass Stigmatisierungsprozesse allein durch eine 
veränderte Sprachregelung vermieden werden könnten. Richtig ist es aber auch, dass Menschen 
durch Sprache verletzt, herabgesetzt und ausgegrenzt werden können und ihr soziales Ansehen auch 
in der Sprache ihren Ausdruck findet.  

Schwierigkeiten bereitet die aus unserer Sicht vorzuziehende Bezeichnung Menschen mit Lernschwie-
rigkeiten jedoch immer dann, wenn Aussagen auf einen rechtlichen oder institutionellen Kontext bezo-
gen werden, in dem geistige Behinderung oder Lernbehinderung als Kategorien zur Definition des 
Förderbedarfs entscheidend sind. In diesen Zusammenhängen haben wir uns für die Bezeichnungen  
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„Menschen mit sogenannter geistiger Behinderung“ und „Menschen mit sogenannter Lernbehinde-
rung“ entschieden. 

Mobbing-Handlungen 
In jedem Betrieb und an jedem Arbeitsplatz gibt es vereinzelte, für den Betroffenen ärgerliche Reibe-
reien, Sticheleien und Auseinandersetzungen. Hintergrund sind meist betriebliche und/oder persönli-
che Unstimmigkeiten oder Probleme. Solche Auseinandersetzungen sind in der Regel zeitlich be-
grenzt und werden von den Beteiligten alleine geregelt. Folgen für die innerbetriebliche Zusammenar-
beit ergeben sich daraus eher selten. 

Würde es sich bei solchen Auseinandersetzungen jedoch um eine konfliktbelastete Kommunikation 
unter Kollegen oder zwischen Vorgesetzten und Untergebenen handeln, bei der die angegriffene Per-
son unterlegen ist und von einer oder einigen Personen systematisch, oft und über längere Zeit mit 
dem Ziel und/oder dem Effekt der Ausgrenzung aus dem Arbeitsprozess oder dem Arbeitsverhältnis 
direkt oder indirekt angegriffen wird und dies als diskriminierend empfindet, wäre der Tatbestand des 
Mobbing erfüllt (Leymann, 1995). Leymann präzisiert diesen Tatbestand durch die Beschreibung von 
45 mobbing-typischen Handlungen im LIPT- Erhebungsbogen. Dabei handelt es sich um Handlungen, 
die vom Betroffenen als persönliche Verletzungen empfunden werden und die meistens dazu führen, 
dass psychische Befindlichkeit und Gesundheit beeinträchtigt werden können.  

Im Rahmen einer bundesweiten repräsentativen Studie der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Ar-
beitsmedizin (Meschkutat, Stackelbeck und Langenhoff, 2002) zum Phänomen des betrieblichen 
Mobbing wurden Aussagen zu 10 Mobbinghandlungen erhoben, die sich auf die beiden Kategorien 
„Angriffe im sozialen Kontakt“ und „Angriffe auf der Arbeitsebene“ beziehen. Die Studie ergab eine 
betriebliche Gesamtmobbingquote von über 11%, was die Bedeutung dieses als „sehr belastend“ bis 
„unerträglich“ erlebten Phänomens mit den objektiven Folgen physischer und psychischer Symptome 
und krankheitsbedingter Ausfälle belegt. 

Von den 10 vorgegebenen Mobbinghandlungen wurden von Betroffenen durchschnittlich 5 als zutref-
fend angekreuzt: am häufigsten wurden Handlungen genannt, die negative Konsequenzen für das 
soziale Ansehen einer Person haben (Gerüchte und Unwahrheiten, 62%), gefolgt von Sticheleien und 
Hänseleien (60%) sowie Handlungen, die Fähigkeiten und Kompetenzen einer Person, ihre Leistungs- 
und Einsatzbereitschaft, in Frage stellen (57%). In der jüngsten Altersgruppe (bis 25 Jahre) werden 
überdurchschnittlich häufig die Arbeitsleistung falsch bewertet, die Arbeit ungerecht kritisiert und die 
Personen als unfähig dargestellt. 

Insbesondere zu Beginn des Mobbingprozesses versuchen Betroffene, direkt gegenüber der mob-
benden Person aktiv zu werden, um weitere Feindseligkeiten zu vermeiden (Versuch, Aussprache 
herbeizuführen; sich sprachlich massiv zur Wehr setzen, Aufforderung, das Verhalten zu unterlassen). 
Andere Betroffene suchen Unterstützung bei Dritten und beschweren sich bei Kollegen, Vorgesetzten 
oder dem Betriebs- bzw. Personalrat. Viele Betroffene unterlassen das, weil sie der Meinung sind, 
chancenlos zu sein, weil sie einen Arbeitsplatzverlust fürchten, kein Vertrauen haben, keinen kompe-
tenten Helfer kennen oder die Machtposition des Mobbers fürchten.  

Die Ursachen für Mobbing sind nicht leicht zu benennen. Nur selten kann ein einziger Auslöser ver-
antwortlich gemacht werden. Die Entwicklung ist abhängig von der Persönlichkeit der in den Prozess 
involvierten Parteien, dem Führungsstil der Vorgesetzten und der betrieblichen Organisation. Auch 
eine angespannte Arbeitsmarktsituation, gekoppelt mit der Angst vor Arbeitsplatzverlust sowie Stress 
und Leistungsdruck fördern häufig ein Klima, in dem sich Anfangskonflikte verstärken. Der gleiche 
Ursprungskonflikt kann unter günstigen Bedingungen, mitunter sogar schnell gelöst werden, wogegen 
er unter ungünstigen Bedingungen zu Mobbing eskalieren kann. 

Die repräsentative Studie gibt vielfältige Hinweise auf Ursachen, Erscheinungsformen und Bewälti-
gungsstrategien von Mobbing und liefert wichtige Hinweise darauf, wie die Bildungsbegleitung im Falle 
beobachteter oder geschilderter Mobbinghandlungen agieren und intervenieren kann (Forschungsbe-
richt 921).  

MOBILE 
Seit Juni 2003 besteht MOBILE – ein betrieblicher Qualifizierungs- und Ausbildungsverbund für junge 
Menschen mit sogenannter Lernbehinderung. Anders als bei den in Berlin bereits etablierten regiona-
len Ausbildungsverbünden wurde bei MOBILE auf die Funktion von Leitbetrieben verzichtet. Die Aus-
zubildenden schließen ihre Ausbildungsverträge direkt mit Wirtschaftsbetrieben ab. Bei MOBILE han-
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delt es sich um einen Verbund gleichberechtigter Kooperationsbetriebe, die in wechselseitiger Unter-
stützung, unter Nutzung der rechtlichen Möglichkeiten zur Förderung der Ausbildung und mit Hilfe der 
vom Europäischen Sozialfonds bereit gestellten Ressourcen, betriebliche Ausbildungsverhältnisse für 
Jugendliche mit sogenannter Lernbehinderung entwickeln und anbieten. Die Jugendlichen, Betriebe 
und Berufsschulen werden in der Ausbildung und bei Konflikten beraten und unterstützt. Die Auszubil-
denden erhalten individuellen Stütz- und Förderunterricht (ausbildungsbegleitende Hilfen). Für die 
Zwischen- und Abschlussprüfungen werden ggf. besondere Prüfungsbedingungen mit den Kammern 
und Innungen vereinbart. 

Es konnten 14 neue Ausbildungsplätze 
geschaffen und 42 Auszubildende mit 
sogenannter Lernbehinderung (18 junge 
Frauen, 24 junge Männer) begleitet 
werden. 19 davon hatten den einfachen 
Hauptschulabschluss nicht erreicht. Die 
Abbildung gibt einen Überblick zu den 
Ausbildungsberufen. 

Berufe Anzahl der Aus-
zubildenden 

Fachkraft im Gastgewerbe 24
Koch 2
Gebäudereiniger  4
Fachverkäufer 5
Gerüstbauer 1
Kfz-Elektriker 1
Arzthelferin  1
Fleischer 1
Straßenbauer 1
Friseurin 1
Kaufmann für Bürokommunikation 1
Restaurantfachfrau 5
 

13 Auszubildende haben ihre Ausbildung 
erfolgreich abgeschlossen. Fünf davon 
verlängerten nach erfolgreicher 
Abschlussprüfung zur Fachkraft im 
Gastgewerbe ihre Ausbildung, um den 
höherwertigen Abschluss Restaurant-
fachfrau zu erreichen. Zwei Teil-
nehmerinnen haben dies bereits ge-

schafft. Zwei junge Männer und eine junge Frau haben die Ausbildung abgebrochen. 
MOBILE wird von der Gesellschaft für Integration, Sozialforschung und Betriebspädagogik gGmbH 
durchgeführt. Die Finanzierung erfolgt durch den Europäischen Sozialfonds, die Senatsverwaltung für 
Gesundheit, Soziales und Verbraucherschutz und  die Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und 
Sport. 

Modellprojekte  
Unter Modellprojekten werden hier Maßnahmen verstanden, die in Kooperation mit Betrieben durch 
den Einsatz innovativer Methoden Jugendliche mit besonderem Förderbedarf beim Übergang von der 
Schule in das Erwerbsleben begleiten und dafür neue Finanzierungsmöglichkeiten erschließen. Dazu 
gehören unter vielen anderen: 

MDQM (Modulare, Duale Qualifizierende Maßnahme), SprungBRETT, Gemeinsam schaffen wir 
das!, NBS (Netzwerk Berliner Schülerfirmen, BVQB (Berufsvorbereitung mit Qualifizierungsbaustei-
nen) und KOALA (Kooperationsverbund für Ausbildung, Lernen und Arbeit). 

 
Netzwerk Berliner Schülerfirmen 
Beim Netzwerk Berliner Schülerfirmen (NBS) handelt es sich um ein Modellprojekt, das in Kooperation 
zwischen Schulen für Lernbehinderte und Betrieben der freien Wirtschaft durchgeführt wird.  

Das allgemeine Ziel ist es, „für die Schülerinnen und Schüler mit dem sonderpädagogischen Förder-
schwerpunkt Lernen möglichst im direkten Anschluss an das letzte Schulbesuchsjahr einen nahtlosen 
Übergang in ein Ausbildungs- und ein darauf möglichst folgendes Beschäftigungsverhältnis zu finden“ 
(1. Werkstattbericht, S. 14).  

Um dieses Ziel  zu erreichen, sollen sich Schülerfirmen und Praktika in Betrieben wechselseitig er-
gänzen. „Einerseits werden in den Schülerfirmen arbeitsrelevante Tätigkeiten zur Vorbereitung auf die 
Praxisphasen trainiert und durch entsprechende Fachtheorie untermauert, andererseits werden in den 
Praktika als notwendig erkannte arbeitsrelevante Fähigkeiten in den Schülerfirmen trainiert und fach-
theoretisch nachbereitet. Arbeiten und Lernen in Schülerfirmen steht also in enger Wechselbeziehung 
zu den zusätzlichen Förder- und Berufspraktika. Dies bedingt eine intensive Zusammenarbeit mit den 
Partnerbetrieben.“ (ebd., S. 19) 
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Das Projekt findet in 24 Schulen statt. Projektträger ist die Arbeit-Schule- Integrations- Gesellschaft 
e.V.. Die Fachaufsicht liegt bei der Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Sport. Weitere Informa-
tionen bietet u.a. der Berliner Bildungsserver. 

 

Passungsmerkmale 
Das Verhältnis zwischen fähigkeits- und kompetenzbezogenen Merkmalen eines Jugendlichen und 
Anforderungsmerkmalen eines Arbeits-, Ausbildungs- oder Qualifizierungsplatzes beschreiben ein 
individuelles Passungsverhältnis. Die Merkmalslisten variieren, je nach theoretischer Ausrichtung, 
zwischen unter zehn bis weit über hundert Merkmalen. Listen, die  nur sehr wenige Merkmale berück-
sichtigen, werden selten den individuellen Bedingungen und/oder betrieblichen Anforderungen ge-
recht. Hochgradig differenzierte Merkmalslisten verleiten dazu, auch kleinste begrifflich gerade noch 
abgrenzbare personale bzw. arbeits- oder betriebsbezogene Verhaltens- und Fähigkeitsaspekte als 
Passungsmerkmale zu deklarieren.  

Hier wird deutlich, dass sinnvoll nutzbare Listen von Passungsmerkmalen sowohl einer theoretischen 
als auch einer empirischen Überprüfung und Absicherung bedürfen, um zumindest eine relative Un-
abhängigkeit der verwendeten Merkmale zu garantieren. Eine methodisch abgesicherte inhaltliche 
Gruppierung der verwendeten Merkmale zu Clustern oder Faktoren (z.B. kognitive Merkmale, soziale 
Merkmale, motivationale Merkmale) erleichtert die Arbeit - insbesondere bei Interpretationsfragen und 
Fragen der Ergebnisbewertung - sehr. Quellen für die Entwicklung von Merkmalslisten finden sich in 
der fähigkeits- und persönlichkeitsdiagnostische Literatur, insbesondere auch in der Literatur zu As-
sessmentverfahren (Fisseni und Fennelkes, 1995).  

Grundlage für FAIR ist eine Merkmalsliste mit derzeit mehr als 30 berufsfeldübergreifenden (extra-
funktionalen) Fähigkeits- und Kompetenzmerkmalen. Diese Liste beinhaltet auch die Mehrzahl der in 
MELBA verwendeten Merkmale. Die Liste ist prinzipiell bei Berücksichtigung der Konstruktionsprinzi-
pien und hinreichender theoretischer Begründung erweiterbar. 

Patenmodell 
Anders als bei der ambulanten Form des Job-Coaching übernehmen beim Patenmodell betriebliche 
Mitarbeiter diese Funktion. Dies ist möglich, wenn der Betrieb über fachlich und pädagogisch erfahre-
ne betriebliche Anleiter oder Ausbilder verfügt. Die Bildungsbegleitung steht diesen Patenkollegen 
dann beratend und unterstützend zur Seite.  

 

Positionswechsel (Job-Rotation) 
Wenn für Mitarbeiter Routine in der Arbeit zum Problem wird und die Tätigkeiten keine Herausforde-
rung mehr darstellen, führen Betriebe häufig das Rotationsprinzip als spezielle Form der Restruktu-
rierung von Arbeitsprozessen ein. Es besteht aus einem Austausch von Arbeitsaufgaben, indem 
Mitarbeiter in periodischen Abständen von einer Aufgabe zu einer anderen wechseln. Aus der Sicht 
des Mitarbeiters bedeutet dies meist mehr Vielfalt und weniger Langeweile, aus der Sicht des Betrie-
bes vielfältigere Einsetzbarkeit des Mitarbeiters, weil dieser in der Regel mehr Erfahrungen und Fä-
higkeiten erwirbt. (Siehe hierzu auch Hentze, J., 1994, S. 351, 410) 

Problemlösungstraining 
Problemlösen kann als Prozess beschrieben werden, der in Phasen oder Schritte gegliedert werden 
kann. Diese Schritte können auch als roter Faden für den Ablauf eines Problemlösungstrainings gel-
ten: (1) Problembewusstsein wecken, (2) Benennung und Beschreibung des Problems, (3) Sammlung 
von Handlungs- und Lösungsalternativen, (4) Entscheidungen treffen, (5) Entscheidungen verwirkli-
chen und (6) Entscheidungen bewerten (D`Zurilla und Goldfried, 1971). Es müssen nicht immer alle 
Schritte eingehalten werden: z.B. kann es vorkommen, dass man gleich mit Schritt 2 beginnt oder bei 
Schritt 4 merkt, dass man noch gar keine ausreichende Entscheidungsgrundlage hat und erst noch 
einmal zu Schritt 3 zurückgehen muss. Für die effektive Bearbeitung der einzelnen Schritte wurden 
Methoden und Strategien entwickelt, die im Rahmen eines Problemlösungstrainings eingesetzt wer-
den können. Das Konzept der Problemlösefähigkeit spielt heute in den meisten Verhaltenstrainings, 
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vielen Programmen zur Persönlichkeitsentwicklung und auch in der psychotherapeutischen Praxis 
(König, 1979, 1985; Kämmerer, 1983) eine wichtige Rolle. 

Probleme und problematische Situationen sind Bestandteil des alltäglichen Lebens und es ist möglich, 
die meisten dieser Situationen zu bewältigen. Wichtig ist jedoch, problematische Situationen möglichst 
frühzeitig zu erkennen. Deshalb sollte auf Gedanken und Gefühle wie Angst, Sich-unsicher-fühlen, 
wütend werden, am liebsten draufhauen wollen, einen Klos im Hals spüren, Herzklopfen haben usw. 
geachtet werden. Bei diesen Empfindungen sollte nicht dem ersten Impuls gefolgt, nicht nach alter 
Gewohnheit reagiert oder gar nichts getan und nicht einfach abgewartet werden. Sinnvoll ist es viel-
mehr, zu versuchen, die Situation erst einmal abzuklären und nach einem überlegten Plan zu handeln. 

Ein Problem oder eine problematische Situation liegt dann vor, wenn einem in einer Situation keine 
hinreichend effektive Reaktionsmöglichkeit zur Verfügung steht. Gemeint sind solche Situationen, die 
auf Grund ihrer Neuheit, Komplexität, Unbestimmtheit und Konfliktträchtigkeit Bedingungen schaffen, 
für die effektive Handlungsmöglichkeiten nicht verfügbar sind, so dass Problemlösungsprozesse not-
wendig werden.  

Ein Problem ist durch den unerwünschten Anfangs-(Ist-) zustand, den erwünschten End-(Soll-) zu-
stand und die Barriere, die den Übergang vom Ist- zum Sollzustand verhindert definiert. Die möglichen 
Barrieren ergeben sich aus der Klarheit des Anfangszustandes, der Bekanntheit der (Lösungs-) Mittel 
und der Klarheit des Zielzustandes. Daraus resultieren vier Problemarten: Probleme, die sich haupt-
sächlich auf die Zustandsklärung, die Mittelfindung, die Mittelanwendung oder die Zielfindung bezie-
hen. Diese Klassifikation bedeutet nicht, dass Probleme nur jeweils eine dieser Barrieren enthalten 
können. In komplexen Problemsituationen, wie sie meist in realen Lebenssituationen gegeben sind, 
die sich als neu, unbestimmt und konfliktträchtig erweisen, kommen meistens alle Barrieren gleichzei-
tig vor: Anfangs- und Zielzustände müssen konkretisiert und definiert werden, Lösungsmittel (Lö-
sungswege) müssen gefunden, organisiert und realisiert werden, um die gegebenen Schwierigkeiten 
zu überwinden (Dörner, 1976).  
 

Profilmethode  
Die Profilmethode IMBA („Integration von Menschen mit Behinderungen in die Arbeitswelt“, eine For-
schungsarbeit im Auftrag des Bundesministeriums für Gesundheit und soziale Sicherung) ist eine 
arbeitswissenschaftliche Vorgehensweise, mit der ermittelt werden soll, welche Arbeitnehmer auf wel-
chen Arbeitsplätzen eingesetzt werden können. Dabei werden anhand definierter Merkmale einzelne 
Anforderungen des Arbeitsplatzes den Fähigkeiten und Kenntnissen des Arbeitnehmers gegenüber-
gestellt. IMBA beinhaltet die Merkmalskategorien Körperhaltung, Körperfortbewegung, Körperteilbe-
wegung, Information, Komplexe Merkmale, Umgebungseinflüsse, Arbeitssicherheit, Arbeitsorganisati-
on und Schlüsselqualifikationen (analog MELBA). Den Merkmalskategorien sind typische Einzel-
merkmale zugeordnet.  

Anhand der Merkmale werden die Anforderungen eines Arbeitsplatzes erhoben. Ihre Zusammenfas-
sung liefert das Anforderungsprofil. Mit dem selben Merkmalskatalog wird die Ausführbarkeit der ein-
zelnen Arbeitsplatzanforderungen durch den Arbeitsplatzbewerber abgefragt, woraus sich sein Fähig-
keitsprofil ergibt. Aus dem Vergleich der beiden Profile lassen sich Aussagen darüber gewinnen, in-
wieweit Arbeitsplatz und Bewerber zusammenpassen. Anschließend können Möglichkeiten der An-
passung des Arbeitsplatzes geprüft werden. Die Profilmethode wird als geeignetes Verfahren zur 
Auswahl und Gestaltung von behindertengerechten Arbeitsplätzen angesehen (siehe Lexikon der 
Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationsämter und Haupfürsorgestellen).  

Qualifizierungsbausteine 
„Nach der Übernahme in das Berufsbildungsgesetz hat der Gesetzgeber bundesweit die Bescheinigung von 
Qualifizierungsbausteinen ordnungspolitisch geregelt. Die Verordnung über die Bescheinigung von Grundlagen 
beruflicher Handlungsfähigkeit im Rahmen der Berufsausbildungsvorbereitung (BAVBVO) konkretisiert die Defini-
tion von Qualifizierungsbausteinen und setzt Rahmenbedingungen für ihre Bescheinigung ...  
Ein Qualifizierungsbaustein beschreibt Qualifizierungsergebnisse. Er beschreibt damit die Kompetenzen, über die 
jemand verfügt, wenn sie/er den Baustein erfolgreich abgeschlossen hat. So kann z. B. die/der Jugendliche, 
die/der den Baustein „Dekorieren mit Ornamenten“ abgeschlossen hat, selbstständig Schablonen herstellen und 
unter Anwendung entsprechender Arbeitsgeräte und Arbeitstechniken auf verschiedenen Untergründen Orna-
mente im Raum schablonieren“ (INBAS, 2003, S. 9ff). 
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Mit Qualifizierungsbausteinen wird erreicht, dass Jugendliche durch eine berufsnahe Vorbereitung 
leichter in eine spätere Ausbildung, Arbeit oder Qualifizierung integriert werden können, oder wenn 
dies nicht gelingen sollte, zumindest ihre Chancen auf einen Arbeitsplatz verbessert werden.  

Auf der Grundlage der jeweiligen Ausbildungsordnung (Ausbildungsberufsbild und Ausbildungsrah-
menplan) sind Qualifizierungsbausteine so zu gestalten, dass sie benachteiligte und oft schulmüde 
Jugendliche für eine Ausbildung oder die Aufnahme einer Ausbildung motivieren. Andererseits sollen 
sie die Bereitschaft der Betriebe zur Durchführung von betrieblichen Praktika sowie für eine anschlie-
ßende Ausbildung stärken. Qualifizierungsbausteine können von Bildungsträgern, Berufsschulen und 
Betrieben in laufende Qualifizierungsmaßnahmen integriert werden. Die in diesem Kontext zu erstel-
lenden Qualifizierungsbilder zielen auf zentrale Tätigkeiten im jeweiligen Berufsfeld.  

Die Anrechenbarkeit erfolgreich absolvierter Qualifizierungsbausteine als Ausbildungsbestandteil ist 
derzeit in der Diskussion. Ihre Verwertbarkeit als Qualifizierungsnachweis bei nicht abgeschlossener 
Ausbildung ist unbestritten. Listen zertifizierter Qualifizierungsbausteine werden beim Zentralverband 
des Deutschen Handwerks (ZWH), und beim Bundesinstitut für Berufsbildung (BiBB) geführt.  

Ressourcenorientierung 
Mit dem Schlagwort "Kompetenzinventar" wird seit Jahren gefordert, die Beschreibung von Menschen 
mit besonderem Förderbedarf an ihren Fähigkeiten und nicht an ihren Defiziten zu orientieren. Die-
se Forderung kann mit Goll als ein "internationaler Trend" (1994, S. 135) bezeichnet werden. Arbeits-
weltbezogene Bildungsbegleitung kommt dieser Forderung nach, indem sie die beruflichen Fähigkei-
ten und Motive der Jugendlichen ebenso wie die Unterstützungspotenziale ihres sozialen Umfeldes 
zum Ausgangs- und Zielpunkt der pädagogischen Bemühungen macht.  

Restrukturierung von Arbeitsprozessen 
Die organisationspsychologische Forschung hat bereits in den 60er Jahren im Rahmen der Human-
Relations-Bewegung festgestellt, dass die Komplexität von Aufgaben positive Effekte auf das Arbeits-
verhalten und die Motivation der Mitarbeiter hat. Komplexität wird meist anhand von 5 Charakteristika 
definiert: Vielfalt, Autonomie, Verantwortlichkeit, Fachwissen und Fähigkeiten, soziale Beziehungen 
und Kommunikation. Heute setzt man diese Überlegungen im Rahmen der sog. Restrukturierung von 
Arbeitsaufgaben und Arbeitsprozessen um. Im Vordergrund stehen: (1) Aufgabenerweiterung (Job-
Enlargement), (2) Aufgabenbereicherung (Job-Enrichment),  (3) planmäßiger Positionswechsel 
(Job-Rotation) und (4) Veränderung der Charakteristika der Arbeit. 

Schulen mit sonderpädagogischem Schwerpunkt 
Das Berliner Schulsystem ist nach Jahrgangsstufen, Schulstufen, Schularten und Bildungsgän-
gen gegliedert. Schulen mit sonderpädagogischem Förderschwerpunkt sind eine Schulart der Primar-
stufe, der Sekundarstufen I und II, zu der folgende Schulen gehören: Schulen für Blinde mit Berufs-
schule und Schule für Sehbehinderte, Schulen für Gehörlose mit Berufsschule und Schule für 
Schwerhörige, Schulen für Körperbehinderte, Schulen für Sprachbehinderte, Schulen für Kranke, 
Schulen für Lernbehinderte und Schulen für Geistigbehinderte gehören. 

Schulversuche  
Gemäß § 18 Schulgesetz für Berlin sind Schulversuche „innovative Maßnahmen, die das Schulwesen 
pädagogisch und organisatorisch weiterentwickeln.“ Durch Schulversuche können Abweichungen von 
den Bestimmungen des Schulgesetzes und auf Grund dieses Gesetzes erlassener Rechtsverordnun-
gen erprobt werden. Sie bedürfen der Genehmigung durch die Schulaufsichtsbehörde und sind zeit-
lich befristet. Die Teilnahme an einem Schulversuch ist für die Schülerinnen und Schüler freiwillig.  

Berufsorientierung und Berufsvorbereitung von Schülerinnen und Schülern mit besonderem Förder-
bedarf haben gegenwärtig unter anderem folgende Schulversuche zum Gegenstand: 

Berufliche Vorbereitung und Eingliederung von Schülerinnen und Schülern mit sonderpädago-
gischem Förderbedarf in der Sek I 

Integration von Schülerinnen und Schülern mit geistiger Behinderung in die Berufsschule 

Berufsorientierender Lehrgang in Kooperation mit Betrieben der freien Wirtschaft im 10. Schul-
jahr - BO 10 
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Beschäftigungsorientierender Lehrgang in Kooperation mit Betrieben der freien Wirtschaft im 10. 
und 11. Schuljahr - BESO 10/11 

Schwerbehinderung 
Gemäß § 2.1 SGB IX sind Menschen behindert, „wenn ihre körperliche Funktion, geistige Fähigkeit 
oder seelische Gesundheit mit hoher Wahrscheinlichkeit länger als sechs Monate von dem für das 
Lebensalter typischen Zustand abweichen und daher ihre Teilhabe am Leben in der Gesellschaft be-
einträchtigt ist.“  

Die Auswirkung dieser Beeinträchtigung wird als Grad der Behinderung (GdB) auf Antrag beim Ver-
sorgungsamt nach Zehnergraden abgestuft von 20 bis 100 festgestellt. Wichtig ist dabei, dass der 
GdB ein Maß für die Auswirkung einer Behinderung in allen Lebensbereichen ist und sich nicht nur auf 
Einschränkungen im Erwerbsleben bezieht. Er ist kein Indikator für berufliche Integrationsprobleme. 
Von ihm „kann nicht auf das Ausmaß der beruflichen Leistungsfähigkeit geschlossen werden“ (Haupt-
fürsorgestelle, 2001, S. 34). Er definiert die „Auswirkungen der Funktionsbeeinträchtigungen in ihrer 
Gesamtheit ... Der Antragsteller, dem ein GdB von 100 zuerkannt wird, muss deshalb noch lange nicht 
berufs- oder erwerbsunfähig im Sinne der Rentenversicherung sein“ (ebd.).  
Bei der Feststellung des Grades der Behinderung werden die bundeseinheitlich geltenden "Anhalts-
punkte für die ärztliche Gutachtertätigkeit im sozialen Entschädigungsrecht und nach dem Schwerbe-
hindertengesetz" zugrunde gelegt. Diese enthalten Bewertungsmaßstäbe zur Beurteilung von Funkti-
onsbeeinträchtigungen, die auf aktuellen medizinischen Erkenntnissen beruhen. 

Schwerbehindert sind Menschen, wenn ein GdB von 50 und mehr festgestellt wurde. Schwerbehinder-
ten gleichgestellt werden können Menschen ab einem GdB von 30. Die Gleichstellung erfolgt auf An-
trag des behinderten Menschen durch die Bundesagentur für Arbeit. Gleichgestellt sind gemäß § 68.4 
SGB IX auch „behinderte Jugendliche und junge Erwachsene während der Zeit einer Berufsausbil-
dung in Betrieben und Dienststellen, auch wenn der Grad der Behinderung weniger als 30 beträgt 
oder ein Grad der Behinderung nicht festgestellt ist. Der Nachweis der Behinderung wird durch eine 
Stellungnahme der Agentur für Arbeit oder durch einen Bescheid über Leistungen zur Teilhabe am 
Arbeitsleben erbracht.“  

Das Integrationsamt kann in diesen Fällen Prämien und Zuschüsse zu den Kosten der Berufsausbil-
dung bewilligen (§ 102 (3) Nr. 2 c SGB IX i. V. mit § 26 b SchwbAV) Leistungen nach § 236 SGB III 
(Zuschüsse zu den Lohnkosten des Auszubildenden) sind in diesen Fällen nicht möglich. 

Sonderpädagogischer Förderbedarf 
„Schülerinnen und Schüler, die in ihren Bildungs-, Entwicklungs- und Lernmöglichkeiten derart beein-
trächtigt sind, dass sie im Unterricht der allgemein bildenden und beruflichen Schulen ohne sonderpä-
dagogische Unterstützung nicht hinreichend gefördert werden können, haben sonderpädagogischen 
Förderbedarf“ (§ 36 Schulgesetz für Berlin), der nach den folgenden Förderschwerpunkten unter-
schieden wird:  

Sonderpädagogische 
Förderschwerpunkte Zielgruppen 

Hören 
Schülerinnen und Schüler, „die wegen einer erheblichen Hörschädigung oder wegen 
Gehörlosigkeit ihre Fähigkeiten und Anlagen in der Schule ohne diese Förderung 
auch unter Einsatz von Hilfsmitteln nicht angemessen entwickeln können“ 

Sehen 
Schülerinnen und Schüler, „die wegen einer erheblichen Sehschädigung oder wegen 
Blindheit ihre Fähigkeiten und Anlagen in der Schule ohne diese Förderung auch 
unter Einsatz von Hilfsmitteln nicht angemessen entwickeln können.“ 

Sprache 
Schülerinnen und Schüler, „die wegen einer erheblichen Sprachbehinderung ihre 
Fähigkeiten und Anlagen in der Schule ohne diese Förderung nicht angemessen 
entwickeln können“. 

Lernen 

Schülerinnen und Schüler, „die wegen einer erheblichen Beeinträchtigung ihres Lern- 
und Leistungsverhaltens die Bildungsziele der allgemeinen Schule trotz des Angebo-
tes von Förderunterricht und gegebenenfalls besonderer Lernhilfen nicht erreichen 
können.“ 

Geistige Entwicklung 
Schülerinnen und Schüler,  „die wegen hochgradiger Beeinträchtigung in ihren Lern-
möglichkeiten, Entwicklungsfähigkeiten und intellektuellen Funktionen erheblich unter 
den altersgemäßen Erwartungsnormen liegen.“ 

Körperliche und moto-
rische Entwicklung 

Schülerinnen und Schüler, „die wegen einer erheblichen körperlichen Behinderung 
ihre Fähigkeiten und Anlagen in der Schule ohne diese Förderung auch unter Einsatz 
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von Hilfsmitteln nicht angemessen entwickeln können.“ 

Emotionale und soziale 
Entwicklung 

Schülerinnen und Schüler, „die auf Grund von erheblichen Beeinträchtigungen im 
Bereich der emotionalen und sozialen Entwicklung sowie des Erlebens und des Ver-
haltens ohne diese Förderung in der allgemeinen Schule nicht oder nicht hinreichend 
gefordert werden können.“ 

Autistische Behinde-
rung 

Schülerinnen und Schüler, „die wegen einer erheblichen Entwicklungs- und Kommu-
nikationsstörung ihre Fähigkeiten in der Schule ohne diese Förderung auch unter 
Einsatz von Hilfsmitteln nicht angemessen entwickeln können.“ 

Kranke  Schülerinnen und Schüler, „die längerfristig oder chronisch krank sind.“ 

Die Feststellung des sonderpädagogischen Förderbedarfs erfolgt gemäß der noch gültigen und der-
zeit in der Revision befindlichen Verordnung über die sonderpädagogische Förderung (VO-
Sonderpädagogik) vom 26. Juli 2000 auf Antrag (§ 31). Die Entscheidung erfolgt  durch das Landes-
schulamt (§ 53) nach Prüfung und Empfehlung des Förderausschusses (§§ 32 ff).  

Sonderpädagogische Förderung kann an allgemeinen Schulen oder an Schulen mit sonderpädago-
gischem Schwerpunkt durchgeführt werden, und soll „vorrangig an allgemeinen Schulen im gemein-
samen Unterricht mit Schülerinnen und Schülern ohne sonderpädagogischen Förderbedarf erfolgen“ 
(§ 36.2 SchulG). Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf können von all-
gemeinen Schulen nur abgewiesen werden, „wenn für eine angemessene Förderung die personellen, 
sächlichen oder organisatorischen Möglichkeiten nicht vorhanden sind“ (§ 37.3 SchulG). Werden 
Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf in den Förderschwerpunkten „Ler-
nen“ oder „Geistige Entwicklung“ im gemeinsamen Unterricht gefördert, dann werden sie zieldifferent 
unterrichtet: „Lernziele und Leistungsanforderungen richten sich in den Unterrichtsfächern, in denen 
die Leistungsanforderungen der allgemeinen Schule nicht erfüllt werden können, nach denen des 
entsprechenden Bildungsgangs der Schulen mit sonderpädagogischem Förderschwerpunkt“ (§ 37.2 
SchulG).  

 
Stigmatisierungsprozesse  
Bis heute orientieren sich Arbeiten zum Thema „Umgang mit Stigmatisierungen“ fast ausschließlich an 
dem theoretischen Bezugsrahmen, den Goffman in seinem Buch „Stigma. Über Techniken der Bewäl-
tigung beschädigter Identität“ (zuerst 1963, deutsch 1967) in die wissenschaftliche Diskussion einge-
führt hat. Seiner Definition zufolge wird der Begriff Stigma „in bezug auf eine Eigenschaft gebraucht .., 
die zutiefst diskreditierend ist“. Beim Stigma handelt es sich um eine Zuschreibung, die eine ganz 
normale Person in unserer Vorstellung zu einer „befleckten, beeinträchtigten herabmindert“ (ebd. S. 
11). Als Stigmatisierungsprozesse können folglich soziale Prozesse verstanden werden, über die 
Menschen diskreditierende Eigenschaften zugeschrieben werden und soziale Ausgrenzung organi-
siert wird. Die Vermeidung von Stigmatisierungsprozessen ist vor diesem Hintergrund Beitrag zur 
sozialen Integration und eine Aufgabe der Bildungsbegleitung. Dabei darf nicht übersehen werden, 
dass durch die Zuschreibung eines möglicherweise „herabsetzenden“ Merkmals wie z.B. einer soge-
nannten geistigen Behinderung der besondere Förderbedarf als Voraussetzung für Bildungsbeglei-
tung erst begründet wird. Wie schmal der Grat zwischen Stigmatisierung und Entstigmatisierung sein 
kann, zeigen u.a. M. Gehrmann und J. Radatz (1997) in Stigma-Management als Aufgabe von Integ-
rationsfachdiensten für Menschen mit Lernschwierigkeiten. 

Tätigkeitsorientierte Curricula (TOC) 
Mittels tätigkeitsorientierter Curricula (TOC) werden die fachpraktischen Anforderungen konkreter 
Arbeitsabläufe für die Ermittlung von individuellen fachlichen Fähigkeiten und zur Darstellung von 
Lehr-/Lernentwicklungen in diesem Bereich nutzbar gemacht. Zur Erstellung von TOC werden die 
Teiltätigkeiten der ausgeübten Arbeitsprozesse mittels Beobachtung und Arbeitsanalyse erfasst und 
beschrieben. Die auf diese Weise gewonnenen Tätigkeitslisten definieren Lehr-/Lernziele, die bei der 
arbeitspädagogischen Unterweisung im Betrieb als ein der betrieblichen Situation angepasster Leitfa-
den dienen und fachpraktische Kompetenzen der Beurteilung zugänglich machen.  

Die Gliederungstiefe der TOC richtet sich nach den beruflichen Fähigkeiten des einzelnen Bewerbers 
und ist theoretisch hinab bis zur Ausführung von elementaren Funktionen wie Hinlangen, Greifen, 
Loslassen usw. möglich. Entsprechend können durch diese Form der Leistungsbeurteilung auch die 
Beherrschung von elementaren Teiltätigkeiten als individuelle Kompetenzen anerkannt und bezeich-
net werden.  
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Tätigkeitsorientierte Curricula (TOC) lassen sich für beliebige Tätigkeitsfelder mit vertretbarem Auf-
wand erstellen. Sie stellen ein Instrument zur Durchführung kontrollierter Qualifizierungsprozesse dar, 
wie dies auch mit den an Ausbildungsrahmenplänen orientierten Qualifizierungsbausteinen angestrebt 
wird. 

 

 

Theorieverminderte Ausbildung 
In Deutschland gibt es zur Zeit etwa 130 sogenannte theorieverminderte Ausbildungen nach § 48 
Berufsbildungsgesetz oder § 42b Handwerksordnung, ehemals auch Helferausbildungen oder Teil-
facharbeiter genannt. Lediglich acht davon sind bundesweit anerkannt. Alle weiteren werden in den 
Bundesländern unterschiedlich angeboten. Auskunft über die anerkannten theorieverminderten Aus-
bildungen in einem bestimmten Bundesland kann die zuständige Kammer oder Innung erteilen. 

Überbetriebliche Ausbildungsmaßnahmen 
Die meisten Berufsausbildungen haben zusätzlich zum Berufsschulunterricht und der betrieblichen 
Praxis überbetriebliche Ausbildungsanteile. Unter überbetrieblicher Ausbildung (kurz auch ÜBL ge-
nannt) versteht man Ausbildungsabschnitte, die von Auszubildenden in überbetrieblichen Werkstätten 
absolviert werden.  

Auf Grund der betrieblichen Spezialisierung sind die Betriebe häufig nicht mehr in der Lage, einem 
Auszubildenden alle Fertigkeiten und Kenntnisse zu vermitteln, die laut Ausbildungsordnung zu sei-
nem Ausbildungsberuf gehören. Aus diesem Grund haben Innungen und Kammern überbetriebliche 
Werkstätten eingerichtet, in denen die Auszubildenden der Mitgliedsbetriebe an berufsspezifischen 
Lehrgängen teilnehmen. Häufig wird im Rahmen dieser Schulungen auch auf die praktischen Anforde-
rungen in der Zwischen- und Abschlussprüfung vorbereitet. 

In Absprache zwischen Innungen, Kammern und den Oberstufenzentren werden überbetrieblichen 
Schulungen zeitlich abgestimmt und dem Auszubildenden halbjährlich schriftlich mitgeteilt. 

Unterstützte Beschäftigung 
Unterstützte Beschäftigung ist die Übersetzung des in den USA in den 70er Jahren entwickelten Kon-
zepts des „supported employment“. Durch flexible, am Bedarf des Einzelnen ausgerichtete und zeitlich 
nicht befristete Unterstützung sollen Menschen mit Behinderungen eine von ihnen erstrebte arbeits-
vertraglich gesicherte und regulär bezahlte Arbeit in normalen Betrieben finden und auf Dauer behal-
ten. Dabei ist die Abkehr vom sogenannten Modell der „Berufsreife“ ein zentraler Aspekt. Aus der 
traditionellen Reihenfolge „erst trainieren, dann platzieren“ wird im Konzept der Unterstützten Beschäf-
tigung die Formel „erst platzieren, dann trainieren“. Die Definition von S. Doose (1998, S. 6) lautet:   
„Unterstützte Beschäftigung umfasst alle Dienstleistungen, die notwendig sind, um Menschen mit einer schweren 
Behinderung, die vorher traditionell als nicht vermittelbar galten, zu unterstützen, erfolgreich in Betrieben mit 
nichtbehinderten Kollegen zusammen zu arbeiten. Diese Hilfen umfassen zum Beispiel eine individuelle Berufs-
planung mit der Erstellung eines Fähigkeitsprofils, die Arbeitsplatzsuche, eine Anpassung des Arbeitsplatzes an 
die Fähigkeiten des Bewerbers und als Kernstück die Qualifizierung und Begleitung am Arbeitsplatz. Unterstützte 
Beschäftigung ist eine ambulante Organisationsform der beruflichen Rehabilitation und der Unterstützung von 
Menschen mit Behinderungen im Arbeitsleben.“ 

Bei der Suche nach geeigneten Arbeitsplätzen für Menschen mit Lernschwierigkeiten gilt es in der 
Regel, Nischen zu entdecken, in denen es trotz Rationalisierung und Technologisierung geeignete 
Arbeiten gibt. Häufig sind diese Bereiche nicht über öffentliche Stellenausschreibungen zugänglich. 
Aus diesem Grund vollzieht sich die Akquisition von Arbeitsplätzen im Sinne der Unterstützten Be-
schäftigung nicht ausschließlich als Reaktion auf vorhandene Angebote. Indem Integrationsberater 
und Arbeitsassistenten gemeinsam mit kooperierenden Firmen nach geeigneten Beschäftigungsmög-
lichkeiten suchen, wird im Unterschied zur traditionellen Arbeitsvermittlung aktive Arbeitsmarktpolitik 
betrieben. Durch Unterstützte Beschäftigung werden nicht nur vorhandene Arbeitsplätze mit Bewer-
bern besetzt, die ohne Hilfe kaum Chancen hätten, sondern es werden auch Arbeitsplätze geschaffen. 

Das Konzept der unterstützten Beschäftigung ist gut mit dem der Alltagsbegleitung zu verbinden. 
Beide Ansätze sind aufgrund ihrer unterschiedlichen Prioritäten komplementär. Ist das Konzept der 
Unterstützten Beschäftigung auf den Arbeitszusammenhang ausgerichtet und in dieser Hinsicht me-
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thodisch durchgearbeitet (siehe HORIZON-Arbeitsgruppe, 1995), so bietet das Konzept der Alltags-
begleitung praktische Hinweise und Handreichungen auch für die Hilfe in anderen, zur selbstbestimm-
ten Lebensführung und zur Entwicklung von Lebensqualität bedeutsamen Bereichen (siehe Storz, 
M./Stein-Siegle, Chr., 1994). Die Zusammenführung beider Ansätze bietet eine solide Grundlage für 
eine gut durchdachte Unterstützung von Jugendlichen und jungen Erwachsenen im Übergangsfeld 
zwischen Schule und Erwerbsleben. 

 

Veränderung der Charakteristika der Arbeit 
Der Ansatz der Restrukturierung von Arbeitsprozessen durch Veränderung der Arbeitscharakteris-
tika (Hackman und Oldham, 1980) hat sich heute gegenüber den anderen Restrukturierungsansätzen 
durchgesetzt, ohne diese jedoch über-flüssig zu machen. Das „Motivationsmodell der Arbeitscharakte-
ristika“ postuliert fünf Kerndimensionen von Arbeit: Vielfalt der geforderten Fähigkeiten und Fertigkei-
ten, Bedeutung der Aufgaben, Identität der Aufgabe, Autonomie und Feedback. In dem Maße, in dem 
eine Arbeit diese Eigenschaften aufweist, soll auch der Mitarbeiter motiviert sein, diese Arbeit zu ver-
richten. Mit Hilfe von fünf Interventionsmethoden kann die Veränderung der Arbeitscharakteristika 
unterstützt werden: (1) Mitarbeiter erhalten mehr Aufgaben, Kontrolle und Selbständigkeit, (2) mehrere 
kleine, spezialisierte Aufgaben werden zu größeren Einheiten zusammengefasst, (3) es werden „na-
türliche“ Arbeitseinheiten gebildet, (4) Aufbau von Kundenbeziehungen und (5) kontinuierliches Feed-
back über die Leistungen der Mitarbeiter. 

Verbundausbildung 
„Das Ziel vielfältiger Anstrengungen und Programme zur Förderung der Verbundausbildung ist es, 
Ausbildungsplätze zu schaffen und die Qualität der Ausbildung zu verbessern. Besonders kleine und 
mittelständische Unternehmen können oft nicht alle Lerninhalte abdecken. Manchmal fehlt es an ge-
eignetem Ausbildungspersonal oder andere Gründe verhindern bislang die Ausbildung. Den Betrie-
ben, die zwar ausbilden wollen, aber nicht alle Vorgaben der jeweiligen Ausbildungsordnung erfüllen, 
kann geholfen werden.“ (BiBB, 2003, S.5, Verbundausbildung. Ergebnisse, Veröffentlichungen und 
Materialien) 

Die Verbundausbildung kann nach folgenden vier klassischen Modellen organisiert werden  

Auftragsausbildung 
Einzelne Ausbildungsabschnitte werden aus fachlichen Gründen oder wegen fehlender Kapazität an 
andere Betriebe oder Bildungsträger vergeben. 

Konsortium 
Mehrere kleine und mittlere Unternehmen stellen jeweils Auszubildende ein und tauschen diese zu 
vereinbarten Phasen aus. 

Leitbetrieb mit Partnerbetrieben 
Der Leitbetrieb ist für die Ausbildung insgesamt verantwortlich. Er schließt die Ausbildungsverträge ab 
und organisiert die phasenweise Ausbildung bei den Partnerbetrieben. 

Ausbildungsverein 
Mehrere Betriebe schließen sich auf vereinsrechtlicher Grundlage zusammen. Der Verein tritt als 
Ausbilder auf. Er übernimmt die Steuerung der Ausbildung und wird von den Mitgliedern finanziell 
getragen. 

Versorgungsamt 
Über die Aufgaben des Versorgungsamtes informiert das Fachlexikon Behinderung und Beruf der 
Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationsämter und Hauptfürsorgestellen (2002). 

 

Weiterführende allgemeinbildende Schulen 
Das Berliner Schulsystem ist nach Jahrgangsstufen, Schulstufen, Schularten und Bildungsgän-
gen gegliedert. Mit „weiterführende allgemeinbildende Schule“ wird eine Schulart der Sekundarstufen 
I und  II bezeichnet, zu der Gesamtschulen, Hauptschulen, Realschulen, verbundene Haupt- und Re-
alschulen und Gymnasien gehören.  
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In Gesamt-, Haupt- und Realschulen ist Arbeitslehre ab der 7. Jahrgangsstufe ein Pflichtfach. 
Gegenstand sind die „beiden großen Bereiche gesellschaftlicher Arbeit: Erwerbsarbeit und Hausarbeit 
in ihrer gegenwärtigen und künftigen Bedeutung für die Jugendlichen (...). Im 9. und 10. Jahrgang hat 
die Arbeitslehre als Pflichtunterricht  ihren Schwerpunkt in berufsorientierenden Maßnahmen“ 
(Rahmenlehrplan für Unterricht und Erziehung in der Berliner Schule, Arbeitslehre, o. J., S. 3f). Zu 
diesen Maßnahmen gehört unter anderem die Durchführung sowie die Vor- und Nachbereitung des in 
der 9. Klassenstufe obligatorischen Betriebspraktikums. 

Zirkuläres Fragen  
Zirkuläres Fragen ist eine Methode in der systemtherapeutischen Praxis. Es wurde hauptsächlich von 
der sogenannten „Mailänder Schule“ in ihrer Arbeit mit Familien und Paaren entwickelt. Zur Gruppe 
der „Mailänder Schule“ gehören Mara Selvini Palazzoli, Luigi Boscoclo, Gianfranco Cecchin und Giu-
liana Prata. Sie wandten sich ab etwa 1971 ausgehend von der psychoanalytischen Schule mehr ei-
nem kommunikationstheoretischen Ansatz zu. Inspiriert wurde die Entwicklung unter anderem von 
Watzlawiks Kommunikationstheorie und Batesons Kybernetik. 

Eine Grundlage des zirkulären Fragens ist die Annahme, dass jedes Verhalten in einem sozialen Sys-
tem als ein kommunikatives Angebot wahrgenommen werden kann. Jedes Verhalten einer Person 
wird auch durch das Verhalten der anderen Personen bedingt. 

Ziel des zirkulären Fragen ist es, unterschiedliche Positionen innerhalb eines Beziehungssystems zu 
verdeutlichen und damit starre Kommunikations- und Interaktionsmuster, die Konflikte verursachen, 
bewusst zu machen. Gelingt dies, wird es möglich, diese Kommunikations- und Interaktionsmuster zu 
verändern. 

Im pädagogischen Kontext der Bildungsbegleitung dient das zirkuläre Fragen der Perspektivenerwei-
terung und der Vermittlung kommunikativer Fähigkeiten zur Problembearbeitung. 

Zirkuläre Fragen können nach der Kategorisierung von Schlippe und Schweitzer (1996) in zwei 
Hauptgruppen unterteilt werden: in Fragen nach Unterschieden und Fragen nach Wirklichkeits- und 
Möglichkeitskonstruktionen. 

Diese Fragetypen werden im Folgenden erläutert und anhand von Beispielen, die für Bildungsbeglei-
tung relevant sein können, verdeutlicht. Sie dürfen nicht als Standardfragen verwendet werden, son-
dern müssen den konkreten Umständen angepasst werden, um nützlich zu sein.  

1 Fragen nach Unterschieden  

Fragen nach Unterschieden ermöglichen eine genaue Darstellung eines Phänomens, da sie die Ab-
grenzung zu anderen Phänomenen ermöglicht.  

Indem die beobachtbaren Merkmale beschrieben werden, kann eine Klärung von Begriffen und Be-
deutungszuschreibungen im situativen Zusammenhang erfolgen. Wichtige Anstöße gibt hierbei die 
Unterscheidung zwischen Beschreibung, Erklärung und Bewertung. Zu unterscheiden sind dabei fol-
gende Fragetypen. 

1.1 Klassifikationsfragen 

Klassifikationsfragen erfragen qualitative Unterschiede mit dem Ziel, Einschätzungen zu Personen 
oder Ereignissen in Rangfolgen zu bringen.  

Durch diese Gewichtung können Ressourcen im Umfeld der Jugendlichen ausfindig gemacht werden, 
sowie Meinungen und Sichtweisen (innere Landkarten), die Situationen erschweren oder erleichtern 
können, identifiziert werden. 

Beispiele: 
⇒ Welche Erfahrung in Ihrem Praktikum war für Sie am wichtigsten? Welche am zweitwichtigsten? 

... Welche am unwichtigsten? 
⇒ Wem war es am wichtigsten, dass sie morgens pünktlich zum Praktikum gegangen sind? Wem 

am zweit wichtigsten?. 

1.2 Prozentfragen 

Prozentfragen ermöglichen Differenzierungen in quantitativer Hinsicht. 
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Die Quantifizierungen können unterschiedlichen Skalierungen folgen. Insbesondere bei Jugendlichen 
mit Lernschwierigkeiten kann eine graphische Darstellung etwa in Form eines Kreises mit oder ohne 
Einteilung in „Tortenstücken“ hilfreich sein. 

Beispiele: 
Wie erfolgreich fand ihr betrieblicher Anleiter das Praktikum, wenn Sie dies auf einer Skala von 
eins bis zehn beurteilen, wenn zehn außerordentlich gut bedeutet und eins sehr schlecht? Wie 
erfolgreich schätzen Sie selbst Ihr Praktikum auf dieser Skala ein.  

⇒ 

⇒ 

⇒ 

⇒ 
⇒ 
⇒ 
⇒ 
⇒ 
⇒ 
⇒ 

⇒ 
⇒ 
⇒ 
⇒ 
⇒ 

Zu wie viel Prozent ist Ihre Entscheidung, in diesem Betrieb nicht arbeiten zu wollen, durch die 
Auseinandersetzung mit Ihren Kollegen letzte Woche verursacht worden?  
Zu wie viel Prozent würden Sie in diesem Betrieb arbeiten wollen, wenn diese Auseinanderset-
zung nicht stattgefunden hätte? 

1.3 Übereinstimmungsfragen 

Übereinstimmungsfragen geben Hinweise auf Koalitionen und die Möglichkeit, dazu Stellung zu neh-
men. 

Beispiele: 
⇒ Wer sieht die Sache noch so wie Ihr Kollege? Stimmen Sie dem zu oder sehen Sie die Sache 

anders? 
⇒ Gibt es noch Kollegen, die so wie Ihr Chef den Eindruck haben, dass Sie keine Freude an der 

Arbeit haben? Wie sehen Sie das? 
⇒ Gibt es noch jemanden, der meint, Sie seien dieser Arbeit aufgrund der Schnelligkeit der Aus-

führung nicht gewachsen? Wie sehen Sie das? 
⇒ Gibt es noch jemanden, der wie Ihre Mutter glaubt, Sie hätten aufgrund Ihrer Lernschwierigkei-

ten wenig Chancen auf dem Arbeitsmarkt? Und was sagen Sie dazu? 

2. Fragen nach Wirklichkeits- und Möglichkeitskonstruktionen 

In einem sozialen System wird eine Situation von jedem Einzelnen anders wahrgenommen. Folglich 
gibt es keine nachweisbare objektive Wirklichkeit, sondern viele und ggf. sehr verschiedene subjektive 
Wirklichkeiten.  

Indem die subjektiven Wirklichkeiten anderer Systemmitglieder erkannt werden, eröffnen sich neue 
Möglichkeiten, das eigene Verhalten anders wahrzunehmen, Alternativen zu generieren, zu bewerten 
und ggf. umzusetzen. Durch die Diskussion dessen was ist und was sein könnte, kann zum einen 
entschieden werden, ob sich überhaupt etwas verändern soll und wenn ja, was sich wie verändern 
soll. Dieser Prozess kann durch folgende Fragetypen angeregt werden. 

2.1 Fragen zum Problemkontext 

Durch Fragen zum Problemkontext soll das Problem erkannt und aus unterschiedlichen Perspektiven 
mit ihren jeweiligen Bedeutungen Erklärungen und Auswirkungen beschrieben und verstanden wer-
den. Beispiele dazu sind:  

Aus welchem Verhalten besteht das Problem? 
Wem wird dieses Verhalten gezeigt, wem nicht? 
Wo wird dieses Verhalten gezeigt, wo nicht? 
Wann wird dieses Verhalten gezeigt, wann nicht? 
Woran würden Sie erkennen, dass das Problem gelöst ist? 
Wer hat das Verhalten zuerst als Problem bezeichnet? 
Wer reagiert am meisten auf das Problemverhalten, wer am wenigsten? Wen stört es, wen 
nicht? 
Wie erklären Sie sich, dass das Problem entstanden ist?  
Wie erklären Sie sich, dass es zu bestimmten Zeiten auftritt und zu anderen nicht?  
Welche Folgen haben diese Erklärungen? 
Was hat sich in den Beziehungen verändert, als das Problem begann? 
Was würde sich in den Beziehungen verändern, wenn das Problem wieder aufhören würde? 
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2.2 Fragen nach Möglichkeitskonstruktionen 

Durch Fragen nach Möglichkeitskonstruktionen sollen Lösungen gefunden werden, indem Bedingun-
gen erfragt werden, die das Problem aufrecht erhalten oder zur Veränderung beitragen. Beispiele 
dazu sind: 

Wie oft (wie lange, wann) ist das Problem nicht aufgetreten? ⇒ 
⇒ 
⇒ 
⇒ 
⇒ 

⇒ 
⇒ 
⇒ 
⇒ 
⇒ 

⇒ 

⇒ 

Was haben Sie und andere in diesen Zeiten anders gemacht? 
Was sollte in der Arbeitssituation so bleiben wie es ist? 
Was machen Sie gern und gut? 
Was würden Sie als erstes machen, wenn das Problem plötzlich weg wäre? Was würden Sie 
danach machen? 
Wer wäre am meisten überrascht darüber, wenn das Problem weg wäre? 
Was würden Sie am meisten vermissen, wenn das Problem weg wäre? 
Was müssten Sie tun, um Ihr Problem zu behalten oder zu verewigen oder zu verschlimmern?  
Was könnten andere tun, um das Problem zu verschlimmern? 
Wozu wäre es gut, das Problem noch eine Weile zu behalten oder gelegentlich noch darauf 
zurück greifen zu können? 
Was würde sich verschlechtern, wenn das Problem weg wäre? 
Wenn Sie anderen gegenüber nur so tun wollten, als ob das Problem noch da wäre, obwohl es 
nicht mehr da ist, wie müssten Sie sich verhalten? 
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Externe Links 
 
 Anhaltspunkte für die ärztli-

che Gutachtertätigkeit im 
sozialen Entschädigungs-
recht und nach dem Schwer-
behindertengesetz 

http://www.bmgs.bund.de/download/broschueren/K710.pdf 

August-Sander-Schule http://www.senbjs.berlin.de/schule/schulverzeichnis/(y2y45m55cjrqfk3jfbse5w55)/SchulInfo.aspx?ID=0512601301 
 

 Behinderte Menschen im 
Beruf 

http://admin.integrationsaemter.de/uploads/534/ZBI_3_2004_screenopti.pdf 
 

 Beratungsstellen der Auslän-
derbeauftragten 

http://www.berlin.de/sengessozv/auslaender/index.html 
 

Berliner Schulgesetz http://www.sensjs.berlin.de/schule/rechtsvorschriften/schulgesetz/schulgesetz.pdf 
 

Berliner Stadtreinigungsbe-
triebe 

www.bsr.de 

 Berufliche Vorbereitung und 
Eingliederung von Schülerin-
nen und Schülern mit son-
derpädagogischem Förder-
bedarf in der Sek I 

http://www.senbjs.berlin.de/schule/projekte/schulversuch/OH_SV2-Dateien/frame.htm 
 

Berufsbildende Schulen http://www.sensjs.berlin.de/schule/informationen_fuer_schueler/berufsbildende_schulen/berufsbildende_schulen_web.pdf 
 

Berufsvorbereitungs- und
Ausbildungsgesellschaft 
mbH 

www.bbw-berlin.de 

 Bestandsaufnahme und Per-
spektiven des Übergangs 
aus Werkstätten für behin-
derte Menschen auf den 
allgemeinen Arbeitsmarkt 

http://www.isb-berlin.de/dokument/wfb_endbericht.PDF 

Bundesarbeitsgemeinschaft
für Unterstützte Beschäfti-
gung 

http://www.bag-ub.de 
 

 Bundesinstitut für Berufsbil-
dung 

http://www.good-practice.de/bbigbausteine/ 
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 BWB – Berliner Werkstätten 
für Behinderte GmbH 

http://www.bwb-gmbh.de 
 

Delphin-Werkstätten www.Delphin-Werkstatt.de 
 

Diakonie-Werkstätten Berlin
gGmbH 

http://www.diakoniewerkstatt.com 
 

 Die Bedeutung zur Selbst- 
und Fremdeinschätzung im 
beruflichen Integrationspro-
zess 

http://www.feuser.uni-bremen.de/texte/Ginnold_Radatz%20_b.pdf 
 
 

 Gesellschaft für Integration, 
Sozialforschung und Be-
triebspädagogik gGmbH 

www.isb-berlin.de 
 

Hamburger Arbeitsassistenz http://www.hamburger-arbeitsassistenz.de/ 

 Information des Bundesinsti-
tuts für Berufsbildung 

http://www.bibb.de/de/12891.htm 

 Institut für Rehabilitations-
wissenschaften an der Hum-
bold-Universität zu Berlin 

http://www.reha.hu-berlin.de/ 
 

Integral-WfB http://www.integral-berlin.de/werkstatt-fuer-behinderte/index.shtml 
 

Jobcenter http://www.berlinonline.de/berliner-zeitung/berlin/409401.html 
 

 Kaspar Hauser Therapeuti-
kum Berlin 

http://www.kht-berlin.de/index.htm 
 

Lankwitzer Werkstätten
gGmbH 

http://www.fse-wfb.de/lwnet/nn_index.html 
 

LIPT- Erhebungsbogen www.uni-kiel.de/verw/zv/personalrat-cau/Mobbingtest.htm 
Loschmidt-Oberschule http://www.loschmidt-oberschule.de 

 LWB – Lichtenberger Werk-
stätten für Behinderte 
gGmbH 

http://www.lwb-info.de 
 

MOSAIK-Werkstätten für
Behinderte gGmbH 

http://www.mosaik-berlin.de 
 

 NBW – Nordberliner Werk-
gemeinschaft gGmbH 

http://www.nbw-wfb.de 
 

neues Fachkonzept http://www.arbeitsagentur.de/content/de_DE/hauptstelle/a-05/importierter_inhalt/pdf/fachkonzept_bvb4.pdf 
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  OTA-Ausbildungszentrum
der Stiftung für berufliche 
Bildung OTA-Tanyildiz 

http://www.ausbildung-ota.de 
 

 Rahmenlehrplan für Unter-
richt und Erziehung in der 
Berliner Schule, Arbeitslehre 

http://www.senbjs.berlin.de/schule/rahmenplaene/rahmenplaene.asp?STARTITEM=2 
 

 Richtlinien über die Gewäh-
rung von Zuschüssen zur 
Förderung der Berufsausbil-
dung im Land Berlin 

http://www.berlin.de/senwiarbfrau/bildung/regel01.html 
 

 Senatsverwaltung für Bil-
dung, Jugend und Sport 

http://www.sensjs.berlin.de/ 
 

Stigma-Management als
Aufgabe von Integrations-
fachdiensten für Menschen 
mit Lernschwierigkeiten 

http://bidok.uibk.ac.at/library/gehrmann-stigma.html 
 

 Übergang von WfbM auf den 
allgemeinen Arbeitsmarkt   

http://www.isb-berlin.de/dokument/wfb_endbericht.PDF 
 

 Union Sozialer Einrichtungen 
gGmbH 

http://www.u-s-e.org 
 

Verbundausbildung. Ergeb-
nisse, Veröffentlichungen 
und Materialien 

http://www.bibb.de/dokumente/pdf/pr_pr-material_2003_verbundausbildung.pdf 
 

Verwaltungsvorschriften über
die Gewährung von Zu-
schüssen zur Förderung der 
Berufsausbildung im Land 
Berlin   Berufliche Bildung, 
Abschnitt 3 - Förderung von 
auf dem Arbeitsmarkt be-
nachteiligten Jugendlichen 

http://www.berlin.de/senwiarbfrau/bildung/regel03.html 
 

 VfJ – Vereinigung für Ju-
gendhilfe gGmbH  

http://www.vfj-wfb.de 
 

VO- Sonderpädagogik http://www.datenschutz-berlin.de/recht/bln/rv/bildung/sondpaed.htm 
 Werkgemeinschaft für Berlin-

Brandenburg 
http://www.werkgemeinschaftbb.de 
 

 Wohin nach der Grundschu-
le?, Broschüre 

http://www.senbjs.berlin.de/schule/informationen_fuereltern/wegweiser_weiterfuehrende_schulen/weiterfuehrende_schulen.pdf 
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 Zentralverband des Deut-
schen Handwerks 

http://www.zwh.de 
 

 Standorte (NBS) http://www.bics.be.schule.de/son/wir-in-berlin/nbs/schulen/ 
  Arbeit-Schule- Integrations-

Gesellschaft e.V 
http://www.nebs.de/projekttraeger.htm 
 

 Netzwerk Berliner Schüler-
firmen 

http://www.bics.be.schule.de/son/wir-in-berlin/nbs/ 
 

 OSZ-
Konstruktionsbautechnik 

www.osz-kt.de 
 

 OSZ-Körperpflege www.osz-koerperpflege.de 
  Rehabilitationsträger http://www.integrationsaemter.de/webcom/show_lexikon.php?wc_c=558&wc_id=239&PHPSESSID=154da97d556809fd64e8f8ac4682e150 
  Fachlexikon Behinderung

und Beruf (Integrationsamt) 
http://www.integrationsaemter.de/webcom/show_lexikon.php?wc_c=558&wc_id=188 
 

 Fachlexikon Behinderung
und Beruf (Versorgungsamt) 

 http://www.integrationsaemter.de/webcom/show_lexikon.php?wc_c=558&wc_id=298 
 

 Bestandsübersicht http://www.senbjs.berlin.de/jugend/jugendarbeit/jugendberufshilfe/jugendberufshilfe.asp 
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